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A. PRÜFUNGSAUFTRAG 

Die Gesellschafterversammlung der 

TGZ Halle TECHNOLOGIE- UND GRÜNDERZENTRUM HALLE GmbH, 

Halle (Saale) 

- im Folgenden auch kurz "TGZ" oder "Gesellschaft" genannt -

hat uns beauftragt, den Jahresabschluss zum 31 . Dezember 2015 unter Einbeziehung der zu­

grunde liegenden Buchführung und den Lagebericht für das Geschäftsjahr 2015 der Gesell­

schaft, gemäß den Vorschriften der §§ 316 ff. HGB, nach berufsüblichen Grundsätzen zu prüfen 

sowie über das Ergebnis unserer Prüfung schriftlich Bericht zu erstatten. 

Dem Prüfungsauftrag lag der Beschluss der Gesellschafterversammlung vom 22. Juni 2015 zu­

grunde, durch den wir gemäß § 318 Abs. 1 Satz 1 HGB zum Abschlussprüfer gewählt wurden. 

Wir haben den Auftrag unverzüglich angenommen. 

Die Gesellschaft ist nach den in § 267 Abs. 1 HGB bezeichneten Größenmerkmalen als kleine 

Kapitalgesellschaft einzustufen und daher nicht prüfungspflichtig gemäß §§ 316 ff. HGB. 

Gemäß Gesellschaftsvertrag richten sich die Anforderungen an den Jahresabschluss und den 

Lagebericht jedoch nach den Vorschriften des Dritten Buches des Handelsgesetzbuches für 

große Kapitalgesellschaften. Der Jahresabschluss und der Lagebericht sind aufgrund der Be­

stimmungen des Gesellschaftsvertrages freiwillig gemäß §§ 316 ff. HGB zu prüfen. 

Bei unserer Prüfung waren auftragsgemäß auch die Vorschriften des § 53 Abs. 1 Nr. 1 und 

Nr. 2 HGrG zu beachten. 

Wir bestätigen gemäß § 321 Abs. 4 a HGB, dass wir bei unserer Abschlussprüfung die anwend­

baren Vorschriften zur Unabhängigkeit beachtet haben. 
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Über Art und Umfang sowie über das Ergebnis unserer Prüfung erstatten wir den nachfolgen­

den Bericht, der in Übereinstimmung mit den Grundsätzen ordnungsmäßiger Berichterstattung 

bei Abschlussprüfungen (IDW PS 450) erstellt wurde. 

Der Bericht enthält in Abschnitt B. vorweg unsere Stellungnahme zur Lagebeurteilung durch die 

Geschäftsführung. 

Die Prüfungsdurchführung und die Prüfungsergebnisse sind in den Abschnitten C. und D. im 

Einzelnen dargestellt. Die Feststellungen aus der Erweiterung des Prüfungsauftrages werden im 

Abschnitt E. wiedergegeben. Der aufgrund der Prüfung erteilte uneingeschränkte Bestätigungs­

vermerk wird in Abschnitt F. wiedergegeben. 

Unserem Bericht haben wir den geprüften Jahresabschluss, bestehend aus der Bilanz 

(Anlage 1), der Gewinn- und Verlustrechnung (Anlage 2) und dem Anhang (Anlage 3) sowie den 

geprüften Lagebericht (Anlage 4) beigefügt. 

Die rechtlichen und steuerlichen Verhältnisse haben wir in der Anlage 6 tabellarisch dargestellt. 

Für die Durchführung des Auftrags und unsere Verantwortlichkeit, auch im Verhältnis zu Dritten, 

liegen die vereinbarten und diesem Bericht als Anlage beigefügten "Allgemeine Auftragsbedin­

gungen für Wirtschaftsprüfer und Wirtschaftsprüfungsgesellschaften vom 1. Januar 2002" zu­

grunde. Die Höhe unserer Haftung ergibt sich aus Nr. 9 Abs. 2 und Abs. 3 der Allgemeinen Auf­

tragsbedingungen. Im Verhältnis zu Dritten sind Nr. 1 Abs. 2 und Nr. 9 der Allgemeinen Auf­

tragsbedigungen maßgebend. 
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B. GRUNDSÄTZLICHE FESTSTELLUNGEN 

I. Stellungnahme zur Lagebeurteilung durch die Geschäftsführung 

Die Geschäftsführung hat im Lagebericht (Anlage 4) und im Jahresabschluss (Anlagen 1 bis 3), 

die wirtschaftliche Lage der Gesellschaft beurteilt. 

Gemäß § 321 Abs. 1 Satz 2 HGB nehmen wir als Abschlussprüfer mit den anschließenden Aus­

führungen vorweg zur Lagebeurteilung durch die Geschäftsführung im Jahresabschluss und im 

Lagebericht Stellung. Dabei gehen wir insbesondere auf die Beurteilung des Fortbestands und 

der zukünftigen Entwicklung der Gesellschaft unter Berücksichtigung des Lageberichts ein. Un­

sere Stellungnahme geben wir aufgrund unserer eigenen Beurteilung der Lage der Gesellschaft 

ab, die wir im Rahmen unserer Prüfung des Jahresabschlusses und des Lageberichts gewon­

nen haben. 

Folgende Kernaussagen in der Lagebeurteilung sind hervorzuheben: 

Geschäfts- und Rahmenbedingungen 

Gegenstand des Unternehmens 

Gegenstand des Unternehmens ist es, in der Region Halle Hilfestellung im Umgang mit neuen 

Technologien anzubieten, um die Gründung und die Leistungsfähigkeit. insbesondere kleiner 

und mittlerer Unternehmen zu fördern sowie den Arbeitsmarkt nachhaltig zu sichern. 

In diesem Zusammenhang würden durch die TGZ Halle in deren Räumlichkeiten technologisch 

hoch qualifizierte Fach- und Führungskräfte, insbesondere Absolventen aus den Hochschulen 

der Region, die sich selbstständig machen oder an der Gründung neuer Unternehmen beteili­

gen wollen sowie Unternehmen und Personen (-gruppen) mit forderungswürdigen Vorhaben zur 

Entwicklung und Umsetzung neuer Technologien, aufgenommen, gefördert und beraten . 
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Die TGZ Halle GmbH biete jungen, insbesondere technologie- und wachstumsorientierten Un­

ternehmen als Dienstleistung die Bereitstellung von Büro-, Labor-, Rein- und Technikumsräu­

men, Räumen für Tierhaltung sowie Gemeinschaftseinrichtungen, die Unterstützung bei der 

fachlichen Zusammenarbeit mit Universitäten, Hochschulen und außeruniversitären For­

schungseinrichtungen, die Beratung zu relevanten Problemstellungen in der Gründungs- und 

Wachstumsphase, die Vermittlung von Beratungsangeboten externer Fachexperten sowie Hilfe­

stellungen bei der Deckung des Kapitalbedarfs über öffentliche und private Kapitalgeber und 

Förderinstitutionen an. 

Darüber hinaus unterstütze sie kleine und mittlere Unternehmen bei der Beantragung und Um­

setzung von Forschungs- und Entwicklungsvorhaben (Einzel- und Verbundprojekte ), beim 

Wissens- und Technologietransfer, beim Innovationsmanagement und der Durchführung von In­

novationsforen, bei der Qualifizierung auf dem Gebiet neuer Technologien sowie beim Perso­

naltransfer. 

Nach Bedarf und sofern es die Belange der TGZ Halle GmbH rechtfertigen, kann sich die Ge­

sellschaft auch an Unternehmen und Einrichtungen innerhalb und außerhalb der Region Halle 

beteiligen. 

Die Gesellschaft verfolge nicht in erster Linie eigenwirtschaftliche Zwecke. Der Gewinn der Ge­

sellschaft dürfe nur für die satzungsmäßigen Zwecke verwendet werden. Die Gesellschafter 

dürfen keine Gewinnanteile und in ihrer Eigenschaft als Gesellschafter auch keine sonstigen Zu­

wendungen aus Mitteln der Gesellschaft erhalten, da die TGZ Halle GmbH in erster Linie wirt­

schaftsfördernd tätig ist. 
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Vermietung von Forschungsverfügungsgebäuden 

Im Technologiepark weinberg campus in Halle, in unmittelbarer Nähe zu Instituten der Martin­

Luther-Universität Halle-Wittenberg, zu Max-Planck-, Fraunhofer-, Leibniz-, und Helmholtz Insti­

tuten/Zentren, erwarb die TGZ Halle GmbH schrittweise 35.750 m2 Bauland , auf dem bisher 

sechs Neubauten entstanden sind. Zudem wurde ein Altbau saniert. Mit einem realisierten Inve­

stitionsvolumen von ca. EUR 62,6 Mio. wurden ca. 16.900 m2 Hauptnutzfläche geschaffen, die 

unterschiedlich genutzt werden können. Es werden Büroräume, Technikumsräume, S1- und S2-

Labore, Räume für die Tierhaltung und Reinräume für material-wissenschaftliche Untersuchun­

gen und GMP angeboten. 

Ingesamt zeichne sich im Technologiepark weinberg campus eine biotechnologische/biomedizi­

nische und nanotechnologische Ausrichtung ab, die wesentlich getragen werde durch die 

Martin-Luther-Unviersität Halle-Wittenberg und die außeruniversitären Einrichtungen. Die 

Fraunhofer-Gesellschaft habe inzwischen zwei neue Gebäude auf dem Gelände des Technolo­

gieparks weinberg campus errichtet, mit den Spezialisierungen Werkstoffmechanik im Jahr 

2007 und der Spezialisierung Silizium Photovoltaik im Jahre 2013. 

Projekte, Dienstleistungen, Vermarktung und Kooperation 

Die Bereitstellung einer auf die Bedürfnisse von jungen und technologieorientierten Unterneh­

men zugeschnittenen Infrastruktur werde durch umfangreiche Dienstleistungen zur Förderung 

von Innovations- und Gründungskultur sowie von Wissens- und Technologietransfer ergänzt. In 

diesem Zusammenhang seien im Berichtsjahr zum Großteil in Kooperation mit Unternehmen, 

Forschungseinrichtungen und Förderinstitutionen zahlreiche thematische und technologiefeldori­

entierte Veranstaltungen durchgeführt, industrielle und wissenschaftliche Kooperationsprojekte 

initiiert sowie Kongress- und Messebesuche organisiert worden. Beispielhaft seien die Organi­

sation von Gemeinschaftsständen zur Cebit in Hannover, zur CPhl in Madrid , Vertriebs- und 

PR-Aktivitäten zur BIO International Convention in Philadelphia, zur BIO Europe in München, 

zur BioPharm in Bosten und zu den Biotechnologietagen in Köln genannt. Im Ergebnis würden 

zahlreiche Kontakte und vielfältige neue Projekt- und Lieferbeziehungen für die durch die TGZ 

Halle GmbH betreuten Unternehmen stehen. 

- 8 -



BRENNECKE TREUHAND GM B H 
W IJt T SCHA FTSPI UFU N G5 GISI Lu e KAET 

Die Projektarbeit der TGZ Halle GmbH diene einerseits der Unterstützung der aktuellen Mieter 

bei der Weiterentwicklung und Sicherung ihrer Geschäftstätigkeit, um derart einen indirekten Er­

folgsbeitrag zur Sicherung des eigenen Kerngeschäfts (Vermietung) und zur Erfüllung der wei­

teren satzungsgemäßen Ziele zu leisten. Andererseits sollen durch die Initiierung, Entwicklung 

und Umsetzung eigener marktorientierter Projekte/Dienstleistungsangebote direkte Einnahmen 

und damit Erfolgsbeiträge geschaffen werden . 

Gesamtwirtschaftliche und branchenbezogene Rahmenbedingungen 

In der BIO-NANO-Branche und angrenzenden Gebieten sei die Finanzierung von Unternehmen 

sowohl in der Gründungs- als auch in der Wachstumsphase weiterhin mit hohen Risiken behaf­

tet und damit vergleichsweise schwieriger gewesen als in der Gesamtwirtschaft. Die finanziel­

len, wirtschaftspolitischen und fördertechnischen Rahmenbedingungen im Land Sachsen-Anhalt 

und der Region Halle habe die Ansiedlungs- , Gründungs- und Bestandspflegeaktivitäten er­

schwert. Hinzu käme ein verschärfter Standortwettbewerb angrenzender Bundesländer, insbe­

sondere im Hinblick auf die interessante Zielgruppe technologieorientierter Gründungsvorhaben 

und Wachstumsunternehmen. So führten beispielsweise spezielle Kaltmietförderungen oder Be­

triebskostenzuschüsse durch Kommunen und Landesregierungen zu einer teilweise extremen 

Wettbewerbsverzerrung . 

Bericht über das abgelaufene Geschäftsjahr 

Für die TGZ Halle GmbH habe die Sicherung des Mieterbestandes und deren Betreuung hin­

sichtlich betriebs- und finanzwirtschaftlicher Problemstellungen erste Priorität. 

Der Mietzins konnte auch im Jahr 2015 beibehalten werden, obwohl zusätzliche nicht vergütete 

Aufwendungen sowohl im Dienstleistungsbereich als auch durch die Übernahme von nicht vor­

gesehenen Reparaturen entstanden seien. 

Der zunehmende Alterungsprozess der technischen und baulichen Infrastruktur mache zudem 

größere Investitionen und Instandhaltungsmaßnahmen notwendig , um die Attraktivität und 
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Funktionsfähigkeit der Infrastruktur am Standort Halle auch zukünftig zu erhalten. Aus diesem 

Grunde seien im Berichtszeitraum neben der notwendigen Instandhaltung und Reparatur von 

Anlagen und Nebenanlagen umfangreiche Mittel zur Modernisierung von Sanitäranlagen und In­

nenausstattungen in den älteren Gebäuden sowie zur Fassadenmodernisierung eingesetzt wor­

den. Im Geschäftsjahr 2016 würden diese Modernisierungsmaßnahmen fortgesetzt und intensi­

viert. Dies betreffe insbesondere das TGZ I im Weinbergweg 23, welches durch umfangreiche 

bauliche und technische Maßnahmen zukünftsfähig gestaltet werden solle, damit auch hier wei­

terhin junge Technologieunternehmen angesiedelt werden können. 

Um die inhaltliche Profil bildung des Standorts Technologiepark weinberg Campus weiter zu 

stärken sowie kunden- und bedarfsorientierte Dienstleistungsangebote zu unterbreiten und zu­

kunftsfähige Infrastrukturen entwickeln zu können, sei im Berichtsjahr die Erarbeitung eines Zu­

kunftskonzeptes für das Technologie- und Gründerzentrum vorgenommen worden. Dessen 

Fundierung habe u.a. eine Kundenzufriedenheitsanalyse und die Durchführung eines Strategie­

dialoges mit namenhaften Vertretern der Anspruchsgruppen am Standort zu den beiden Hand­

lungsfeldern Gesundheit und Energie gedient. Die Aufnahme einer Mitgliedschaft im Bundesver­

band der deutschen Innovationszentren und die Mitarbeit im Arbeitskreis der Bio-Regionen ziele 

auf eine stärkere Positionierung der TGZ Halle GmbH und eine Unterstützung der Bestandsun­

ternehmen mit branchenspezifischen Informationen und Vernetzungsmöglichkeiten. 

Da die TGZ Halle GmbH über keinen KMU-Status verfüge, werde die Akquisition von eigenbe­

trieblich nutzbaren Projektgeldern bzw. die Übernahme einer Projektträgerschaft auch zukünftig 

schwierig bleiben. Im Ergebnis stehe eine Konzentration auf die indirekte Projektförderung be­

treuter Unternehmen, die Teilnahme an Verbundprojekten, das Angebot marktorientierter Bera­

tungsleistungen und die Zusammenarbait mit Transfereinrichtungen. Diesbezüglich werde die 

bestehende Kooperationsvereinbarung mit dem Univations Institut für Wissen- und Technolo­

gietransfer an der Martin-Luther-Universität Halle-Wittenberg im Laufe des Jahres 2016 inhalt­

lich neu gestaltet. Für das Jahr 2016 seien umfangreiche Investitionen geplant, die allerdings zu 

keiner Erweiterung der Hauptnutzfläche der TGZ Halle GmbH führen werden. Ziel sei die Mo­

dernisierung und bauliche Umgestaltung des Technologie- und Gründerzentrums I im Wein­

bergweg 23. Diesbezügliche Beschlüsse seien in den Aufsichtsgremien gefasst worden und sei­

en im 1. und 2. Quartal 2016 umzusetzen. 
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Ertragslage 

Der Lagebericht stellt die Ertragslage des Geschäftsjahres mit Vorjahresvergleich dar und erläu­

tert wesentliche Sachverhalte: 

- Die Betriebsleistung der Gesellschaft habe sich gegenüber 2014 nicht verändert und liege 

weiterhin bei TEUR 3.851. 

- Die Personalkosten verminderten sich gegenüber dem Vorjahr um TEUR 79 auf TEUR 451 . 

- Das Abschreibungsvolumen des Geschäftsjahres betrage TEUR 2.037 (Vj TEUR 2.177). 

- Die korrespondierende Verminderung der Erträge aus der Auflösung der Sonderposten für 

Investitionszuschüsse zum Anlagevermögen betragen TEUR 1.474 (Vj TEUR 1.600). 

- Die sonstigen betrieblichen Aufwendungen erhöhten sich um TEUR 76 auf TEUR 2.791 . 

- Das Finanzergebnis verminderte sich gegenüber dem Vorjahr leicht um TEUR 8 von 

TEUR 24 auf TEUR 16. 

- Der Jahresüberschuss betrage TEUR 51 und liege damit um TEUR 8 über dem Vorjahresbe­

trag von TEUR 43. 

Finanz- und Vermögenslage 

- Ziel des Finanzmanagements der Gesellschaft sei es, die jederzeitige Aufrechterhaltung der 

Liquidität der Gesellschaft zu gewährleisten, also die Fähigkeit die bestehenden und künfti­

gen finanziellen Verpflichtungen in vollem Umfang zu erfüllen. Ferner solle die Liquidität in 

Höhe der satzungsmäßigen Rücklagen für die Infrastruktur und Bau- und Haustechnikin-
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standhaltung vorhanden sein. 

- Zu diesem Zweck halte die Gesellschaft liquide Mittel bereit, die zum Bilanzstichtag des Be­

richtsjahres rund TEUR 3.766,0 betragen. Aufgrund Umschichtungen in das Finanzanlage­

vermögen und dem Mittelzufluss aus dem Geschäftsbetrieb im Laufe des Jahres 2015 haben 

sich die liquiden Mittel um rund TEUR 937,4 vermindert. 

- Das Gesamtvermögen habe sich gegenüber dem Vorjahr um TEUR 1.474,6 auf 

TEUR 31 .185,1 vermindert (-4,5 %). 

- Der Anteil des langfristig gebundenen Vermögens am Gesamtvermögen habe sich gegen­

über dem Vorjahr von 83,6 % auf 86,0 % erhöht. 

Finanzielle und Nichtfinanzielle Leistungsindikatoren 

Zur Unternehmenssteuerung ziehe die TGZ Halle GmbH insbesondere die Auslastung der zu 

vermietenden Räumlichkeiten heran. Insgesamt seien die Gebäude der TGZ Halle GmbH im 

Berichtsjahr im Durchschnitt mit 94,82 % ausgelastet gewesen. Leerstandzeiten seien zur Ge­

neralinstandsetzung genutzt worden. Zum Bilanzstichtag habe eine Auslastung in Höhe von 

92,86 % der vermietbaren Gesamtfläche bestanden. 

Nachtragsbericht 

Nach Schluss des Geschäftsjahres traten keine Vorgänge von besonderer Bedeutung auf, über 

die entsprechend § 289 Abs. 2 Nr.1 HGB zu berichten wäre. 

Prognosebericht 

In Erfüllung ihrer gesetzlichen Verpflichtung habe die Geschäftsführung der Gesellschaft ihre 

Einschätzungen zur voraussichtlichen Entwicklung der TGZ Halle GmbH und deren wesentliche 

Chancen und Risiken in einem Wirtschaftsplan 2016 und in Entwurfsfassungen für die Jahre 

2017 bis 2021 gebündelt. 
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Jahr Umsatzerlöse Aufwendungen Finanzergebnis Ergebnis vor Steuern 

TEUR TEUR TEUR TEUR 

2016 3.920 3.966 6 -40 

2017 3.990 4.068 6 -72 

2018 3.912 3.976 6 -58 

2019 3.985 3.951 6 40 

2020 3.985 3.931 6 60 

2021 3.985 3.931 6 60 

Dem Aufgabenspektrum der TGZ Halle GmbH als Technologie- und Gründerzentrurn entspre­

chend, seien Chancen für Ansiedlungen, Gründungen und die Weiterentwicklung technologie­

orientierter Wachstumsunternehmen zu betrachten. Grundsätzlich biete die vorgehaltene Infra­

struktur und die Dienstleistungsangebote günstige Rahmenbedingungen für die o.g. Zielgrup­

pen. Da Standortwechselentscheidungen national und international agierender Unternehmen 

wesentlich von Branchentrends, unternehmensspezifischen und persönlichen Präferenzen und 

zum Teil durch Investoren beeinflusst würden, sei eine Prognose des Ansiedlungspotenzials 

eher schwierig. 

Im Rahmen der im Berichtszeitraum entwickelten Zukunftsstrategie seien Ziele, Zielgruppen, 

Handlungsfelder und konkrete Maßnahmen sowie Steuerungs- und Kontrollinstrumente definiert 

worden. Nun gelte es, diese Strategie in den kommenden Jahren stringent umzusetzen. Ent­

scheidend für den Erfolg sei hierbei das regionale Potenzial für Unternehmensgründungen und 

deren Etablierung am Standort. Dies sei insbesondere im Bereich der Hochtechnologie im Ver­

gleich zu Standorten von Wettbewerbern mit ähnlichen Vermietungsflächen eher begrenzt. Des­

halb werde sich die TGZ Halle GmbH auch in den kommenden Jahren weiterhin für die Stär­

kung der Gründungskultur in den Hochschulen und Forschungseinrichtungen der Region enga­

gieren sowie wissens- und technologieorientierten Unternehmen in der Gründungs- und Wachs­

tumsphase dem entsprechend bedarfsorientierte Flächen- und Dienstleistungsangebote unter­

breiten . Aus aktueller Sicht besteht im laufenden Geschäftsjahr 2016 das Ziel der Ansiedlung 

von zwei bis drei technologieorientierten Ausgründungen aus dem regionalen Hochschulumfeld . 
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Für die Ertragsprognose der TGZ Halle GmbH seien insbesondere unternehmensindividuelle 

Entwicklungen der Bestandsunternehmen zu betrachten, besonders die der Mieter mit größeren 

Flächenanteilen . Das seit seiner Gründung im Technologie- und Gründerzentrum befindliche 

Unternehmen ECH Elektrochemie Halle GmbH hat auf Grund von Wachstumsbestrebungen 

zum Ende des Jahres 2015 das Gebäude verlassen und eine eigene Immobilie im Technologie­

park Weinberg Campus bezogen . Die nunmehr leerstehende Fläche i.H.v. ca. 700 m2 werde für 

3 junge Technologieunternehmen modernisiert und umgebaut. Ziel sei es auch, einen Teil die­

ser, sowie weitere Flächen von ca. 250 m2 im Weinbergweg 23 zu einem Inkubator und Akze­

lerator für innovative und technologieorientierte Ausgründungen zu gestalten . Bis zu einem Ein­

zug der Technologieunternehmen und zur zeitgleichen Eröffnung des Inkubators I Akzelerators 

zum Beginn des 3. Quartals 2016 sei keine Vermietung dieser Flächen möglich. Im 3. Quartal 

2016 sei wieder eine Vollauslastung des gesamten Gebäudes vorgesehen . 

Zum gegenwärtigen Zeitpunkt sei zudem unklar, in welchem Umfang sich die Suche eines for­

schungsbasierten Biotechnologieunternehmens nach einem neuen Investor auf dessen Fortbe­

stand am Standort auswirke. Sollte kein Investor gefunden werden, bestünde ab 2018 das Risi­

ko eines erheblichen Leerstandes in einem der Häuser. 

Bedingt durch die Sparmaßnahmen in der Hochschullandschaft des Landes, die damit verbun­

dene Neustrukturierung der Medizinischen Fakultät und den Bau des Proteinzentrums der 

Martin-Luther-Universität deute sich ein Auszug des Zentrums für Angewandte Medizinische 

und Humanbiologische Forschung (ZAMED) aus demselben Gebäude nunmehr für das letzte 

Quartal 2017 an. Dies würde einen zumindest temporären Leerstand im Jahr 2018 verursachen. 

In den Prognosen für die Jahre 2017 bzw. 2018 sei zu berücksichtigen, dass ein Unternehmen, 

dem wegen des Jahrhunderthochwassers im Jahre 2013 und der damit verbundenen Umzugs­

notwendigkeit umfangreiche Räumlichkeiten zur Verfügung gestellt wurden, aktuell einen erneu­

ten Standortwechsel in spezifische Infrastruktureinrichtungen in Erwägung ziehe. Auch dies 

würde wegen der notwendigen Umbaumaßnahmen einen größeren zumindest temporären Leer­

stand im oben genannten Zeitraum zur Folge haben. Die Standortentscheidung falle voraus-
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sichtlich im 2. Quartal 2016 und werde durch die Geschäftsführung intensiv begleitet, so dass 

die Akquisition neuer Mieter und notwendige Umbaumaßnahmen rechtzeitig und planbar erfol­

gen könnte. 

Sollten die oben prognostizierten unternehmensindividuellen Szenarien wie beschrieben eintre­

ten, sei nicht nur im Jahre 2016 sondern insbesondere im Jahr 2018 mit erhöhten Minderein­

nahmen zu rechnen. Im Extremszenario hätte dies für das Geschäftsjahr 2018 ein Absinken der 

Flächenauslastung auf ca. 90% zur Folge. 

In diesem Zusammenhang stehe 2016 die abschließende Diskussion und der Beschluss des 

bereits erarbeiteten Zukunftskonzeptes für die TGZ Halle GmbH und die partnerschaftliche Auf­

gabenerfüllung des Wirtschaftskonzeptes der Stadt Halle (Saale). Dem Ziel der Standortent­

wicklung diene diesbezüglich die Positionierung als Impulsgeber und Koordinator der Standort­

aktivitäten in den kommunalen Innovationsschwerpunkten Life Sciences, Material Sciences und 

Softwareentwicklung ebenso wie die Mitarbeit bei der Koordination des länderübergreifenden 

Clusterschwerpunktes Life Sciences Mitteldeutschland und beispielsweise die intensive Mitar­

beit im Leitmarktarbeitskreis Gesundheit und Medizin des Ministeriums für Wissenschaft und 

Wirtschaft des Landes Sachsen-Anhalt. Darüber hinaus sei es dringend erforderlich, weiterfüh­

rende Voraussetzungen für die Produktion von innovativen werthaitigen Produkten zu schaffen, 

da ansonsten Co-Finanzierungen für die angewandte Forschung in diesen Unternehmen nicht 

gewährleistet werden könnten. Damit wäre entweder die Abwanderung der Unternehmen vom 

Standort oder sogar deren Insolvenz vorprogrammiert. 

Aufgrund der alternden Infrastruktur in den Gebäuden der TGZ Halle GmbH sei in den nächsten 

Jahren mit steigenden Aufwendungen für Instandhaltungsmaßnahmen und Reparaturen zu 

rechnen. In diesem Zusammenhang stehe die Notwendigkeit einer sukzessiven und den spezifi­

schen Anforderungen entsprechenden Modernisierung der Gebäude und der technischen Anla­

gen mit dem Ziel des Erhalts und des Ausbaus der Standortattraktivität sowie die Planung und 

Umsetzung von Investitionsvorhaben. 

Zusammenfassend sei eine positive wirtschaftliche Weiterentwicklung des Technologieparks 

weinberg campus, der TGZ Halle GmbH und damit nicht zuletzt der Stadt Halle (Saale) und der 
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Region zukünftig von der Ganzheitlichkeit im Vorgehen aller Beteiligten (u .a. TGZ, Mieter, Kun­

den, Lieferanten, Netzwerkpartner) abhängig. Ziel sei eine stringente Wertschöpfungskette mit 

den vernetzten Bestandteilen Bildung, Grundlagenforschung, angewandte Forschung, Produkti­

on und Vermarktung, die letztlich Gewerbesteuereinnahmen und Arbeitsplätze sichert. 

Die Geschäftsführung sieht der Entwicklung des Jahres 2016 ff. auch in Anbetracht dieser Risi­

ken verhalten positiv entgegen und geht davon aus, dass alle von den Gesellschaftern und der 

öffentlichen Hand an die Gesellschaft adressierten Aufgaben vollumfänglich unter Wahrung der 

finanziellen Stabilität erfüllt werden könne. 

Chancenbericht 

Das zur Zeit eher positive konjunkturelle Marktumfeld biete Technologieunternehmen grund­

sätzlich Chancen, unternehmerisches Wachstum zu generieren. Dies habe wiederum zur Folge, 

dass zusätzlicher Flächenbedarf entstehe. Um diesen in Gebäuden der TGZ Halle GmbH reali­

sieren zu können, bedürfe es einer detaillierten Kenntnis von unternehmensindividuellen 

Wachstumspotenzialen sowie einer intensiven Betreuung und proaktiven Begleitung dieser 

Technologieunternehmen. Aufgrund des hohen Auslastungsniveaus der Räumlichkeiten in den 

einzelnen Gebäuden der TGZ Halle GmbH bestehe die diesbezügliche Herausforderung darin, 

einerseits kurz- bis mittelfristig unternehmensspezifische Bedarfe zu decken und andererseits 

neue Erweiterungsflächen für diese Bestandsunternehmen und für ansiedlungsinteressierte 

Wachstumsunternehmen zu schaffen oder zu vermitteln. Sollte dies nicht gelingen, bestehe zu­

gleich das Risiko, Unternehmen im Standortwettbewerb zu verlieren. 

Das aktuelle Marktumfeld für Unternehmensgründungen stelle sich je nach Technologie- und 

Branchenschwerpunkt unterschiedlich dar. Während Start-ups mit naturwissenschaftlich basier­

ten Geschäftsmodellen, insbesondere im Bereich Biotechnologie / Life Sciences aufgrund der 

langen Entwicklungsphasen und hohen Markteintrittsbarrieren über einen relativ großen Investi­

tionsbedarf verfügen, besitzen innovative Start-ups, insbesondere mit skalierbaren Geschäfts­

modellen im Bereich IT und Softwareentwicklung relativ geringe Markteintrittsbarrieren, gute 

Entwicklungschancen und eine positive Wahrnehmung bei privaten und institutionellen Investo­

ren. Chancen für die TGZ Halle GmbH bieten sich in diesem Zusammenhang kurz- bis mittelfri-
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stig sowohl im naturwissenschaftlichen als auch im IT- und Softwarebereich sowie in der Verbin­

dung beider Technologieschwerpunkte. Dies begründe sich vor allem aus der hohen Dichte an 

universitären und außeruniversitären Forschungseinrichtungen, der umfänglichen Gründungs­

förderung aus der Wissenschaft und guten Kontakten zu Investoren. 

Diesbezügliche Überlegungen seien Bestandteil der im Berichtszeitraum entwickelten Zukunfts­

strategie, die es in den Folgejahren umzusetzen gilt. 

Risikobericht 

Die im Schwerpunkt auf die Bio- und Nanotechnologie ausgerichtete TGZ Halle GmbH unterlie­

ge im Rahmen der Risikokategorie "Umfeldrisiken/Branchenrisiken" insbesondere einem be­

standsgefährdenden Risiko. Hintergrund hierfür seien Veränderungen der politischen und ge­

setzgeberischen Rahmenbedingungen, die zu nachfolgend aufgeführten Problemstellungen und 

Herausforderungen führen : 

Ein grundsätzliches Risiko bestehe darin , dass alternde Gebäude und vor allem Nebenan­

lagen funktional oder aus Kundensicht wahrgenommen nicht mehr dem Stand der Technik 

und den Kundenbedürfnissen entsprechen . In diesem Zusammenhang stehe das Risiko 

einer abnehmenden Attraktivität und Vermietbarkeit der bestehenden Infrastruktur. Aus 

diesem Grunde seien neben Instandhaltungs- und Wartungsmaßnahmen zukünftig ver­

stärkt umfassende Investitionen zur Modernisierung der bestehenden Infrastruktur not­

wendig. 

Durch die Energiewende kam es in den vergangenen Jahren zum Teil zu erheblichen 

Preissteigerungen für Energie. Dies bedeute für ansässige Unternehmen mit energieinten­

siver Forschung und Produktion eine Minimierung der Rendite. Dies habe wiederum 

grundsätzliche Standortnachteile im nationalen und internationalen Wettbewerb zur Folge. 

Positiv für die TGZ Halle GmbH sei in diesem Zusammenhang die Entscheidung der 

Stadtwerke Halle zu werten, die Energieversorgung durch den Bau eines neuen Schalt­

hauses auf dem Gelände des Technologieparks weinberg Campus zu stabilisieren und 

gemeinsam mit der TGZ Halle GmbH und weiteren Partnern ein Pilotprojekt zur Energie-
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effizienz umzusetzen. 

Technologieorientierte Unternehmen unterlägen zumeist langen und kapitalintensiven Zy­

klen in der Produktentwicklung. Damit verbunden sei zumeist die Notwendigkeit einer Fi­

nanzierung über Wagniskapital. Da Wagniskapitalgeber zumeist eine klare Exit-Strategie 

verfolgen, entstehen standortbezogene Risiken durch potenzielle Verkäufe dieser Unter­

nehmen und dadurch möglicherweise bedingte Standortwechsel. 

Im Wettbewerb um Fach- und Führungskräfte erhielten nicht monetäre Rahmenbedin­

gungen zunehmende Bedeutung. Dies habe einen wesentlichen Einfluss auf Standortent­

scheidungen bestehender und ansiedlungsinteressierter Unternehmen. Aktuell seien die­

se sogenannten weichen Standortfaktoren im Technologiepark weinberg campus und da­

mit auch für die TGZ Halle GmbH unzureichend entwickelt. Aus diesem Grunde bestehe 

ein mittel- bis langfristig hohes Risiko von Nachteilen im Standortwettbewerb. Diese gelte 

es schrittweise und in Kooperation mit den wesentlichen Standortakteuren abzubauen. 

Handlungsansätze ergeben sich u.a. aus der im Berichtszeitraum durchgeführten Mieter­

befragung und aus Diskussionsforen zur Standortentwicklung . 

Die dargestellten Risiken könnten kurz- und mittelfristig zu Mietausfällen führen und damit das 

Fortbestehen des Unternehmens gefährden. In der Stadt Halle (Saale) bestehen erhebliche An­

gebotsreserven an Büroflächen, wodurch der Mietzins für Gewerbeflächen auch im Berichtszeit­

raum auf einem niedrigen Niveau stagniere. Dieser Entwicklung und dem dadurch bedingten 

preislichen Wettbewerb könne nur durch erhöhte Serviceleistungen entgegengewirkt werden, 

wobei diese durch den damit verbundenen Personalaufwand letztlich stetig wachsende Kosten 

verursachen. Nicht zuletzt aus diesem Grund sei eine verstärkte Lobbyarbeit in Bezug auf die 

qualitätsorientierte Positionierung des Standortes notwendig. 
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11. Entwicklungsbeeinträchtigende oder bestandsgefährdende Tatsachen 

Die Entwicklung im laufenden Geschäftsjahr und in den Folgejahren schätzt die Geschäftsfüh­

rung vorsichtig positiv ein und geht davon aus, alle von den Gesellschaftern und der öffentlichen 

Hand adressierten Aufgaben vollumfänglich unter Wahrung der finanziellen Stabilität erfüllen zu 

können . 

Unmittelbare Bestandsgefährdungen sind daher nicht erkennbar. 

Sollten sich die im Lagebericht dezidiert aufgeführten Risiken, wie: 

- die Auswirkungen der Energiewende, erhöhte Energiekosten für die Mieter, 

- erhöhte Restriktionen in Bezug auf den Lärmschutz am Standort, 

- Fachkräftemangel, insbesondere bei Ingenieuren und Naturwissenschaftlern, 

- geringe Gründungsneigung in technologieorientierten Geschäftsfeldern, 

- Verschlechterung der konjunkturellen Lage in Deutschland für Bio-Nano-Technologie und an-

grenzende Bereiche, 

- lange und kapitalintensive Zyklen in der Produktentwicklung von technologieorientierten Un­

ternehmen und damit verbunden die Notwendigkeit der Finanzierung über Wagniskapital 

realisieren, kann dies im mittelfristigen Zeithorizont ab 2018 zu Entwicklungsbeeinträchtigungen 

der Gesellschaft führen. 

Darüber hinaus bestehende Tatsachen und Sachverhalte, die den Fortbestand der Gesellschaft 

gefährden oder deren zukünftige Entwicklung beeinträchtigen können, sind uns im Rahmen der 

Prüfung nicht bekannt geworden. 
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C. GEGENSTAND, ART UND UMFANG DER PRÜFUNG 

Gegenstand unserer Prüfung waren die Buchführung, der Jahresabschluss zum 

31 . Dezember 2015 (Anlagen 1 bis 3) und der Lagebericht für das Geschäftsjahr 2015 (Anla­

ge 4) sowie die Einhaltung der einschlägigen gesetzlichen Vorschriften zur Rechnungslegung 

und der sie ergänzenden Bestimmungen des Gesellschaftsvertrags. 

Den Lagebericht haben wir auch daraufhin geprüft, ob er mit dem Jahresabschluss und den bei 

unserer Prüfung gewonnenen Erkenntnissen in Einklang steht und insgesamt eine zutreffende 

Vorstellung von der Lage der Gesellschaft vermittelt; dabei haben wir auch geprüft, ob die 

Chancen und Risiken der künftigen Entwicklung zutreffend dargestellt sind. 

Daneben wurden wir beauftragt, im Rahmen unserer Abschlussprüfung ergänzend die in § 53 

Abs. 1 Nr. 1 und 2 HGrG aufgeführten Prüfungs- und Darstellungsvorgaben zu beachten und 

darüber in berufsüblichem Umfang zu berichten. Wir verweisen hierzu auf unsere Ausführungen 

in Abschnitt E. dieses Berichtes sowie auf die in Anlage 7 zu diesem Bericht zusammengestell­

ten Angaben. 

Eine Überprüfung von Art und Angemessenheit des Versicherungsschutzes, insbesondere ob 

alle Wagnisse berücksichtigt und ausreichend versichert sind, war nicht Gegenstand unseres 

Prüfungsauftrags. 

Die Geschäftsführung der Gesellschaft ist für die Buchführung und die Aufstellung von Jahres­

abschluss und Lagebericht sowie für die uns erteilten Auskünfte verantwortlich . Unsere Aufgabe 

ist es, die von der Geschäftsführung vorgelegten Unterlagen und die uns übermittelten Informa­

tionen im Rahmen unserer pflichtgemäßen Prüfung zu beurteilen. 

Die Prüfungsarbeiten haben wir - mit Unterbrechungen - in der Zeit von April 2015 bis Mai 2015 

in den Geschäftsräumen der Gesellschaft in Halle und in unserem Büro durchgeführt. Anschlie­

ßend erfolgte die Fertigstellung des Prüfungsberichts. 
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Ausgangspunkt unserer Prüfung war der von uns geprüfte Vorjahresabschluss zum 31. Dezem­

ber 2014 mit uneingeschränktem Bestätigungsvermerk vom 22. Mai 2015; er wurde mit 

Gesellschafterbeschluss vom 22. Juni 2015 unverändert festgestellt. 

Als Prüfungsunterlagen dienten uns die Buchhaltungsunterlagen, die Belege, Grundbuch- und 

Handelsregisterauszüge sowie das Akten- und Schriftgut der Gesellschaft. 

Alle von uns erbetenen Auskünfte , Aufklärungen und Nachweise sind uns von der 

Geschäftsführung und den zur Auskunft benannten Mitarbeitern bereitwillig erbracht worden. 

Ergänzend hierzu hat uns die Geschäftsführung in der berufsüblichen Vollständigkeitserklärung 

schriftlich bestätigt, dass in der Buchführung und in dem zu prüfenden Jahresabschluss alle bi­

lanzierungspflichtigen Vermögenswerte, Verpflichtungen, Wagnisse und Abgrenzungen berück­

sichtigt, sämtliche Aufwendungen und Erträge enthalten, alle erforderlichen Angaben gemacht 

und uns alle bestehenden Haftungsverhältnisse bekannt gegeben worden sind. 

In der Erklärung wird auch versichert, dass der Lagebericht hinsichtlich erwarteter Entwicklun­

gen alle für die Beurteilung der Lage der Gesellschaft wesentlichen Gesichtspunkte sowie die 

nach § 289 HGB erforderlichen Angaben enthält. Vorgänge von besonderer Bedeutung nach 

dem Schluss des Geschäftsjahrs haben sich nach dieser Erklärung nicht ergeben und sind uns 

bei unserer Prüfung nicht bekannt geworden. 

Bei Durchführung unserer Jahresabschlussprüfung haben wir die Vorschriften der 

§§ 316 ff. HGB und die vom IDW festgestellten deutschen Grundsätze ordnungsmäßiger Ab­

schlussprüfung beachtet. Danach haben wir unsere Prüfung problemorientiert - jedoch ohne 

spezielle Ausrichtung auf eine Unterschlagungsprüfung - so angelegt, dass wir Unregelmäßig­

keiten und Verstöße gegen die gesetzlichen Vorschriften, die sich auf die Darstellung des den 

tatsächlichen Verhältnissen entsprechenden Bildes der Vermögens-, Finanz- und Ertragslage 

der Gesellschaft wesentlich auswirken , hätten erkennen müssen . 
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Der Prüfung lag eine Planung der Prüfungsschwerpunkte unter Berücksichtigung unserer vor­

läufigen Lageeinschätzung der Gesellschaft und eine Einschätzung der Wirksamkeit des rech­

nungslegungsbezogenen internen Kontrollsystems (IKS) zugrunde (risikoorientierter Prüfungs­

ansatz). Die Einschätzung basierte insbesondere auf Erkenntnissen über die rechtlichen und 

wirtschaftlichen Rahmenbedingungen. Branchenrisiken, Unternehmensstrategie und die daraus 

resultierenden Geschäftsrisiken sind uns aus Gesprächen mit der Geschäftsführung und Mitar­

beitern der Gesellschaft bekannt. 

Aus den im Rahmen der Prüfungsplanung festgestellten Risikobereichen ergaben sich folgende 

Prüfungsschwerpunkte: 

- Bewertung des Anlagevermögens 

- Vollständigkeit, Richtigkeit und Abgrenzung der Forderungen aus Lieferungen und Leistun-

gen und der Umsatzerlöse 

- Sonstige Einzelsachverhalte mit wesentlichen Auswirkungen auf die Vermögens-, Finanz­

und Ertragslage der Gesellschaft 

Ausgehend von einer vorläufigen Beurteilung des IKS haben wir bei der Festlegung der weite­

ren Prüfungshandlungen die Grundsätze der Wesentlichkeit und der Wirtschaftlichkeit beachtet. 

Sowohl die analytischen Prüfungshandlungen als auch die Einzelfallprüfungen wurden daher 

nach Art und Umfang unter Berücksichtigung der Bedeutung der Prüfungsgebiete und der Or­

ganisation des Rechnungswesens in ausgewählten Stichproben durchgeführt. 

Die Stichproben wurden so ausgewählt, dass sie der wirtschaftlichen Bedeutung der einzelnen 

Posten des Jahresabschlusses Rechnung tragen und es ermöglichen, die Einhaltung der ge­

setzlichen Rechnungslegungsvorschriften ausreichend zu prüfen. 

Zur Prüfung des Nachweises der Vermögens- und Schuld posten der Gesellschaft haben wir teil­

weise Saldenbestätigungen, Bank- und Rechtsanwaltsbestätigungen eingeholt bzw. zugrunde 

gelegt. 
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Hinsichtlich des Sachanlagevermögens haben wir die uns zur Verfügung gestellten Belege aus­

gewertet. 

Hinsichtlich des wesentlichen Teils der Forderungen lag uns eine Saldenbestätigung der EVH 

GmbH, Halle (Saale) vor. 

Hinsichtlich der Verbindlichkeiten aus Lieferungen und Leistungen haben wir uns durch ander­

weitige Nachweise von der Ordnungsmäßigkeit und Richtigkeit der Vermögensposten über­

zeugt. 

Für den Nachweis der Umsatzerlöse haben wir stichprobenweise Mietverträge eingesehen und 

die Werte mit der Finanzbuchhaltung abgeglichen. 

Als Nachweis für die Finanzanlagen und liquiden Mittel haben uns Bankbestätigungen vorgele­

gen. 

Bei der Prüfung der Vollständigkeit und Bewertung von Rückstellungen haben wir uns auf Anga­

ben und Erklärungen der Geschäftsführung gestützt. 

Art, Umfang und Ergebnis der im Einzelnen durchgeführten Prüfungshandlungen sind in unse­

ren Arbeitspapieren festgehalten. 
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D. FESTSTELLUNGEN UND ERLÄUTERUNGEN ZUR RECHNUNGSLEGUNG 

I. Ordnungsmäßigkeit der Rechnungslegung 

1. Buchführung und weitere geprüfte Unterlagen 

Die Finanzbuchhaltung der Gesellschaft wird durch ein externes Fachbüro EDV-gestützt mittels 

der Software DATEVe. G. geführt. Die Anlagenbuchführung sowie die Lohn- und Gehaltsbuch­

haltung wurde von der Kapphan . Huber ' Roos . Majewski Partnerschaftsgesellschaft im Wege 

der elektronischen Datenverarbeitung mittels Software der DATEV e. G. geführt. 

Das von der Gesellschaft eingerichtete rechnungslegungsbezogene interne Kontrollsystem sieht 

dem Geschäftszweck und -umfang angemessene Regelungen zur Organisation und Kontrolle 

der Arbeitsabläufe vor. 

Die Organisation der Buchführung und das rechnungslegungsbezogene interne Kontrollsystem 

ermöglichen die vollständige, richtige, zeitgerechte und geordnete Erfassung und Buchung der 

Geschäftsvorfälle. Der Kontenplan ist ausreichend gegliedert, das Belegwesen ist klar und über­

sichtlich geordnet. Die Bücher der Gesellschaft wurden zutreffend mit den Zahlen der Vorjahres­

bilanz eröffnet und insgesamt während des gesamten Geschäftsjahres ordnungsgemäß geführt. 

Die Informationen, die aus den weiteren geprüften Unterlagen enlnommen wurden, führen zu ei­

ner ordnungsgemäßen Abbildung in Buchführung, Jahresabschluss und Lagebericht. 

Im Hinblick auf die IT -gestützte Rechnungslegung ist festzustellen , dass die Sicherheit der für 

die Zwecke der Rechnungslegung verarbeiteten Daten gewährleistet ist. 

Insgesamt lässt sich feststellen , dass die Buchführung und die weiteren geprüften Unterlagen 

(einschließlich Belegwesen, internes Kontrollsystem und Planungsrechnungen) nach unseren 

Feststellungen den gesetzlichen Vorschriften einschließlich der Grundsätze ordnungsmäßiger 

Buchführung und den ergänzenden Bestimmungen des Gesellschaftsvertrages entsprechen. 

Die Prüfung ergab keine Beanstandungen. 
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2. Jahresabschluss 

Die Gesellschaft ist zum Abschlussstichtag als kleine Kapitalgesellschaft i. S. d. 

§ 267 Abs. 1 HGB einzustufen. Der vorliegende Jahresabschluss zum 31. Dezember 2015 wur­

de gemäß den Bestimmungen des Gesellschaftsvertrages nach den Vorschriften des Dritten 

Buches des Handelsgesetzbuches für große Kapitalgesellschaften aufgestellt. 

Bilanz und Gewinn- und Verlustrechnung sind ordnungsgemäß aus der Buchführung und den 

weiteren geprüften Unterlagen abgeleitet. Die Gliederung der Bilanz (Anlage 1) erfolgt nach 

dem Schema des § 266 Abs. 2 und 3 HGB. Die Gewinn- und Verlustrechnung (Anlage 2) wurde 

nach dem Gesamtkostenverfahren gemäß § 275 Abs. 2 HGB aufgestellt. 

Soweit in der Bilanz, in der Gewinn- und Verlustrechnung oder im Anhang Darstellungswahl­

rechte bestehen, erfolgen die entsprechenden Angaben überwiegend in der Bilanz oder in der 

Gewinn- und Verlustrechnung. 

In dem von der Gesellschaft aufgestellten Anhang (Anlage 3) sind die auf die Bilanz und die 

Gewinn- und Verlustrechnung angewandten Bilanzierungs- und Bewertungsmethoden ausrei­

chend erläutert. Alle gesetzlich geforderten Einzelangaben sowie die wahlweise in den Anhang 

übernommenen Angaben zur Bilanz sowie zur Gewinn- und Verlustrechnung sind vollständig 

und zutreffend dargestellt. 

Die Schutzklausel des § 286 Abs. 4 HGB ist bezüglich der Angaben zu den Geschäftsführerge­

hältern im Anhang zu Recht in Anspruch genommen worden. 

Der Jahresabschluss entspricht damit nach unseren Feststellungen den gesetzlichen Vorschrif­

ten einschließlich der Grundsätze ordnungsmäßiger Buchführung und den ergänzenden 

Bestimmungen des Gesellschaftsvertrags. Die Prüfung ergab keine Beanstandungen. 
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3. Lagebericht 

Die Prüfung des Lageberichts für das Geschäftsjahr 2015 (Anlage 4) hat ergeben, dass der La­

gebericht mit dem Jahresabschluss und den bei der Prüfung gewonnenen Erkenntnissen im 

Einklang steht und dass er insgesamt eine zutreffende Vorstellung von der Lage des Unterneh­

mens vermittelt. 

Ferner hat die Prüfung ergeben, dass die wesentlichen Chancen und Risiken der künftigen Ent­

wicklung zutreffend im Lagebericht dargestellt sind und dass die Angaben nach 

§ 289 Abs. 2 HGB sowie weiterer gesetzlicher Vorschriften vollständig und zutreffend sind. 

Insgesamt kann festgestellt werden, dass der Lagebericht alle vorgeschriebenen Angaben ent­

hält und den gesetzlichen Vorschriften und den ergänzenden Bestimmungen des Gesellschafts­

vertrages entspricht. 

11. Gesamtaussage des Jahresabschlusses 

1. Feststellungen zur Gesamtaussage des Jahresabschlusses 

Unsere Prüfung hat ergeben, dass der Jahresabschluss insgesamt, d. h. als Gesamtaussage 

des Jahresabschlusses - wie sie sich aus dem Zusammenwirken von Bilanz, Gewinn- und Ver­

lustrechnung und Anhang ergibt - unter Beachtung der Grundsätze ordnungsmäßiger Buchfüh­

rung oder sonstiger maßgeblicher Rechnungslegungsgrundsätze ein den tatsächlichen Verhält­

nissen entsprechendes Bild der Vermögens-, Finanz- und Ertragslage der Gesellschaft vermit­

telt (§ 264 Abs. 2HGB). 

Im Übrigen verweisen wir auf die analysierende Darstellung der Vermögens-, Finanz- und Er­

tragslage in Abschnitt D. 111. 
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2. Wesentliche Bewertungsgrundlagen und deren Änderungen 

In dem Jahresabschluss der TGZ Halle TECHNOLOGIE- UND GRÜNDERZENTRUM HALLE 

GmbH erfolgte die Bilanzierung und Bewertung unter der Annahme der Fortführung der Unter­

nehmenstätigkeit (going concern; § 252 Abs. 1 Nr. 2 HGB). Die Bilanzierungs- und Bewertungs­

methoden wurden grundsätzlich unverändert zum Vorjahr angewendet. 

Sachverhaltsgestaltende Maßnahmen, die sich wesentlich auf die Vermögens- , Finanz- und Er­

tragslage auswirken, wurden nicht durchgeführt. Im Übrigen verweisen wir hierzu auf die Aus­

führungen im Anhang (Anlage 3). 

111. Analyse der Vermögens-. Finanz- und Ertragslage 

Zur Analyse der Vermögens-, Finanz- und Ertragslage haben wir die Posten der Bilanz und der 

Gewinn- und Verlustrechnung nach betriebswirtschaftlichen Gesichtspunkten geordnet, wobei 

sich die Darstellung auf eine kurze Entwicklungsanalyse beschränkt. Die Analyse ist nicht auf 

eine umfassende Beurteilung der wirtschaftlichen Lage der Gesellschaft ausgerichtet. 

1. Vermögenslage (Bilanz) 

In der folgenden Bilanzübersicht sind die Posten zum 31. Dezember 2015 nach betriebswirt­

schaftlichen Gesichtspunkten zusammengefasst und den entsprechenden Bilanzposten zum 

31. Dezember 2014 gegenübergestellt (vgl. Anlage 1). 

Zur Darstellung der Vermögensstruktur werden die Bilanzposten der Aktivseite dem langfristi­

gen (Fälligkeit größer als ein Jahr) bzw. dem kurzfristig gebundenen Vermögen zugeordnet. 

Zur Darstellung der Kapitalstruktur werden die Bilanzposten der Passivseite dem Eigen- bzw. 

Fremdkapital zugeordnet, wobei innerhalb des Fremdkapitals eine Zuordnung nach langfristiger 

(Fälligkeit größer als ein Jahr) bzw. kurzfristiger Verfügbarkeit erfolgt. 

- 27-



BRENNBCKE TREUHAND GMBH 
W I. T~( HA fTS P l tnu NG S GE'" t LS C HAfT 

Vermögensstruktur 

2015 2014 +/-
TEUR ~ TEUR ~ TEUR ~ 

Sachanlagen 25.312 81 27.308 84 -1 .996 -7 

Finanzanlagen 1.500 __ 5 0 __ 0 1.500 0 

Langfristig gebundenes Vermögen 26.812 ~ 27.308 ---.M -496 -2 

Forderungen aus Lieferungen und Leistungen 8 0 80 0 -72 -90 

Sonstige Vermögensgegenstände 592 2 562 2 30 5 

Rechnungsabgrenzungsposten 7 __ 0 6 __ 0 17 

Kurzfristig gebundenes Vermögen 607 __ 2 648 __ 2 -41 -6 

Liquide Mittel 3.766 ~ 4.703 ---.1.± -937 -20 
31 .185 ..1.QQ 32.659 ..1.QQ -1.474 -5 

Kapitalstruktur 
2015 2014 +/-

TEUR ~ TEUR ~ TEUR ~ 

Gezeichnetes Kapital 26 _ _ 0 26 __ 0 0 0 

Kapitalrücklage 12.726 41 12.726 39 0 0 

satzungsmäßige Rücklage 1.706 5 1.655 5 51 3 

Andere Gewinnrücklagen 40 __ 0 40 __ 0 0 0 

Rücklagen 14.472 46 14.421 44 51 0 

Bilanzgewinn/-verlust 0 _ _ 0 0 __ 0 0 0 

Eigenkapital 14.498 ~ 14.447 ~ 51 0 

Sonderposten für Investitionszuschüsse 15.776 -.2.1 17.250 ~ -1.474 -9 

Steuerrückstellungen 0 0 33 0 -33 -100 

Sonstige Rückstellungen 267 315 1 -48 -15 

Verbindlichkeiten aus Lieferungen und Leistungen 215 1 264 1 -49 -19 

Übrige Verbindlichkeiten und 
Rechnungsabgrenzungsposten 429 __ 1 350 __ 1 79 23 

Kurzfristiges Fremdkapital 91 1 __ 3 962 __ 3 -51 -5 
31.185 ..1.QQ 32.659 ..1.QQ -1.474 -5 
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Die Bilanzsumme der Gesellschaft hat sich gegenüber dem Vorjahr um TEUR 1.474 (4,5 %) auf 

TEUR 31 .185 verringert. 

Der Buchwert des Sachanlagevermögens ist saldiert mit den Zugängen von TEUR 41 und durch 

planmäßige Abschreibungen in Höhe von TEUR 2.037 auf TEUR 1.996 gesunken. Demgegen­

über erhöhten sich die Finanzanlagen durch Umschichtung der liquiden Mittel um TEUR 1.500. 

Das langfristig gebundene Vermögen verminderte sich insgesamt um TEUR 496. Die liquiden 

Mittel verminderten sich durch die vorbezeichnete Umschichtung um TEUR 937. Das kurzfristig 

gebundene Vermögen ging insgesamt um TEUR 41 zurück. 

Insgesamt beträgt das Anlagevermögen 86 % der Bilanzsumme. Finanziert ist das Anlagever­

mögen durch Eigenkapital (einschließlich der Rücklagen beträgt dies TEUR 14.498 oder 46 % 

der Bilanzsumme ), und Investitionszuschüsse, die als Sonderposten zum Anlagevermögen aus­

gewiesen sind. Die Sonderposten für Investitionszuschüsse zum Anlagevermögen haben im 

Geschäftsjahr TEUR 15.776 oder 51 % der Bilanzsumme betragen . 

Anlagevermögen 

Immaterielle Vermögensgegenstände sind auf einen verbleibenden Erinnerungswert von ei­

nen Euro abgeschrieben. 

Die Veränderungen der Sachanlagen um 7 % von TEUR 27.308 auf TEUR 25.312 

(Verminderung um TEUR 1.996) resultiert nahezu vollständig aus den planmäßigen Abschrei­

bungen des Geschäftsjahres. Die Zugänge des Geschäftsjahres betragen insgesamt TEUR 41 . 

Der überwiegende Anteil des Sachanlagevermögens betrifft Grundstücke und Gebäude sowie 

Außenanlagen mit einem Gesamtbuchwert von TEUR 22.586 (Vj TEUR 23.933). 

Die zur Errichtung der Gebäude erhaltenen öffentlichen Zuschüsse erfolgen als Bruttoausweis 

im passiven Sonderposten für Investitionszuschüsse zum Anlagevermögen . 

Die Umbauarbeiten am TGZ I sind unter "Anlagen im Bau" ausgewiesen (TEUR 38). 
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Sachanlagen 
Die Entwicklung des Sachanlagevermögens stellt sich im Berichtsjahr wie folgt dar: 

Buchwert Buchwert 
01.01.2015 Zugänge Abgänge Abschreibungen 31.12.2015 

Objekt in TEUR in EUR in EUR in EUR in TEUR 

Grundstücke 
Grundstück TGZ I 1.001 0 0 0 1.001 

Grundstück TGZ 11 230 0 0 0 230 

Grundstück TGZ 111 316 0 0 0 317 

Grundstück 
Verwaltungsgebäude 44 0 0 0 44 

Grundstück MZG 11+111 249 0 0 0 249 

1.841 0 0 0 1.841 
._---------------------------------------------------- --------~ Bauten 
Geschäftsgebäude TGZ I 542 0 0 147 395 

Geschäftsgebäude TGZ II 5.073 0 0 476 4.597 

Geschäftsgebäude TGZ III 10.718 0 0 427 10.291 

Verwaltungsgebäude 229 0 0 10 219 

Mehrzweckgebäude I 1.046 0 0 46 1.000 

Mehrzweckgebäude 11 1.551 0 0 56 1.495 

Mehrzweckgebäude 111 2.593 0 0 90 2.503 

21 .752 0 0 1.252 20.500 
---------------------------------------------------------------
Außenanlagen 
Außenanlage TGZ I 0 0 0 0 0 

Außenanlage TGZ 11 104 0 0 20 84 

Außenanlage TGZ III 110 0 0 61 49 

Außenanlage 
Verwaltungsgebäude 4 0 0 4 0 
Außen anlage MZG I 23 0 0 3 20 

Außenanlage MZG 11 0,7 0 0 0,3 0,4 

Außenanlage MZG 111 98 0 0 6 92 

340 0 0 95 245 

Summe Grundstücke, 
Bauten und Außenanla- 23.932 0 0 1.347 22.585 

.~~------------------------------------------------------------Ubrige Ausstattung! 
sonstige Betriebs- und 
Geschäftsausstattungen 
Ausstattung Gebäude 835 0 0 147 688 

sonstige Betriebs- und 
Geschäftsausstattung 
Anlagen im Bau TGZ I 

Sachanlagen gesamt 

2.541 
o 

3.376 

27.308 

3 
38 
41 

41 
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Umlaufvermögen 

Das kurzfristig gebundene Vermögen hat sich insgesamt um TEUR 41 auf TEUR 607 (Vj TEUR 

648) vermindert. 

Im Vorratsvermögen werden in Anlehnung an wohnungswirtschaftliche Standards die Forde­

rungen aus noch nicht abgerechneten Mietnebenkosten ausgewiesen. Davon werden die von 

den Mietern erhaltenen Vorauszahlungen (erhaltene Anzahlungen) offen abgesetzt, so dass un­

ter dieser Position bei Nachzahlungen der Mieter die noch abzurechnenden Beträge erscheinen. 

Die Forderungen aus Lieferungen und Leistungen betragen am Bilanzstichtag TEUR 8 

(Vj TEUR 80). 

Die sonstigen Vermögengegenstände stiegen von TEUR 562 auf TEUR 592 an. Der Anstieg 

um TEUR 30 ist im Wesentlichen auf die Erhöhung der Forderungen aus der Überleitung der 

Mieterdirektabrechnungen der Energieversorgung Halle mit TEUR 505 (Vj TEUR 440) zurückzu­

führen. 

Der aktive Rechnungsabgrenzungsposten erhöhte sich gegenüber dem Vorjahr von TEUR 6 

aufTEUR 7. 

Die Entwicklung der liquiden Millel wird in der Kapitalflussrechnung (vgl. D. 111. 2.) dargestellt 

und erläutert. 
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Langfristiges Kapital 

Eigenkapital und Sonderposten für Investitionszuschüsse zum Anlagevermögen 

Das Eigenkapital der Gesellschaft hat sich um TEUR 51 (0,4 %) auf TEUR 14.498 erhöht 

(Vj TEUR 14.447). Die Erhöhung resultiert aus dem Jahresüberschuss 2015 von TEUR 51 (Vj 

TEUR 43). Gemäß den Bestimmungen des Gesellschaftsvertrages ist dieser den satzungsmä­

ßigen Gewinnrücklagen zugeführt. Das Stammkapital , die Kapitalrücklage und die Gewinnrück­

lage haben sich im Berichtsjahr nicht verändert. 

Die bilanzielle Eigenkapitalquote der Gesellschaft beträgt damit zum Abschlussstichtag 46,4 % 

(Vj 44,2 %). 

Der Sonderposten für Investitionszuschüsse zum Anlagevermögen beträgt TEUR 15.776 

gegenüber TEUR 17.250 im Vorjahr. 

Die Auflösung von TEUR 1.474 erfolgte planmäßig. Die planmäßige Auflösung orientiert sich an 

der korrespondierenden Abschreibung der geförderten Vermögensgegenstände (Gebäude und 

Außenanlagen TGZ I bis 111 und Applikationszentrum). 

Das langfristige Kapital (Eigenkapital und Sonderposten) beträgt 97 % (Vj 97 %) der Bilanzsum­

me und deckt das gesamte gebundene Vermögen vollständig ab. 

Kurzfristiges Fremdkapitall Rechnungsabgrenzung 

Das kurzfristig gebundene Fremdkapital beträgt TEUR 911 und hat sich gegenüber dem Vorjahr 

um TEUR 51 vermindert. Die Abnahme resultiert aus der Verringerung der Steuerrückstellungen 

um TEUR 33, den sonstigen Rückstellungen (TEUR 48) sowie den Verbindlichkeiten aus liefe­

rungen und Leistungen (TEUR 48). Dem gegenüber steht der Anstieg der erhaltenen Anzahlun­

gen von TEUR 63 und der übrigen Verbindlichkeiten und Rechnungsabgrenzungsposten von 

TEUR 15. 

Steuerrückstellungen waren im Geschäftsjahr nicht zu bilden. 
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Die sonstigen Rückstellungen verringerten sich um TEUR 48 auf TEUR 267. Wesentlicher 

Grund für den Rückgang der sonstigen Rückstellungen ist die Minderung der Rückstellungen für 

Urlaubskosten (TEUR - 60). 

Ein wesentlicher Posten in den Rückstellungen betrifft die Übernahme des Forderungsausfallri­

sikos durch die EVH von TEUR 170. 

Die übrigen Rückstellungen veränderten sich der Höhe nach jeweils nur geringfügig . 

Die Verbindlichkeiten aus Lieferungen und Leistungen beinhalten vor allem Verbindlichkei­

ten aus Betriebskostenabrechnungen gegenüber der EVH GmbH im Rahmen des mit ihr ge­

schlossenen Dienstleistungsvertrages von TEUR 136 (Vj TEUR 208). Alle Verbindlichkeiten aus 

Lieferungen und Leistungen waren zum Zeitpunkt der Prüfung ausgeglichen. 

Die erhaltenen Anzahlungen betragen im Geschäftsjahr TEUR 312 (TEUR 249) und betreffen 

Überzahlungen von Mietern aus Nebenkosten. 

Unter den sonstigen Verbindlichkeiten werden zum Bilanzstichtag Steuerverbindlichkeiten 

von TEUR 31 (Vj TEUR 70) ausgewiesen. Es handelt sich hierbei um Umsatzsteuer, Lohn- und 

Kirchensteuer. Unter dem Posten werden ferner Tantiemeverbindlichkeiten von TEUR 17 

(Vj TEUR 16) und Kautionen von TEUR 18 (Vj TEUR 13) ausgewiesen sowie Verbindlichkeiten 

aus sozialer Sicherheit von TEUR 1 (Vj TEUR 1). Außerdem werden Verbindlichkeiten gegen­

über der EVH in Höhe von TEUR 48 brutto ausgewiesen. 
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2. Finanzlage (Kapitalflussrechnung) 

Zur Beurteilung der Finanzlage wurde von uns die nachstehende Kapitalflussrechnung auf der 

Grundlage des Finanzmittelfonds (= kurzfristig verfügbare flüssige Mittel) gemäß DRS 2 zur Ka­

pitalflussrechnung mit entsprechendem Vorjahresausweis erstellt: 

+ 

+ / -

+ 

= 

= 

+ 

= 

Jahresüberschuss 

Abschreibungen auf Gegenstände des Anlagevermögens 

Abnahme der Rückstellungen 

Abnahme/Zunahme der Vorräte, der Forderungen aus Lieferungen 
und Leistungen sowie anderer Aktiva (soweit nicht Investitions-
oder Finanzierungstätigkeit) 

Zunahme der Verbindlichkeiten aus Lieferungen und Leistungen 
sowie anderer Passiva (soweit nicht Investitions- oder 
Finanzierungstätigkeit) 

Cash-Flow aus laufender Geschäftstätigkeit 

Auszahlungen für Investitionen in das Sachanlagevermögen 

Auszahlungen für Investitionen in das immaterielle 
Anlagevermögen 

Cash-Flow aus Investitionstätigkeit 

Zahlungswirksame Veränderung des Finanzmittelfonds 

Finanzmittelfonds am Anfang der Periode 

Finanzmittelfonds am Ende der Periode 
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2015 

TEUR 

51 

563 

-81 

42 

29 

604 

-41 

-1.500 

-1.541 

-937 

4.703 

3.766 

2014 

TEUR 

42 

578 

-155 

-164 

213 

514 

-6 

1.500 

1.494 

2.008 

2.695 

4.703 
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Der Cash-Flow aus laufender Geschäftstätigkeit von TEUR 604 (Vj TEUR 514) resultiert 

überwiegend aus dem Jahresüberschuss und den Abschreibungen auf Gegenstände des Anla­

gevermögens von insgesamt TEUR 614 (Vj TEUR 620). 

Die Zu- und Abnahme der übrigen Vermögensposten und anderer Aktiva, der Rückstellungen 

sowie die Zu- und Abnahme der Verbindlichkeiten aus Lieferungen und Leistungen sowie ande­

rer Passiva führte zu einem Cash-Flow-Beitrag von TEUR -10 (Vj TEUR -106) im Geschäfts­

jahr. 

Aufgrund der Umschichtungen der liquiden Mittel in Finanzanlagen ergibt sich ein Cash-Flow 

aus Investitionstätigkeit von TEUR -1.541 (Vj TEUR 1.494). 

Wesentliche Investitionen in das Sachanlagevermögen erfolgten nicht. Die Investitionen betra­

gen insgesamt TEUR 41 . 

Aus dem Cash-Flow aus laufender Geschäftstätigkeit von TEUR 604 und dem Cash-Flow 

aus Investitionstätigkeit von TEUR -1.541 ergibt sich die zahlungswirksame Minderung des Fi­

nanzmittelfonds von TEUR 937, so dass sich die Finanzmittel (= sofort verfügbare liquide Mittel) 

von TEUR 4.703 im Vorjahr auf TEUR 3.766 am Bilanzstichtag vermindert haben. 
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3. Ertragslage (Gewinn- und Verlustrechnung) 

Die aus der Gewinn- und Verlustrechnung (Anlage 2) abgeleitete Gegenüberstellung der Er­

folgsrechnungen in Form einer betriebswirtschaftlichen Aufgliederung der beiden Geschäftsjah­

re 2015 und 2014 zeigt folgendes Bild der Ertragslage und ihrer Veränderungen: 

2015 2014 +1-
TEUR ~ TEUR ~ TEUR ~ 

Umsatzerlöse 

Umsatzerlöse 3.822 99 4.018 104 -196 -5 

Bestandsänderungen 5 0 -195 -5 200 >100 

sonstige betriebliche Erträge 24 __ 1 28 _ _ 1 -4 -14 

Betriebsleistung 3.851 100 3.851 100 0 0 

Personalaufwand -451 -12 -530 -14 79 15 

Abschreibungen -563 -15 -577 -15 14 2 

Sonstige betriebliche Aufwendungen -2 .790 -72 -2.715 -71 -75 -3 

Sonstige Steuern -2 __ 0 -2 _ _ 0 0 0 

Betriebsaufwand -3.806 -99 -3.824 -100 18 0 

Betriebsergebnis 45 27 0 18 67 

Finanz- und BeteiJigungsergebnis 16 24 -8 

Ergebnis vor Ertragsteuern 61 51 10 

Ertragsteuem -10 -8 -2 

Jahresergebnis 51 43 8 
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Die Ertragslage der Gesellschaft ist wesentlich durch Umsätze aus Vermietungstätigkeit und da­

mit verbundenen Erträgen und Aufwendungen geprägt. Gegenüber dem Vorjahr sind die Um­

satzerlöse der Gesellschaft um TEUR 196 oder 5 % auf nunmehr TEUR 3.822 zurückgegan­

gen. Rechnet man die sonstigen betrieblichen Erträge hinzu und zieht die Bestandsänderungen 

ab, ergibt sich eine Betriebsleistung von TEUR 3.851 (Vj TEUR 3.851). 

Die Personalaufwendungen haben sich gegenüber dem Vorjahr um TEUR 79 auf TEUR 451 

vermindert. 

Die durchschnittliche Mitarbeiterzahl inklusive Geschäftsführung hat im abgelaufenen Ge­

schäftsjahr sechs Personen betragen. 

Die Abschreibungen auf das Anlagevermögen beinhalten planmäßige Abschreibungen in Höhe 

von TEUR 2.037 (Vj TEUR 2.177). Korrespondierend mit den Abschreibungen verminderten 

sich die von den Abschreibungen auf Sachanlagen offen saldierten Erträge aus der Auflösung 

des Sonderpostens für Investitionszuschüsse um TEUR 1.474 (Vj TEUR 1.600). 

Absolut haben sich die sonstigen betrieblichen Aufwendungen um TEUR 75 gegenüber dem 

Vorjahr erhöht und betragen nunmehr TEUR 2.790. 

Die sonstigen betrieblichen Aufwendungen setzen sich im Wesentlichen wie folgt zusammen: 

2015 2014 Veränderung 
TEUR TEUR TEUR 

Raumkosten (Grundstücksaufwand, 2.325 2.231 94 

Gebäudemanagement EVH) 

Versicherungen, Beiträge und Abgaben 26 26 0 

Reparaturen und Instandhaltungen 264 214 50 

Fahrzeugkosten 16 51 -35 

Werbe- und Reisekosten 30 40 -10 

Übrige Aufwendungen 129 153 -23 

2.790 2.715 75 
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Das Betriebsergebnis vor Zinsen und Ertragsteuern (EBIT) hat sich von TEUR 27 im Jahr 2014 

auf TEUR 45 im Geschäftsjahr erhöht. 

Das Finanzergebnis hat sich gegenüber dem Vorjahr um TEUR 8 von TEUR 24 in 2014 auf 

TEUR 16 in 2015 vermindert. 

Insgesamt beträgt das Betriebsergebnis vor Ertragsteuern TEUR 61 (Vj TEUR 51). 

Die Ertragsteuern betreffen Körperschaftsteuer (einschließlich Kapitalertragsteuer) von TEUR 9 

(Vj TEUR 7) und Solidaritätszuschlag von TEUR 1 (Vj TEUR 1). 

Nach Abzug der Ertragsteuern ergibt sich ein Jahresergebnis von EUR 50.696,29 

(Vj EUR 42.742,15). 
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E. FESTSTELLUNGEN AUS DEN ERWEITERUNGEN DES PRÜFUNGSAUFTRAGES 

I. Feststellungen im Rahmen der Prüfung nach § 53 HGrG 

Bei unserer Prüfung haben wir auftragsgemäß die Vorschriften des § 53 Abs. 1 Nr. 1 und 2 

HGrG und die hierzu vom IDW nach Abstimmung mit dem Bundesministerium der Finanzen, 

dem Bundesrechnungshof und den Landesrechnungshöfen veröffentlichten IDW PS 720 "Fra­

gebogen zur Prüfung nach § 53 HGrG" beachtet. 

Dementsprechend haben wir auch geprüft, ob die Geschäfte ordnungsgemäß, d. h. mit der er­

forderlichen Sorgfalt und in Übereinstimmung mit den einschlägigen handelsrechtlichen Vor­

schriften und den Bestimmungen des Gesellschaftsvertrages geführt worden sind. 

Die im Gesetz und in den dazu vorliegenden Prüfungsgrundsätzen geforderten Angaben haben 

wir in Anlage 7 zu diesem Bericht zusammengestellt. 

Unsere Prüfung hat keine Feststellung ergeben, die nach unserer Auffassung für die Beurtei­

lung der Ordnungsmäßigkeit der Geschäftsführung von Bedeutung sind. 
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F. WIEDERGABE DES BESTÄTIGUNGSVERMERKS UND SCHLUSSBEMERKUNG 

Nach dem abschließenden Ergebnis unserer Prüfung haben wir dem Jahresabschluss zum 

31 . Dezember 2015 (Anlagen 1 bis 3) und dem Lagebericht für das Geschäftsjahr 2015 

(Anlage 4) der TGZ Halle TECHNOLOGIE- UND GRÜNDERZENTRUM HALLE GmbH, Halle 

(Saale), unter dem Datum vom 19. Mai 2016 den folgenden uneingeschränkten Bestätigungs­

vermerk erteilt, der hier wiedergegeben wird: 

"Bestätigungsvermerk des Abschlussprüfers 

Wir haben den Jahresabschluss - bestehend aus Bilanz, Gewinn- und Verlustrechnung sowie An­
hang - unter Einbeziehung der Buchführung und den Lagebericht der TGZ Halle TECHNOLOGIE­
UND GRÜNDERZENTRUM HALLE GmbH für das Geschäftsjahr vom 1. Januar bis zum 
31. Dezember 2015 geprüft. Die Buchführung und die Aufstellung von Jahresabschluss und 
Lagebericht nach den deutschen handelsrechtlichen Vorschriften und den ergänzenden 
Bestimmungen des Gesellschaftsvertrags liegen in der Verantwortung der gesetzlichen Vertreter der 
Gesellschaft. Unsere Aufgabe ist es, auf der Grundlage der von uns durchgeführten Prüfung eine 
Beurteilung über den Jahresabschluss unter Einbeziehung der Buchführung und über den 
Lagebericht abzugeben. 

Wir haben unsere Jahresabschlussprüfung nach § 317 HGB unter Beachtung der vom Institut der 
Wirtschaftsprüfer (IDW) festgestellten deutschen Grundsätze ordnungsmäßiger Abschlussprüfung 
vorgenommen. Danach ist die Prüfung so zu planen und durchzuführen, dass Unrichtigkeiten und 
Verstöße, die sich auf die Darstellung des durch den Jahresabschluss unter Beachtung der Grund­
sätze ordnungsmäßiger Buchführung und durch den Lagebericht vermittelten Bildes der Vermögens­
, Finanz- und Ertragslage wesentlich auswirken, mit hinreichender Sicherheit erkannt werden. Bei 
der Festlegung der Prüfungshandlungen werden die Kenntnisse über die Geschäftstätigkeit und über 
das wirtschaftliche und rechtliche Umfeld der Gesellschaft sowie die Erwartungen über mögliche 
Fehler berücksichtigt. Im Rahmen der Prüfung werden die Wirksamkeit des rechnungslegungsbezo­
genen internen Kontrollsystems sowie Nachweise für die Angaben in Buchführung, Jahresabschluss 
und Lagebericht überwiegend auf der Basis von Stichproben beurteilt. Die Prüfung umfasst die Beur­
teilung der angewandten Bilanzierungsgrundsätze und der wesentlichen Einschätzungen der gesetz­
lichen Vertreter sowie die Würdigung der Gesamtdarstellung des Jahresabschlusses und des 
Lageberichts. Wir sind der Auffassung, dass unsere Prüfung eine hinreichend sichere Grundlage für 
unsere Beurteilung bildet. 

Unsere Prüfung hat zu keinen Einwendungen geführt. 

Nach unserer Beurteilung aufgrund der bei der Prüfung gewonnenen Erkenntnisse entspricht der 
Jahresabschluss den gesetzlichen Vorschriften und den ergänzenden Bestimmungen des 
Gesellschaftsvertrags und vermittelt unter Beachtung der Grundsätze ordnungsmäßiger Buchfüh­
rung ein den tatsächlichen Verhältnissen entsprechendes Bild der Vermögens-, Finanz- und Ertrags­
lage der Gesellschaft. Der Lagebericht steht in Einklang mit dem Jahresabschluss, vermittelt 
insgesamt ein zutreffendes Bild von der Lage der Gesellschaft und stellt die Chancen und Risiken 
der zukünftigen Entwicklung zutreffend dar." 
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Den vorstehenden Prüfungsbericht erstatten wir in Übereinstimmung mit den gesetzlichen Vor­

schriften und den Grundsätzen ordnungsmäßiger Berichterstattung bei Abschlussprüfungen 

(IDW PS 450). 

Eine Verwendung des oben wiedergegebenen Bestätigungsvermerks außerhalb dieses Prü­

fungsberichts bedarf unserer vorherigen Zustimmung. Bei Veröffentlichungen oder Weitergabe 

des Jahresabschlusses und/oder des Lageberichts in einer von der bestätigten Fassung abwei­

chenden Form bedarf (einschließlich der Übersetzung in andere Sprachen) es zuvor unserer er­

neuten Stellungnahme, sofern hierbei unser Bestätigungsvermerk zitiert oder auf unsere Prü­

fung hingewiesen wird ; auf § 328 HGB wird verwiesen. 

Halle (Saale), den 19. Mai 2016 

Brennecke Treuhand GmbH Wirtschaftsprüfungsgesellschaft 

l 
Dipl. -K . Andreas Brennecke 

irtschaftsprüfer 
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Anlagen 



AKTIVA 

A. ANLAGEVERMÖGEN 

Immaterielle VermögansgegensMnde 

Entgeltlich erw:>rbene Konzessionen. ge_mliche 
Schutzrechte und lIhnllche Rechte und Werte sol'lie 
lizenzen an solchon Rechion und Worten 

Sachanlagen 

GrundstOcke. grundsiOcksgleiche Rechte und BaUlen 
einschließlich der Bauten auf fremden GrundstOcken 

2 Andere Anlagen. Betriebs-. und Geschiiftsausstatlull9 

3. GoieisteIe Anzahlungen und Anlagon im Bau 

111 Finanzanlagen 

Wortpaplero des. Anlagevermögens. 

e. UMLAUFVERMÖGEN 

Unfertige Erzeugnisse. unfertige Leistull9lln 

2 Erhallene Anzahlungen 

Forderungen und sonsUgll Vermögensgegenstände 

Forderunglln auS Lieferurlgen und Llli$lungen 

Sonstige Vermögonsgegonsländo 

111 Kassenbestand. 8undes.bankgulhaben. Gtrthaben bei 
Krad~inslitu\"" und Schocks 

C. RECHNUNGSABGRENZUNGSPOSTEN 

31 .12.2015 
EUR 

>'00 

22584 718,23 

2889058,00 

38 219.82 

1.500 000.00 

1005000.00 

-1965 000,00 

8.189.18 

592295,25 

TGZ HALLE TECHNOlOGIE- UND GRÜNDERZENTRUM HALLE GMBH. HALLE (SAALE) 

BfLANZ ZUM 31. DEZEMBER 2015 

>.00 

25311994.05 

1500000.00 

31122014 
EUR 

>'00 

>'00 

23931858.23 

3375719.oo 

0.00 

21.307 577.23 

0.00 

0.00 

.~~~J~ .1'J!l.5,~ ••.••••• ~~ m .5lM~ 

1900000.00 

·1 900 000,00 

80251 ,49 

562255.15 

600.484,43 642.506.64 

3.768.006.37 4 703 350,57 

..... ~~~ .4.gp,~ ... .. . q~~.6f'.7,~l 

6650.00 B 250.00 

31.185135.85 32 659685.44 

PASSIVA 

A, EIGENKAPITAL 

Gezeichnetes. Kapital 

KapitalrOcklago 

111 GoI'IinnrOcklagen 

Satzungsmäßigll Rtlcklagen 

Andere GewinnrticklagBn 

B. SONDERPOSTEN FüR INVESTITIONSZUSCHüSSE ZUM 
ANLAGEVERMÖGEN 

C. RüCKSTELLUNGEN 

SleoatrOck$lellunglln 

Sons~ge Rlickstollungen 

D. VERBINDLICHKEITEN 

Erhaltena Anzahlungen aul BastelluOgon 
davon mil ~Iner Re$lleufzell bis zu einem Jahr EUR 
311 605,4-4 (VOrjahr EUR 248 500,62) 

Verbindlichkeilen aus Lieferungen und LelslUOgen 
da~on mit einer RestlBUfze~ bis,zu einem Jahr' EUR 
215376.BI (Vorjahr EUR 263.502.72) 

Sonstige Verbindlichkeiten 
d8~on avs Steuern. EUR 30 842,46 (Vorjahr EUR 
6g.626.04) 
davon im Rahmendar sozialen Sicherheil EUR 1.303.46 
(Vorjahr' EUR 1 322.(3) 
davon mit ,,;ner R8S\laufzeil ~s zu einem Jahr EUR 
115 663,5g (Vorjah,· EUR 100 592,36) 

E. RECHNUNGSABGRENZUNGSPOSTEN 

31.122015 
EUR 

1708292.62 

39 540 45 

0.00 

26584500 

311 e05,44 

215376,81 

115663.59 

26000,00 

12 726.20g.8g 

114583308 

.... 1~ ~9~ .D.4.2,~! 

15.776.397.26 

..... ?~.8;l.5,~ 

. ~?~,~ 

1.204.78 

31 185 135,85 

~ 

31122014 
EUR 

26 000,00 

12726.2OQ,89 

1 655.596,33-

39.540 45 

1695 136 79 

' ... 14. ~~? .3.4.6,~~ 

17250422.28 

32 807.00 

315.300 00 

.... ... ~~.I'O.7,~ 

246.509.62 

263502,72 

l00.592.38 

.~)?~,~? 

1.204.76 

32659685,44 



ANLAGE 2 

TGZ HALLE TECHNOLOGIE- UND GRÜNDERZENTRUM HALLE GMBH, HALLE (SAALE) 

GEWINN- UND VERLUSTRECHNUNG FÜR DAS GESCHÄFTSJAHR 2015 

1. Umsatzerlöse 

2. Erhährung des Bestands 
an fertigen und unfertigen Erzeugnissen 
(Vj Verminderung) 

3. Sonstige betriebliche Erträge 

4. Gesamtleistung 

5. Personalaufv./and 

a) Lähne und Gehälter 

b) Soziale Abgaben und Aufwendungen für 
Altersversorgung und für Unterstützung 

davon für Altersversorgung : EUR 2.394,82 
(Vorjahr: EUR 4.522,38) 

6. Abschreibungen 

a) Abschreibungen auf immaterielle 
Vermögensgegenstände des Anlagevermögens und 
Sachanlagen 

: EUR 2.036.801 ,09 
(Vo~ahr: EUR 2.177.611 ,18) 
abzgl. Auflösung SoPo für Investitionszuschüsse: 
EUR 1.474.025,00 (Vorjahr: EUR 1.599.793,91) 

7. Sonstige betriebliche Aufwendungen 

8. Sonstige Zinsen und ähnliche Erträge 

9. Zinsen und ähnliche Aufvvendungen 

10. Ergebnis der gewöhnlichen Geschäftstätigkeit 

11 . Steuern vom Einkommen und vom Ertrag 

12. Sonstige Steuern 

13. Summe Steuern 

14. Jahresüberschuss 

15. Einstellung in satzungs mäßige Rücklagen 

16. Bilanzgewinn 

2015 
EUR 

-395.416,62 

-56.079,08 

-562.776,09 

3.821 .841 ,01 

2014 
EUR 

4.017.787,44 

5.000,00 -195.000,00 

24.290,72 _ _ 2",7",.8",5",9",,3'-'.1 

3.851 .131 ,73 3.850.646,75 

-463.062,81 

-67.436,54 

-451.495,70 -530.499,35 

-577.817,27 

-562 .776,09 -577.817,27 

-2.790.557,64 -2.714.231 ,36 

16.152,84 24.253,56 

-148,00 0,00 

62 .307,14 52.352,33 

-9 .973,72 -7.754,58 

-1.637,13 -1.855,60 

-11.610,85 -9.610,18 

50.696,29 42 .742 ,15 

-50.696,29 -42.742,15 

0,00 0,00 



ANHANG für das Geschäftsjahr 2015 

TGZ Halle TECHNOLOGIE- UND GRÜNDERZENTRUM HALLE GmbH, Halle (Saale) 

A. Allgemeine Angaben 

ANLAGE 3 
Seite 1 

1. Der Jahresabschluss dLer Firma TGZ Halle TECHNOLOGIE- UND GRÜNDERZENTRUM Halle 

GmbH für das Geschäftsjahr 2015 wurde nach den Vorschriften des Handelsgesetzbuches 

(HGB), des GmbH-Gesetzes (GmbHG) und der Satzung aufgestellt. 

2. Die Gesellschaft überschritt im Berichtsjahr nur eines der in § 267 Abs. 1 HGB genannten 

Größenmerkmale und zählt daher zu den kleinen Kapitalgesellschaften. Gemäß §6 des 

Gesellschaftsvertrages hat die Gesellschaft den Jahresabschluss und den Lagebericht 

nach den für große Kapitalgesellschaften geltenden Vorschriften des Dritten Buches des 

HGB aufgestellt. 

B. Angaben zu den Bilanzierungs~ und Bewertungsmethoden 

Über die angewandten Bewertungsmethoden berichten wir wie folgt : 

Anlagevermögen 

3. Die Vermögensgegenstände des Anlagevermögens wurden zu Anschaffungs- bzw. 

Herstellungskosten, gegebenenfalls vermindert um planmäßige und außerplanmäßige 

Abschreibungen, bewertet. Im Geschäftsjahr 2015 kam die lineare 

Abschreibungsmethode zur Anwendung. Soweit in den Vorjahren die degressive 

Abschreibung geWählt wurde erfolgte im Berichtsjahr eine Fortführung. 

Die Nutzungsdauer der einzelnen Anlagegegenstände wurde auf Basis der steuerlichen 

AfA-Tabellen geschätzt. Die Abschreibung auf die Zugä nge zum immateriellen und zum 

Sachanlagevermögen erfolgt zeitanteilig. 

Die Behandlung der Anschaffung abnutzbarer, beweglicher Vermögensgegenstände des 

Anlagevermögens, die einer selbständigen Nutzung fähig sind und deren 

Anschaffungskosten 1.500,00 ( nicht übersteigen, wurde abweichend zu den 

steuerrechtl ichen Bewertungsvorschriften vorgenommen, indem solche 

Vermögensgegenstände vollständig als Aufwand erfasst wurden. 
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ANHANG für das Geschäftsjahr 2015 

TGZ Halle TECHNOLOGIE- UND GRÜNDERZENTRUM HALLE GmbH, Halle (Saale) 

4 . Die VermÖgensgegenstände des Finanzanlagevermögens sind mit den 

Anschaffungskosten einschließlich der Anschaffungsnebenkosten bewertet, Es kommt 

grundsätzlich das gemilderte Niederstwertprinzip zum Zuge, so dass die 

Vermögensgegenstände nur bei voraussichtlich dauernder Wertminderung mit dem am 

Abschlussstichtag niedrigeren beizulegenden Wert bewertet werden . 

Im Berichtsjahr wurden keine Abschreibungen auF den niedrigeren beizulegenden 

Börsen- oder Marktpreis vorgenommen. 

S. Empfangene Zuschüsse und Subventionen wurden bei den Anschaffungskosten der 

betreffenden Wirtschaftsgüter nicht gekürzt, sondern vielmehr als Sonderposten für 

Investitionszuschüsse zum Anlagevermögen auf der Passivseite der Bilanz ausgewiesen . 

Das Gliederungsschema des §266 HGB wurde insoweit nach §265 Abs. 5 HGB erweitert. 

Umlaufvermögen 

6. Die sonstigen Gegenstände des Umlaufvermögens, insbesondere Forderungen und 

sonstige Vermögensgegenstände sowie die Liguiden Mittel wurden im Wesentlichen mit 

dem Nennbetrag angesetzt. 

Im Posten Vorräte sind erbrachte und noch nicht abgerechnete Leistungen (Nebenkosten) 

an Mieter i.H.v. 1.985.000 ( enthalten. Die Bewertung dieser fertigen und noch nicht 

abgerechneten Leistungen erfolgte dergestalt, dass der Berichtsgesellschaft durch die 

Abrechnung der Nebenkosten periodenübergreifend weder ein Aufwand noch ein Ertrag 

entstehen darf. Die Forderungen werden in Anlehnung an wohnungswirtschaftliche 

Standards unter den Vorräten ausgewiesen. Die korrespondierenden erhaltenen 

Vorauszahlungen (erhaltene Anzahlungen) werden offen von diesen Forderungen 

abgesetzt. 

Risiken im Forderungsbestand werden, sofern solche vorhanden sind, durch die Bildung 

angemessener Pauschal - und Einzelwertberichtigungen berücksichtigt. 

7. Der sich nach der Steuerbilanz ergebende Steueraufwand entspricht nicht dem Ergebnis 

der Handelsbilanz. 

Die Abweichungen führen insgesamt zu ei ner aktiven Steuerlatenz, wobei für die 

Berechnung der latenten Steuern ein Steuersatz von 30% zugrunde gelegt wurde. Vom 

Ansatzwah lrecht der Aktivierung latenter Steuern wurde kein Gebrauch gemacht. 

8. Der Sonderposten für Investitionszuschüsse beinhaltet Förderm ittel für die Errichtung der 
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ANHANG für das Geschäftsjahr 2015 

TGZ Halle TECHNOLOGIE- UND GRÜNDERZENTRUM HALLE GmbH, Halle (Saale) 

Geschäftsgebäude TGZ Ir TGZ Hf TGZ III und des Applikationszentrums. 

Dieser Bilanzposten wurde nach dem Schema des §266 Abs. 2 HGB unter Erweiterung 

nach §265 Abs. 5 HGB (Allgemeine Grundsätze für Gliederung) hinsichtlich des Ausweises 

der aus öffentlich-rechtlichen Kassen gewährten Investitionszuschüsse gebildet. 

Rückstellungen 

9. Rückstellungen wurden nach Maßgabe des § 249 HGB zum Ansatz gebracht. Die 

Bemessung der Rückstellungen erfolgte dabei nach § 253 Abs. 1 S. 2 HGB in Höhe des 

nach vernünftiger kaufmänn ischer Beurteilung notwendigen Erfül lungsbetrages. 

Sofern die Rückstellungen eine Restlau fzeit von mehr als einem Jahr aufweisen wurden 

diese mit dem ihrer Restlaufzeit entsprechenden durchschnittlichen Marktzinssatz 

abgezinst. Die sonstigen Rückstellungen beinhalten im Wesentlichen Rückstellungen für 

ausstehende Rechnungen aus der Nebenkostenbilanz (T€ 9), Rückstellungen für die 

Übernahme von Forderungsausfallrisiken (T€ 170), Gebäudebetriebskosten (T€ 16), 

Aufbewahrungskosten (T€ 20) sowie für interne und externe Abschluss- und Prüfungs­

und Rechtsberatungskosten (T€ 43). 

Verbindlichkeiten 

10. Die passivierten Verbindlichkeiten wurden vollumfänglich mit ihrem Erfül lungsbetrag 

(§ 253 Abs. 1 S. 2 HGB) zum Ansatz gebracht. 

C. Angaben zur Bilanz 

11. Der Ansatz, die Bewertung und der Ausweis der Posten der Bilanz erfolgte im Vergleich 

zum Vorjahr stetig. 

Anlagevermögen 

Das Anlagevermögen hat sich Im Geschiiftsjahr 2015 im Emzelnen w ie folgt entwickelt: 

Anschaffungs-j Z Zugang A Abgang laufende kumulierte Restbuch- VorjahreS-
Herstellungs- U UmbuChung U Umbuchung Abschreibungen w,rt restwert 

kosten ~ Zuschrelbung 

C ( ( C C ( ( 

I. Immaterielle 
Vermögens-

gegenstände 2.000,00 0,00 0,00 0,00 1.999,00 1,00 1,00 

II. Sachanlagen 63 .579.390, 18 Z 41.217,91 A 369,66 2.036.801 ,09 38.308 .244,38 25.311 .994,05 27.307 .577,23 

UJ. Finanzanlagen 0,00 1.500.000,00 A 0,00 0,00 0,00 1.500.000,00 0,00 

53.581.390,18 Z 1.541.217,91 A 369,66 2.036.801 ,09 38.310.243,38 26.811.995,05 27.307.578,23 
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TGZ Halle TECHNOLOGIE- UND GRÜNDERZENTRUM HALLE GmbH, Halle (Saale) 

ANLAGE 3 
Seite 4 

12. Die Restlaufzeit bei Forderungen und sonstigen Vermögensgegenständen beträgt mit 

Ausnahme eines Teils des Vorsteuererstattungsanspruches nach §15a UStG gegenüber 

dem Finanzamt jeweils bis zu einem Jahr. Ein Teilbetrag des 

Vorsteuererstattungsanspruches LH.v. 273 € hat eine Laufzeit von über einem Jahr. 

13. Bei den Verbindlichkeiten handelt es sich vol lumfänglich um Positionen mit einer 

Restlaufzeit von unter einem Jahr. 

14. Die Bilanz wurde nach § 268 Abs. 1 HGB nach vollständiger Verwendung des 

Jahresergebnisses erstellt. 

D. Angaben zur Gewinn- und Verlustrechnung 

15. Die Gewinn- und Verlustrechnung wurde nach dem Gesamtkostenverfahren aufgestellt 

und analog §158 Abs. 1 AktG erweitert. Des weiteren wurde die Gewinn- und 

Verlustrechnung gemäß §265 Abs. 5 HGB hinsichtlich des Ausweises der Auflösung von 

Sonderposten für Investitionszuschüsse um einen gesonderten Posten erweitert bzw. 

weiter untergliedert. 

16. Die Steuern vom Ein kommen und Ertrag entfallen in voller Höhe auf die laufende 

Geschäftstätigkeit. 
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TGZ Halle TECHNOLOGIE- UND GRÜNDERZENTRUM HALLE GmbH, Halle (Saale) 

E. Sonstige Angaben 

ANLAGE 3 
Seite 5 

17. Das vom AbschJussprüfer für das Geschäftsj ahr berechnete Gesamthonorar beträgt 

5.500 100 { und entfällt ausschl ießlich auf PrüfungsJeistungen . 

18. Im Jahresdurchschnitt beschäftigte das Unternehmen 6 Mitarbeiter, davon 2 

Geschäftsführer. 

19. Die Geschäfte der Gesellschaft wurden im Geschäftsjahr 2015 von 

- Frau Sabine NolI, Halle (Saale) (-31.12. 2015) 

und 

- Herrn Dr. Ulf-Marten Schmieder, Halle (Saale) 
geführt. Die Geschäftsführer sind jeweils einzelvertretungsberechtigt und von den 

Beschränkungen des § 1818GB befreit. 

Auf die Angaben zu den Bezügen der Geschäftsführung wird in Anwendung der 

Vorschriften des § 286 Abs. 4 HGB und § 288 HGB verzichtet. 

21. Die Berichtsgesellschaft hat als weiteres Geschäftsführungsorgan gemäß § 7 des 

Gesellschaftsvertrages der Satzung vom 27. August 1991 einen Aufsichtsrat. Der 

Aufsichtsrat hatte zum Bilanzstichtag folgende Zusammensetzung: 

als Vorsitzender: 

Herr Dr. Bernd Wiegand, Oberbürgermeister der Stadt Halle (Saale) 

als dessen Stellvertreterin: 

Frau Barbara Schröder, Prokuristin der envia Mitteldeutsche Energie AG 
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TGZ Halle TECHNOLOGIE- UND GRÜNDERZENTRUM HALLE GmbH, Halle (Saale) 

sowie als weitere Mitglieder: 
Herr Dr. Jürgen Fox, Vorsitzender des Vorstandes der Saalesparkasse 

Herr Joachim Brückner, Abteilungsleiter der Saalesparkasse 

Herr Re inhard Schröter, Geschäftsführer Innovation und Umwelt der IHK Halle-Dessau 

sowie die Stadträte: 

Herr Kay Senius 

Herr Dr. Michael Lämmerhirt 

Herr Bertholt Marquardt 

Gemäß den Statuten der Satzung bzw. des Gesellschaftsvertrages beträgt die Amtszeit 

des Aufsichtsrates fünf Jahre. Über die Regelungen der Satzung hinaus - welche ein 

Minimum von zwei Tagungen pro Jahr vorschreibt - tagt der Aufsichtsrat drei mal 

jährlich. 

06120 Halle (Saale), den 21.03.2016 

Herr Dr. Ulf-Marten Schmieder 

Geschäftsführer 



LAGEBERICHT für das Geschäftsjahr 2015 

TGZ Halle TECHNOLOGIE- UND GRÜNDERZENTRUM HALLE GmbH 

Lagebericht tür das Geschäftsjahr 2015 

A. Geschäfts- und Rahmenbedingungen 

A.l Gegenstand des Unternehmens 

A.2 Vermietung von Forschungsverfügungsgebäuden 

A.3 Projekte, Dienstleistungen, Vermarktung und Kooperation 

B. Wirtschaftsbericht 

B.l Gesamtwirtschaftliche und branchenbezogene Rahmenbedingungen 

8.2 Bericht über das abgelaufene Geschäftsjahr 

8.3 Lage 
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Gegenstand der TGZ Halle Technologie- und Gründerzentrum Halle GmbH (im Folgenden als TGZ HaJle 

GmbH oder Gesellschaft bezeichnet) ist es, in der Region Halle Hilfestellungen im Umgang m it neuen 

Technologien anzubieten, um die Gründung und die Leistungsfähigkeit insbesondere kleiner und 

mittlerer Unternehmen zu fördern sowie den Arbeitsmarkt nachhaltig zu sichern. 

In diesem Zusammenhang werden durch die TGZ Halle GmbH in deren Räumlichkeiten aufgenommen 

sowie gefördert und beraten : 

technologisch hoch qualifizierte Fach- und Führungskräfte, insbesondere Absolventen aus den 

Hochschulen der Region, die sich selbstständig machen oder an der Gründung neuer 

Unternehmen beteiligen wollen sowie 

Unternehmen und Personen (-gruppen) mit förderungswürdigen Vorhaben zur Entwicklung und 

Umsetzung neuer Technologien. 

Die TGZ Halle GmbH bietet jungen, insbesondere technologie- und wachstumsorientierten 

Untemehmen folgende Dienstleistungen an : 

Bereitstellung von Büro-, Labor-, Rein- und Technikumsräumen, Räumen für Tierhaltung sowie 

Gemeinschaftseinrichtungen, 

Unterstützung bei der fachlichen Zusammenarbeit mit Universitäten , 

außeruniversitären Forschungseinrichtungen, 

Hochschulen und 

Beratung zu relevanten Problemstellungen in der Gründungs- und Wachstumsphase, 

Vermittlung von Beratungsangeboten externer Fachexperten sowie 

Hilfestellungen bei der Deckung des Kapitalbedarfs über öffentliche und private Kapitalgeber und 

Förde rinstitutionen. 

Darüber hinaus unterstützt sie kleine und mittlere Unternehmen: 

bei der Beantragung und Umsetzung von Forschungs- und Entwicklungsvorhaben (Einzel - und 

Verbundprojekte), 

beim Wissens- und Technologietransfer, 

beim Innovationsmanagement und der Durchführung von Innovationsforen, 

bei der Qualifizierung auf dem Gebiet neuer Technologien sowie 

beim Personaltransfer . 
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Die Gesellschaft kann Beratungsfelder Dritten übertragen. Die Übertragung bedarf einer vertraglichen 

Vereinbarung. 

Nach Bedarf und sofern es die Belange der TGZ Halle GmbH rechtfe rtigen, kann sich die Gesellschaft 

auch an Unternehmen und Einrichtungen innerhalb und außerhalb der Region Halle beteiligen. 

Die Gesellschaft verfolgt nicht in erster Linie eigenwirtschaftliche Zwecke. Der Gewinn der Gesellschaft 

darf nur für die satzungsmäßigen Zwecke verwendet werden. Die Gesellschafter dürfen keine 

Gewinnanteile und in ihrer Eigenschaft als Gesellschafter auch keine sonstigen Zuwendungen aus Mitteln 

der Gesellschaft erha lten, da die TGZ Halle GmbH in erster Linie wirtschaftsfördemd tätig ist. 

A.2 Vermietung von Forschungsverfügungsgebäuden 

Im Technologiepark weinberg campus in Halle, in unmittelbarer Nähe zu Instituten der 

Martin- Luther-Universität HaJJe-Wittenberg, zu Max-Planck-, Fraunhofer-, Leibniz-, und Helmholtz 

Instituten/Zentren, erwarb die TGZ Halle GmbH schrittweise 35.750 m 2 Bauland, auf dem bisher sechs 

Neubauten entstanden sind. Zudem wurde ein Altbau saniert. 

Mit einem realisierten Investitionsvolumen von ca. 62,6 Mio. € wurden ca. 16.900 m 2 Hauptnutzfläche 

geschaffen, die unterschiedlich genutzt werden können . Es werden Büroräume, Technikumsräume, Sl­

und S2 - Labore, Räume für die Tierhaltung und Reinräume für materialwissenschaftliche 

Untersuchungen und GMP angeboten. Der anfängliche Branchenmix der Nutzer war breit gestreut, von 

der Soft- und Hardwareentwicklung, Automatisierungstechnik, innovativen Ingenieurbüros für 

Technologieentwicklung, Ingenieurbüros für Bauwesen, Umwelttechnik, Messgeräteentwicklung, 

Medizintechnik bis hin zur Biotechnologie. Beginnend im Jahr 2000 und mit der Realisierung des 

BIO-NANO-Zentrums und dessen Eröffnung im Dezember 2006 erfOlgte eine spezialisierte Ausrichtung 

auf die Bio- und Nanotechnologie, wobei sonstige Firmengründungen nicht vernachlässigt wurden. 

Ingesamt zeichnet sich aber im Technologiepark weinberg campus eine biotechnologische/ 

biomedizinische und nanotechnologische Ausrichtung ab, die wesentlich getragen wird durch die 

Martin-Luther-Universität Halle-Wittenberg und die außeruniversitären Ein richtungen. Die 

Fraunhofer-Gesellschaft hat inzwischen zwei neue Gebäude auf dem Gelände des Technologieparks 

weinberg campus errichtet, mit den Spezialisierungen Werkstoffmechanik im Jahre 2007 und der 

Spezialisierung Silizium Photovoltaik im Jahre 2013. Damit ergeben sich weitere MögliChkeiten der 

fachlichen Unterstützung für Ansiedlungen und Unternehmensgründungen. Neben der breiten Förderung 

von innovativen und technologieorientierten Unternehmensgründungen ist die Unterstützung von 

dementsprechenden Wachstumsunternehmen am Standort eine zentrale Aufgabe der Gesellschaft. 

A .3 Projekte, Dienstleistungen, Vermarktung und Kooperation 
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Die Bereitstellung einer auf die Bedürfnisse von jungen und technologieorientierten Unternehmen 

zugeschnittenen Infrastruktur wird durch umfangreiche Dienstleistungen zur Förderung von Innovations­

und Gründungskul tur sowie von Wissens- und Technologietransfer ergänzt. In diesem Zusammenhang 

wu rden im Berichtsjahr zum Großteil in Kooperation mit Un ternehmen, Forschungseinrichtungen und 

Förderinstitutionen wiederum zahlreiche thematische und technologiefeldorientierte Veransta ltungen 

durchgeführt, industrielle und wissenschaftliche Kooperationsprojekte ini t iiert sowie Kongress- und 

Messebesuche organisiert. Beispielhaft seien die Organisation von Gemeinschaftsständen zur Cebit in 

Hannover, zur CPhI [n Madrid, Vertriebs- und PR-Aktivitäten zur BIO International Convention in 

Philadelphia, zur BIO Europe in München, zur BioPharm in Boston und zu den Biotechnologietagen in 

Köln genannt. Im Ergebnis stehen zahlreiche Kontakte und vielfältige neue Projekt- und 

Ueferbeziehungen für die durch die TGZ Halle GmbH betreuten Unternehmen. 

Zur Unterstützung der betreuten Unternehmen engagiert sich die TGZ Halle GmbH in zahlreichen 

Netzwerken, Foren, Arbeitskreisen und Gremien . Beispielhaft seien das regionale 

Hochschulgründernetzwerk, der Leitmarktarbeitskreis Gesundheit und Medizin Sachsen-Anhalt, das 

Cluster Life Sciences Sachsen-Anhalt sowie die Kooperation mit Venture Capital Gesellschaften, 

Förderinstitutionen und Business-Angels-Netzwerken genannt. Der spezifischen Förderung von 

Gründungskultur und Unternehmertum dient die weiterführende Mitarbeit im Direktorium des Projektes 

"Exist-Gründungskultur: Die Gründerhochschule" der Martin-Luther-Universität Halle-Wittenberg ebenso 

wie die Unterstützung des Betriebs zweier Gründerwerkstätten in den Schwerpunktfeldern Bio- und 

Materia Iwissenscha ften. 

Die Projektarbeit der TGZ Hal le GmbH dient einerseits der Unterstützung der aktuellen Mieter bei der 

Weiterentwicklung und Sicherung ihrer Geschäftstätigkeit, um derart einen indirekten Erfolgsbeitrag zur 

Sicherung des eigenen KerngeSChäftes (Vermietung) und zur ErfüJlung der weiteren satzungsgemäßen 

Ziele zu leisten. Andererseits sollen durch die Initiierung, Entwicklung und Umsetzung eigener 

marktorientierter ProjektejDienstleistungsangebote direkte Einnahmen und damit Erfolgsbeiträge 

geschaffen werden . 
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Die deutsche Gesamtwirtschaft ist im Jahr 2015 ist im Vergleich zum Vorjahr wiederum leicht 

gewachsen . Dabei setzte sich der Aufschwung im Herbst 2015 m it solidem Tempo fort, wobei das 

Wirtschaftwachstum in der zweiten Jahreshälfte etwas schwächer als im ersten Halbjahr ausfiel. Posit ive 

Impulse kamen vor allem von Verbraucherseite in einem lebhaften Binnenmarkt dank des weiterhin sehr 

hohen Beschäftigungsniveaus und deutlichen Entgel tsteigerungen. Zum Jahresende bekam die deutsche 

Wirtschaft nachlassende Nachfrageimpulse aus Fernost sowie weiteren Industrieländern zu spüren . 

In der BIO ~ NANO-Branche und angrenzenden Gebieten war die Finanzierung von Unternehmen sowohl 

in der Gründungs- als auch in der Wachstumsphase weiterhin mit hohen Risiken behaftet und damit 

vergleichsweise schwieriger als in der Gesamtwirtschaft. Die finanziellen, wirtschaftspolitischen und 

fördertechnischen Rahmenbedingungen im Land Sachsen-Anhalt und der Region Halle erschwerten die 

Ansiedlungs-, Gründungs- und Bestandspflegeaktivitäten. Hinzu kam ein verschärfter 

Standortwettbewerb angrenzender Bundesländer, insbesondere im Hinblick auf die interessante 

Zie lgruppe technologieorient ierter Gründungsvorhaben und Wachstumsunternehmen. So führten 

beispielsweise spezielle Kaltmietförderungen oder Betriebskostenzuschüsse durch Kommunen und 

Landesregierungen zu einer teilweise extremen Wettbewerbsverzerrung. 

B.2 Bericht über das abgelaufene Geschäftsjahr 

Für die TGZ Halle GmbH hatte die Sicherung des Mieterbestandes und deren Betreuung hinsichtl ich 

betriebs- und finanzwirtschaftlicher Problemstellungen weiterhin oberste Priorität. Zudem wurden die 

Aktivitäten zur Akquisition und zur nutzerspezifischen Ausrichtung verstärkt. Dies betrifft sowohl die 

Ansprache potenzieller Neugründungen und Ansiedlungen, als auch die Intensivierung der Kontakte zu 

Projektträgern und Förderinstitutionen und die Beschäftigung mit den relevanten Zukunftsthemen. 

Der Mietzins konnte auch im Jah r 2015 beibehalten werden, obwohl zusätzliche nicht vergütete 

Aufwendungen sowoh l im Dienstleistungsbereich als auch durch die Übernahme von nicht vorgesehenen 

Reparaturen entstanden . 

Der zunehmende Alterungsprozess der technischen und baulichen Infrastruktur machte zudem größere 

Investitionen und Instandhaltungsmaßnahmen notwendig, um die Attraktivität und Funktionsfähigkeit 

der Infrastruktur auch ZUkünftig zu erhalten. Aus diesem Grunde wurden im Berichtszeitraum neben der 

notwendigen Instandhaltung und Reparatur von Anlagen und Nebenanlagen umfangreiche Mittel zur 

Modernisierung von Sanitäranlagen und Innenausstattungen in den älteren Gebäuden sowie zur 

Fassadenmodern isierung eingesetzt. Im GeschäftSjahr 2016 werden diese Modernisierungsmaßnahmen 
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fortgesetzt und intensiviert. Dies betrifft insbesondere das Technologie- und Gründerzentrum I im 

Weinbergweg 23, welches durch umfangreiche bauliche und technische Maßnahmen zukunftsfähig 

gestaltet werden soll, damit auch hier weiterhin junge Technologieunternehmen angesiedelt werden 

können. Den Kern der Aktiv itäten bilden die Fertigstellung neuer Labor- und Technikumräume sowie der 

Aufbau eines Inkubators und Akzelerators für Unternehmensgründer und junge 

Techno!ogieunternehmen. Dies erfolgt in enger Kooperation mit der Martin-Luther-Universität und den 

au ßeru niversitären Forsch un gsein rich tu ngen. 

Im Laufe des Berichtsjahres wurden die Schwerpunkte der zukünftigen Positionierung diskutiert, 

konkrete Maßnahmen zum Erhalt und Ausbau der Infrastruktur sowie zur Erweiterung des 

Dienstleistungsportfolios geplant und strategische Partnerschaften intensiviert bzw. neu geschlossen. 

Die Einarbeitung eines diesbezüglichen Zukunftskonzeptes erfolgte im Einklang mit der strategischen 

Positionierung der TGZ Halle GmbH und deren wirtschaftspolitischer Aufgabenerfüllung im Rahmen des 

ebenfalls im Berichtsjahr erarbeiteten Wirtschaftskonzeptes für die Stadt Halle (Saale) sowie als Teil der 

europäischen Metropolregion Mitteldeutschland. 

Um die inhaltliche Profilbildung des Standorts Technologiepark Weinberg Campus weiter zu stärken 

sowie kunden- und bedarfsorientierte Dienstleistungsangebote unterbreiten und zukunftsfähige 

Infrastrukturen entwickeln zu können, wurde im Berichtsjahr die Erarbeitung eines ZUkunftskonzeptes 

für das Technologie- und Gründerzentrum vorgenommen. Dessen Fundierung diente u.a. eine 

Kundenzufriedenheitsanalyse und die Durchführung eines Strategiedialoges mit namhaften Vertretern 

der Anspruchsgruppen am Standort zu den beiden Handlungsfeldern Gesundheit und Energie. Die 

Aufnahme einer Mitgliedschaft im Bundesverband der deutschen Innovationszentren und die Mitarbeit 

im Arbeitskreis der Bio-Regionen zielt auf eine stärkere Positionierung der TGZ Halle GmbH und eine 

Unterstützung der Bestandsunternehmen mit branchenspezifischen Informationen und 

Vernetzu ngsmögl ichkeiten. 

Zur Unterstützung der Bestandsunternehmen ist es ein weiteres Ziel der TGZ Halle GmbH, Projektmittel 

einschlägiger Projektträger auf regionaler, nationaler und internationaler Ebene einzuwerben. Bezogen 

auf das Berichtsjahr ist zu konstatieren, dass insbesondere durch den Beginn einer neuen 

Strukturfondsperiode, die dadurch wegfallenden Projektförderungen und die damit ebenso verbundenen 

Verzögerungen bei der Erarbeitung und Umsetzung von Förderrichtlinien kaum dem entsprechende 

Projektmittel akquiriert werden konnten. Da die TGZ Halle GmbH über keinen KMU -Status verfügt, wird 

die Akquisition von eigen betrieblich nutzbaren Projektgeldern bzw. die Übernahme einer 

Projektträgerschaft auch zukünftig schwierig bleiben. Im Ergebnis steht eine Konzentration auf die 

indirekte Projektförderung betreuter Unternehmen, die Teilnahme an Verbundprojekten, das Angebot 

marktorientierter Beratungsleistungen und die Zusammenarbeit mit Transfereinrichtungen. 

Diesbezüglich wird die bestehende Kooperationsvereinbarung mit dem Univations Institut für Wissens-
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und Technologietransfer an der Martin-Luther-Universität Halle-Wittenberg im Laufe des Jahres 2016 

inhaltlich neu gestaltet. 

Für das Jahr 2016 sind umfangreiche Investitionen geplant, die allerdings zu keiner Erweiterung der 

Hauptnutzfläche der TGZ Halle GmbH führen . Ziel ist die Modernisierung und bauliche Umgestaltung des 

Technologie- und Gründerzentrums I im Weinbergweg 23 . Diesbezügliche Beschlüsse wurden in den 

Aufs ichtsgremien gefasst und sind im 1. und 2. Quartal 2016 umzusetzen. 



LAGEBERICHT für das Geschäftsjahr 2015 

ANLAGE 4 
Seite 8 

TGZ Halle TECHNOLOGIE- UND GRÜNDERZENTRUM HALLE GmbH 

B.3 Lage 

8.3.1 Ertragslage 

Die Ertragslage (in T-() der Gesellschaft stellt sich im Geschäftsjahr 2015 im Vergleich zum Vorjahr wie 

folgt dar: 

+ Mieteinnahmen I Nebenkosten 

+ Einnahmen Projektleistungen 

+ sonstige Dienstleistungen 

+ = UMSATZERLÖSE 

+ BESTANDSVERÄNDERUNG 

Berichtsjahr Veränderung 

TC % 

~ ..... .... ~,.1:*!_ ••. ::~5 ..... . 
+ SONST. BETRIEBL ERTRÄGE ~1 ..... w.~ ___ .~ ____ ~~:;:;~;:~~~ 
= BETRIEBSLEISTUNG 

+ Personalkosten 

+ Abschreibungen .037 

+ planmäßige Auflösung der Rücklagen für 
Investitionszuschüsse 1,474 

+ = ABSCHREIBUNGEN UND r 
AUFl. VON SONDERPDSTEN ~J. 

+ Raumkosten / Grundstücksaufwand 
+ Versicherungen / Beiträge 
+ Reparaturen / Instandhaltungen 
+ Kosten des FUhrparks 

~:=; 
.325 
6 
64 

60,4% 
0,7% 
6,9% 
0,4% 
0,8% + Werbe- und Reisekosten 

+ sonstige Kosten ~,-_34% 

+ = SONSTIGE BETRIEBLICHE 
AUFWENDUNGEN 

"" BETRIEBLICHE AUFWENDUNGEN 

= BETRIEBSERGEBNIS 

SONSTIGE ZINSEN UND ÄHNLICHE 
+ ERTRÄGE 

"" FINANZERGEBNIS 

(ERGEBNIS VOR STEUERN) 

STEUERN VOM EINKOMMEN UND 
+ ERTRAG 

+ SONSTIGE STEUERN 
"" STEUERERGEBNIS 

= JAHRESÜBERSCHUSS 

1:;'_ :::. ,,!4=:::, ~~,!::= 
57,9% 94 
0,7% 0 

,5% 51 
1,3% -35 
1,0% 10 

0% 24 
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Die Bet riebsleistung der Gesellschaft hat sich gegenüber 2014 nicht verändert und liegt weiterhin bei 

3.851 T-€. Dabei haben sich die Mieten und Mietnebenkosten um 169 T-€ vermindert, die Einnahmen 

aus Projektleistungen gingen um 16 T -( zurück, die Einna hmen aus sonstigen Dienstleistungen 

verminderten sich um 11 T-€ und die sonstigen betrieblichen Erträge gingen um 4 T-( zurück. Dagegen 

haben sind die Bestandsveränderungen aus nicht abgerechneten Mietnebenkosten um 200 T-€ erhöht. 

Gegenüber den im Wirtschaftsplan für 2015 geplanten Einnahmen aus Vermietung und Nebenkosten 

dazu LH.v. 3.631 T-{ ergaben sich einschl ießlich Bestandsveränderungen hieraus tatsächliche 

Einnahmen LH.v. 3.544 T-C Die Einnahmen lagen damit um 87 T-( unter dem Planansatz, was 

ausschließlich in den geringeren Einnahmen aus Nebenkosten begründet ist, d iese lagen um 97 T-( 

unter Planansatz. Die Erlöse aus Projektleistungen und die sonstigen Erträge lagen um 42 T-( über dem 

Planansatz . Insgesamt betragen die Einnahmen somit 45 T-( weniger als geplant. 

Die Personalkosten verminderten sich gegenüber dem Vorjahr um 79 T-€ auf 451 T-C Gegenüber 

dem Planwert i.H.v. 530 T-{ gab es eine Abweichung um -79 T-{. 

Bei den Abschr eibungen auf Sachanlagen handelt es sich um planmäßige Abschreibungen in Höhe 

von 2.037 T-€ (Vorjahr: 2.177 T-€). Die von den Abschreibungen auf Sachanlagen offen zu saldierenden 

Erträge aus der Auflösung der Sonderposten für Investitionszuschüsse verminderten sich 

gegenüber dem Vorjahr aufgrund der im Verhältnis zur Abschreibung analogen Auflösung erheblich um 

126 T-{ auf 1.474 T-{. Der saldierte Abschreibungsaufwand beträgt damit 563 T-{ und liegt damit um 3 

T-( über dem Planansatz . 

Die sonstigen betri eblichen Aufwendungen erhöhten sich im Berichtsjahr um einen Bet rag von 76 

T-{ (+2,8%) auf 2.791 T-C Erhöhungen gab es beim Grundstücksaufwand (+94 T-{) und bei den 

Reparaturen und Instandhaltungen (+51 T-{). Die Kosten des Fuhrparks (-35 T-{), die Werbe- und 

Reisekosten (-10 T-() und den sonstigen Kosten (- 24 T-() haben sich dagegen vermindert . 

Im Vergleich zum Planansatz lagen die sonstigen betrieblichen Aufwendungen mit insgesamt 2.791 T-€ 

um 91 T-€ unt er dem Planansatz LH .v. 2. 882 T-€, was ebenfalls an den umlagefähigen Nebenkosten zu 

Mieten (-23 T-€) sowie auch an anderen Kostenpositionen liegt, die unterschritten werden konnten. 

Das Betriebsergebnis hat sich im Vergleich zu 2014 um 17 T-€ auf 46 T-€ verbessert. Gegenüber dem 

Planwert von -76 T-€ ergab sich eine Verbesserung um 122 T-€. 

Das Finanzergebnis hat gegenüber dem Vorjah r um 8 T-€ abgenommen und beträgt noch 16 T-C Der 

Planwert mit 22 T -( konnte hier nicht erreicht werden, was an den sehr geringen An lagezinsen liegt. 

Die Steuern vom Einkommen und Ert rag haben sich gegenüber dem Vorjahr um 2 T-( auf 10 T-€ 

erhöht, d ie Sonstigen Steuern verminderten sich um 1 T-(. 
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Der Jahresüberschuss beträgt 51 T-{ und liegt damit um 8 T-€ über dem Vorjahr bzw. 105 T-{ über 

dem Planwert. 

8.3.2 Fi nanzlage 

Ziel des Finanzmanagements der Gesellschaft ist es, die jederzeitige AUfrechterhaltung der Liquidität der 

Gesellschaft zu gewährleisten, also die Fähigkeit die bestehenden und künftigen flnanz iellen 

Verpflichtungen in vollem Umfang zu erfüllen. Ferner sollte Liquidität in Höhe der satzungsmäßigen 

Rück lagen für die Infrastruktur und Bau- und Haustechnikinstandhaltung vorhanden sein. 

Zu diesem Zweck hält die Gesellschaft liquide Mittel bereit, die zum Bilanzstichtag des Berichtsjahres 

rund 3.766,0 T-{ bet ragen. Aufgrund Umschichtungen in das Finanzanlagevermögen und dem 

Mittelzufluss aus dem Geschäftsbetrieb im Laufe des Jahres 2015 haben sich die liquiden Mittel um rund 

937,4 T-€ verm indert. 

Die Kapitalstruktur (in T -() der Gesellschaft stellt sich dabei wie folgt dar: 

Bilanz zum Bilanz zum Änderung ggü . 

31.12.2015 31.12.2014 d . Vorjahr in 

TC % TC 0/0 TC % 

Eigenkapital 14.498,0 46,S 14.447,3 44,2 50,7 0,4 

Sonderposten mit Rücklageantei l 15.776,4 50,6 17.250,4 52,8 -1.474,0 -8,5 

Rückstellungen 266,9 0,9 348,1 1,1 -81,2 -23,3 

Erhaltene Anzahlungen 311,6 1,0 248,5 0,8 63,1 25,4 

Ueferverbindlichkeiten 215,4 0,7 263,5 0,8 -48,1 - 18,3 

Sonstige Verbind lichkeiten 1157 04 1006 03 15 ° 14,9 

Summe Verbindlichke iten 642,6 2,1 612,6 1,9 30,0 4,9 

Rech nungsabgrenzungsposten 1,2 0,0 1,2 0,0 0,0 0,0 

Su mme Passiva=Gesamtkapital 31.185 1 1000 3 2.6597 1000 -1.4 746 -45 
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B.3.3 Vermögenslage 

Die Vermögensstruktur (in T-() der Gesellschaft stellt sich wie folgt dar: 

Bilanz zum 

31.12.2015 

TC % 

Sachanlagen 25.312,0 81,2 

Finanzanlagen 1.500 0 48 

Summe Anlagevermögen 26.812,0 86,0 

Forderungen 8,2 0,3 

Sonstige Vermögensgegenstände 592,3 1,9 
Kassenbestand und Guthaben bei 
Kreditinstituten, Wertpapiere 3 .7660 121 

Summe Umlaufvermögen 4.366,6 14,3 

Rechnungsabgrenzungsposten 66 00 

Summe Aktiva-Gesamtvermögen 31.1851 1000 

Bilanz zum 

31.12.2014 

TC % 

27.307,6 83,6 

00 00 

27.307,6 83,6 

80,3 0,3 

562,3 1,7 

4.7034 144 

5.345,9 16,4 

63 00 

32.6597 1000 
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Änderung ggü. 

d. Vorjahr in 

TC % 

-1.995,6 -7,3 

1.500 0 -1000 

-495,6 - 1,8 

-72,1 -89,8 

30,0 5,3 

·9373 -199 

-979,4 -18,3 

03 48 

-1.4746 -45 

Das Gesamtvermögen hat sich gegenüber dem Vorjahr um 1.474,6 T-€ (=-4,5 %) auf 31.185,1 T-{ 

vermindert. Diese Verminderung resultiert maßgeblich aus der Verminderung der Sachanlagen (-1 .995,6 

T-€), der Forderungen aus Lieferungen und Leistungen (-72,0 T-€) und der flüssigen Mittel (-937,4 T-€). 

Die Finanzanlagen (+1.500,0 T-€), die sonstigen Vermögensgegenstände (+30,0 T-€) und die 

Rechnungsabgrenzungsposten (+0,4 T-€) haben sich dagegen erhöht. 

Der Anteil des langfristig gebundenen Vermögens am Gesamtvermögen hat sich gegenüber dem 

Vorjahr von 83,6 % auf 86,0 % erhöht. 

Bei den mit den Abgängen saldierten Investitionen und Ein lagen der Gesellschaft in Höhe von 

41,2 T-€ und Abschreibungen in Höhe von 2.036,8 T-€ hat sich das Sachanlagevermögen mit 

immateriellen Vermögensgegenständen zusammen auf einen Betrag von 25 .312,0 T-€ (-1.995,6 T -€) 

vermindert . 

Aufgrund Vermögensumschichtungen von kurzfristigen zu längerfristigen Geldanlagen hat sich das 

Finanzanlagevermögen um 1.500,0 T-€ erhöht. 



LAGEBERICHT für das Geschäftsjahr 2015 

TGZ Halle TECHNOLOGIE- UNO GRÜNDERZENTRUM HALLE GmbH 

ANLAGE 4 
Seite 12 

Das mittel- und kurzfristig gebundene Vermögen ha t sich im Vorjahresvergleich in absoluter Höhe 

um 979,4 T-{ vermindert, der verhältnismäßige Anteil am Gesamtvermögen verminderte sich dadurch 

auf 14,3% gegenüber 16,4% im Vorjahr. 

Die Verminderung der Forderungen aus Lieferungen und Leistungen i.H.v. 72,0 T-( resultiert 

sowohl aus der Verminderung der Forderungen aus Mieten einschließlich darauf gebildeter 

Wertberichtigungen (-33,0 TC) als auch der Forderungen aus Mietnebenkosten (-39,0 T-€). 

Die Erhöhung der sonstigen Vermögensgegenstände um 30,0 T-( ist im Wesentlichen auf die 

Erhöhung der Forderungen aus der Mieterdirektabrechnung (+65,8 T-€) zurückzuführen. Die 

Steuererstattungsansprüche haben sich um 41,3 T-€ vermindert, die übrigen sonstigen 

Vermögensgegenstände erhöhten sich um 5,5 T-€. 

Die Verminderung der Guthaben bei Kreditinstituten und Wertpapiere von 4.703,4 T-€ auf 3.766,0 

T-€ hängt mit der Umschichtung von Finanzmitteln in die Position Finanzan!agen (1.500,0 T-€) und dem 

Mittelzuf!uss aus dem laufenden Geschäftsbetrieb zusammen. 

Die aktiven Rechnungsabgrenzungsposten erhöhten sich geringfügig um 0,4 T-€ auf 6,6 T-€. 

8.4 Finanzielle und Nichtfinanzielle Leistungsindikatoren 

Für unsere interne Unternehmenssteuerung ziehen wir insbesondere die Auslastung der zu 

vermietenden Räumlichkeiten heran, darüber hin aus sind weitere wichtige Größen die Höhe der 

eingeworbenen Projektmittel sowie der betreuten und neu angesiedelten Unternehmen. 

Insgesamt waren die Gebäude der TGZ Halle GmbH im Berichtsjahr im Durchschnitt mit ca. 94,82 % 

ausgelastet. Dementsprechende Leerstandszeiten wurden zur Generalinstandsetzung der Räumlichkeiten 

genutzt. Zum Bilanzstichtag bestand eine Aus!astung LH.v. 92,86 % der vermietba ren Gesamtfläche. 
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Die Struktur der Wirtschaftszweige in denen die Mieter der TGZ Halle GmbH tätig sind, setzt sich wie 

folgt zusammen: 

Life Sciences (Biotechnologie, Medizintechnik, Pharma) 
Services 
Softwareentwicklung, IuK-Technologie, Medien 
Nanotechnologie 
I ngenieurdienstleistu ngen 
Analytik und Sensorik 
Geräte- und Anlagenbau 
Erneuerbare Energien 

31,58% 
21,05% 
15,79% 
10,53% 
8,77% 
7,02% 
3,51% 
1,75% 

Der Mieterbestand umfasste zum Stichtag 59 Unternehmen, Forschungseinrichtungen und Institutionen 

der Wissenschafts-, Transfer- und Wirtschaftsförderung. 

C. Nachtragsbericht 

Über Vorgänge von besonderer Bedeutung, die nach dem Schluss des Geschäftsjahres eingetreten sind 

(§289 Abs . 2 Nr. 1 HGB), wird nachfolgend berichtet: 

Nach Schluss des Geschäftsjahres traten keine Vorgänge von besonderer Bedeutung auf, über die 

entsprechend §289 Abs. 2 Nr.1 HGB zu berichten wäre. 

D. Prognosebericht 

In Erfüllung ihrer gesetzlichen Verpflichtung hat die Geschäftsführung der Gesellschaft ihre 

Einschätzungen zu r voraussichtlichen Entwicklung der TGZ Halle GmbH und deren wesentliche Chancen 

und Risiken in einem Wirtschaftsplan 2016 sowie in Entwurfsfassungen für die Jahre 2017 bis 2021 

gebündelt. Diese Wirtschaftspläne, die als reine Ertragsplanungen zu verstehen sind, ergeben fOlgendes 

Bild: 

Jahr UmsatzerJöse Aufwendungen Finanzergebnis Ergebnis vor Steuern 

T-{ T-{ T-{ T-{ 

2016 3 .920 3.966 6 -40 

2017 3.990 4.068 6 -72 

2018 3.912 3.976 6 -58 

2019 3.985 3.951 6 40 

2020 3.985 3.931 6 60 

2021 3.985 3.931 6 60 



LAGEBERICHT für das Geschäftsjahr 2015 

TGZ Halle TECHNOLOGIE- UND GRÜNDERZENTRUM HALLE GmbH 

ANLAGE 4 
Seite 14 

Durch die Geschäftsfüh rung werden die Entwicklungen der nächsten Jahre insgesamt nach wie vor als 

eher risikobehaftet eingeschätzt. 

Anlass hierfür bieten einerseits die sich allgemein verschärfenden Rahmenbedingungen fü r 

technologieorientierte Unternehmen (aktuelle und potentielle Mieter), wie beispielsweise die 

Auswirkungen der Energiewende (erhöhte Energiekosten), eine zunehmend schwierigere Akquisition von 

Eigen- und Fremdkapital (insbesondere in der Frühphase) sowie erhöhte Restriktionen in Bezug auf den 

Lärmschutz am Standort. 

Dem Aufgabenspektrum der TGZ Halle GmbH als Technologie- und Gründerzentrum entsprechend, sind 

Chancen für Ansiedlungen, Gründungen und die Weiterentwicklung technologieorientierter 

Wachstumsunternehmen zu betrachten. Grundsätzlich bieten die vorgehaltene Infrastruktur und die 

Dienstleistungsangebote günstige Rahmenbedingungen für die o.g . Zielgruppen . Da 

Standortwechselentscheidungen national und international agierender Unternehmen wesentlich von 

Branchentrends, unternehmensspezifischen und persönlichen Präferenzen und zum Teil durch 

Investoren beeinflusst werden, ist eine Prognose des Ansiedlungspotenzials eher schwierig. Wesentliche 

Erfolgsfaktoren bei Ansiedlungsbestrebungen sind deshalb eine hohe Bekanntheit und ein positiv 

besetztes klares Profil des Standortes insgesamt sowie fokussierte Vertriebsanstrengungen und ein 

engmaschiges Netzwerk an Multiplikatoren. Im Rahmen der im Berichtszeitraum entwickelten 

Zukunftsstrategie wurden Ziele, Zielgruppen, Handlungsfelder und konkrete Maßnahmen sowie 

Steuerungs- und Kontrollinstrumente definiert. Nun gilt es, diese Strategie in den kommenden Jahren 

stringent umzusetzen. Entscheidend für den Erfolg ist hierbei das reg ionale Potenzial für 

Unternehmensgründungen und deren Etablierung am Standort. Dies ist insbesondere im Bereich der 

Hochtechnologie im Vergleich zu Standorten von Wettbewerbern mit ähnlichen Vermietungsflächen eher 

begrenzt. Deshalb wird sich die TGZ Halle GmbH auch in den kommenden Jahren weiterhin für die 

Stärkung der Gründungskultur in den Hochschulen und Forschungseinrichtungen der Region engagieren 

sowie wissens- und technologieorientierte Unternehmen in der Gründungs- und Wachstumsphase dem 

entsprechend bedarfsorientrerte Flächen- und Dienstleistungsangebote unterbreiten . Aus aktueller Sicht 

besteht im laufenden Geschäftsjahr 2016 das Ziel der Ansiedlung von zwei bis drei 

technologieorientierten Ausgründungen aus dem regionalen Hochschulumfeld. Des weiteren soll die 

Wachstumsförderung von Bestandsuntemehmen intensiviert und die Unterstützung der Stadt Halle 

(Saale) und der Weiterentwicklung des Technologieparks Weinberg Campus durch Ansiedlung von 

Technologieunternehmen forciert werden . 

Für die Ertragsprognose der TGZ Halle GmbH sind insbesondere unternehmensindividueJle 

Entwicklu ngen der Bestandsunternehmen zu betrachten, besonders die der Mieter mit größeren 

Flächenanteilen. 
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Das seit seiner Gründung im Technotogie- und Gründerzentrum befindliche Unternehmen ECH 

Elektrochemie Halle GmbH hat auf Grund von Wachstumsbestrebungen zum Ende des Jahres 2015 das 

Gebäude verlassen und eine eigene Immobilie im Technologiepark Weinberg Campus bezogen. Die 

nunmehr leerstehenden flächen LH.v. ca. 700 m 2 werden für 3 junge TechnOlogieunternehmen 

modernisiert und umgebaut. Ziel ist es auch, einen Teil dieser sowie weitere Flächen LH.v , ca . 250 m 2 

im Weinbergweg 23 zu einem Inkubator und Akzelerator für innovative und technologieorientierte 

Ausgründungen zu gestalten . Bis zu einem Einzug der TechnoJogieunternehmen und zur zeitgleichen 

Eröffnung des Inkubators I Akzelerators zum Beginn des 3. Quarta ls 2016 ist keine Vermietung dieser 

Flächen möglich. Im 3. Quartal 2016 ist wieder eine Vollauslastung des gesamten Gebäudes 

vorgesehen. 

Zum gegenwärtigen Zeitpunkt ist zudem unklar, in welchem Umfang sich die Suche eines 

forschungsbasierten Biotechnologieunternehmens nach einem neuen Investor auf dessen Fortbestand 

am Standort auswirkt. Sollte kein Investor gefunden werden, bestünde ab 2018 das Risiko eines 

erheblichen Leerstandes in einem der Häuser. 

Bedingt durch die Sparmaßnahmen in der Hochschullandschaft des Landes, die damit verbundene 

Neustrukturierung der Medizinischen Fakultät und den Bau des Proteinzentrums der 

Martin-Luther-Universität deutet sich ein Auszug des Zentrums für Angewandte Medizinische und 

Humanbiologische Forschung (ZAMED) aus demselben Gebäude nunmehr für das letzte Quartal 2017 an. 

Dies würde einen zumindest temorären Leerstand im Jahr 2018 verursachen, 

In den Prognosen für d ie Jahre 2017 bzw. 2018 ist zu berücksichtigen, dass ein Unternehmen, dem 

wegen des Jahrhunderthochwassers im Jahre 2013 und der damit verbundenen Umzugsnotwendigkeit 

umfangreiche Räumlichkeiten zur Verfügung gestellt wurden, aktuell einen erneuten Standortwechsel in 

spezifische Infrastruktureinrichtungen in Erwägung zieht. Auch dies würde wegen der notwendigen 

Umbaumaßnahmen einen größeren zumindest temporären Leerstand im oben genannten Zeitraum zur 

Folge haben. Die Standortentscheidung fällt voraussichtlich im 2. Quartal 2016 und wird durch die 

Geschäftsführung intensiv begleitet, so dass die Akquisition neuer Mieter und notwendige 

Umbaumaßnahmen rechtzeitig und planbar erfolgen können. 

Sollten die oben prognostizierten unternehmensindividuellen Szenarien wie beschrieben eintreten, ist 

nicht nur im Jahre 2016 sondern insbesondere im Jahr 2018 mit erhöhten Mindereinnahmen zu rechnen. 

Im Extremszena rio hätte dies für das Geschäftsjahr 2018 ein Absinken der Flächenauslastung auf ca. 

90% zur Folge. 

Um diesem Risiko zu begegnen, wird die Geschäftsleitung die Unternehmen bei der Investorensuche 
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sowie bei der StandortentwickJung und -sicherung unterstützen. Im Fokus stehen hierbei die Ansiedlung 

und Gründung neuer techno[ogieorientierter Unternehmen sowie die Unterstützung von 

Bestandsunternehmen beim Wachstum am Standort und auf den Flächen der TGZ Halle GmbH . Als 

Leitlinien hierfür wird die Geschäftsleitung Strategien entwickeln, die den beschriebenen wirtschaftlichen 

Risiken einer reduzierten Flächennutzung entgegenwirken. Ziel ist eine nachhaltige ProfHbildung des 

Standortes als Technologiepark und des TechnoJogie- und Gründerzentrums sowie des Bio-Zentrums als 

Inkubator, Akzelerator und Impulsgeber für wachstumsorientierte Technologieunternehmen . 

In diesem Zusammenhang steht 2016 die abschließende Diskussion und der Beschluss des bereits 

erarbeiteten Zukunftskonzeptes für die TGZ Halle GmbH und die partnerschaFtliche Aufgabenerfüllung 

des Wirtschaftskonzeptes der Stadt Halle (Saale). Dem Ziel der Standortentwicklung dient diesbezüglich 

die Positionierung als Impulsgeber und Koord inator der Standortaktivitäten in den kommun alen 

Innovationsschwerpunkten Life Sciences, Material Sciences und Softwareentwicklung ebenso wie die 

Mitarbeit bei der Koordination des länderübergreifenden Clusterschwerpunktes Li fe Sciences 

Mitteldeutschland und beispielsweise die intensive Mitarbeit im Leitmarktarbeitskreis Gesundheit und 

Medizin des Ministeriums für Wissenschaft und Wirtschaft des Landes Sachsen-Anhalt. Darüber hinaus 

ist es dringend erforderlich, weiterführende Voraussetzungen für die Produktion von innovativen 

werthaitigen Produkten zu schaffen, da ansonsten Co-Finanzierungen für die angewandte Forschung in 

diesen Unternehmen nicht gewährleistet werden können. Damit wäre entweder die Abwanderung der 

Unternehmen vom Standort oder sogar deren Insolvenz vorprogrammiert. 

Aufgrund der alternden Infrastruktur in den Gebäuden der TGZ Halle GmbH ist in den nächsten Jahren 

mit steigenden Aufwendungen für Instandhaltungsmaßnahmen und Reparaturen zu rechnen. In diesem 

Zusammenhang steht die Notwendigkeit einer sukzessiven und den spezifischen Anforderungen 

entsprechenden Modernisierung der Gebäude und der technischen Anlagen mit dem Ziel des Erhalts und 

des Ausbaus der Standortattraktivität sowie die Planung und Umsetzung von Investitionsvorhaben . 

Zukünftige Projektleistungen für kleine und mittelständische Unternehmen sind kaum planbar, da diese 

durch den Wechsel der EU- Strukturfondsperiode erst ab dem ersten Halbjahr 2016 beispiel weise durch 

das Ministerium für Wissenschaft und Wirtschaft des Landes Sachsen-Anhalt für künftige Zeiträume 

untersetzt werden . 
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Dies gilt ebenso fü r relevante Förderprogramme des Bundes. Diesbezügl ich zeichnet es sich ab, dass 

zeitnah wissenschaftlich - technische Projekte nur noch durch Dienst leister begleitet werden können, die 

einen KMU-Status besitzen . Dies trifft für die TGZ Halle GmbH nicht zu, so dass damit dieses 

Aufgabenfeld nur in Kooperation mit entsprechenden Partnern bearbeitet werden kann. 

Zusammenfassend ist eine positive wirtschaftliche Weiterentwicklung des Technologieparks weinberg 

campus, der TGZ Halle GmbH und damit nicht zuletzt der Stadt Halle (Saale) und der Region zukünftig 

von der Ganzheitlichkeit im Vorgehen aller Beteiligten (u.a. TGZ, Mieter, Kunden, Lieferanten, 

Netzwerkpartner) abhängig. Ziel ist eine stringente Wertschöpfungskette mit den vern etzten 

Bestandteilen Bildung, Grundlagenforschung, angewandte Forschung, Produktion und Vermarktung, die 

letztlich Gewerbesteuereinnahmen und Arbeitsplätze sichert. 

Die Geschäftsführung sieht der Entwicklung des Jahres 2016 ff. auch in Anbetracht dieser Risiken 

verhalten positiv entgegen und geht davon aus, dass alle von den Gesellschaftern und der öffentlichen 

Hand an uns adressierten Aufgaben vollumfängl ich unter Wahrung der finanziellen Stabili tät erfüllen 

können . 

E. Chancen- und Risikobericht 

E.l Chancenbericht 

Chancen im Wettbewerbsumfeld ergeben sich insbesondere aus der strategischen Posi tionierung der 

TGZ Halle GmbH als Standort für Technologieunternehmen und Gründungsprojekte in den Bereichen Life 

Sciences I Biotechnologie, Material Sciences I Nanotechnologie und Informationstechnologie I 
Softwareentwicklung sowie aus der diesbezüglich spezialisierten Infrastruktur, einem dem 

entsprechenden Branchen- und Technologie-Know-How und aus den umfangreichen Netzwerkkontakten . 

Das zur Zeit eher posi t ive konjunkturelle Marktumfeld bietet Technologieunternehmen grundsätzl ich 

Chancen, unternehmerisches Wachstum zu generieren. Dies hat wiederum zur Folge, dass zusätzlicher 

Flächenbedarf entsteht. Um diesen in Gebäuden der TGZ Halle GmbH realisieren zu können, bedarf es 

einer detaillierten Kenntn is von unternehmensindiv iduellen Wachstumspotenzialen sowie einer 

intensiven Betreuung und proaktiven Begleitung dieser Technologieunternehmen . Aufgrund des hohen 

Auslastungsniveaus der Räumlichkeiten in den einzelnen Gebäuden der TGZ Halle GmbH besteht die 

diesbezügliche Herausforderung darin, einerseits 
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kurz - bis mittelfris tig unternehmensspezifische Bedarfe zu decken und andererseits neue 

Erweiterungsflächen für diese Bestandsunternehmen und für ansiedlungsinteressierte 

Wachstumsunternehmen zu schaffen oder zu vermitteln. Sollte dies nicht gelingen, besteht zugleich das 

Risiko, Unternehmen im Standortwettbewerb zu verlieren. 

Das aktuelle Marktumfeld für Unternehmensgründungen stellt sich je nach Technologie- und 

Branchenschwerpunkt unterschiedlich dar. Während Start-ups mit naturwissenschaftlich basierten 

Geschäftsmodellen, insbesondere im Bereich Biotechnologie / Life Sciences aufgrund der langen 

EntWiCklungsphasen und hohen Markteintrittsbarrieren über einen relativ großen Investitionsbedarf 

verfügen, besitzen innovative Start-ups, insbesondere mit skalierbaren Geschäftsmodellen im Bereich JT 

und Softwareentwicklung relativ geringe Markteintrittsbarrieren, gute Entwicklungschancen und eine 

positive Wahrnehmung bei privaten und institutionellen Investoren. Chancen für die TGZ Halle GmbH 

bieten sich in diesem Zusammenhang kurz - bis mittelfristig sowohl im naturwissenschaftlichen als auch 

im It- und Softwarebereich sowie in der Verbindung beider Technologieschwerpunkte. Dies begründet 

sich vor allem aus der hohen Dichte an universitären und außeruniversitären Forschungseinrichtungen, 

der umfänglichen Grundungsförderung aus der Wissenschaft und guten Kontakten zu Investoren. Um 

diese Potentiale für den Standort nutzen zu können, bedarf es einer weiterführend abgestimmten 

Kooperation mit den relevanten Akteuren und dem bedarfsorientierten zur Verfügung stellen geeigneter 

Infrastruktur. Zu diesem Zweck werden aktuell Räumlichkeiten im TGZ I modernisiert und umgebaut, 

die in Verbindung m it umfangreichen Dienstleistungsangeboten als Inkubator und Akzelerator für 

innovative Technologieunternehmen in den genannten Branchen fungieren sollen. Ziel der Aktivitäten ist 

es, den Standort in den Jahren 2016/2017 als zentralen Ort für Gründung und Wachstum in der Region 

Halle (Saale) zu positionieren und in der un iversitären Gründungsförderung entwickelte 

Gründungsprojekte nachhaltig am Standort zu verankern. 

Wachstum junger Technologieunternehmen in den genannten Kernbranchen wird zumeist durch die 

Erschließung internationaler Märkte generiert. Notwendig sind hierfür belastbare Marktzugängen, 

Kompetenzen in der Strategieentwicklung und Marktbearbeitung sowie Fach- und Führungskräfte mit 

internationaler Ausrichtung. Chancen für die wirtschaftliche Entwicklung der betreuten Unternehmen und 

damit für die TGZ Halle GmbH liegen deshalb insbesondere im Auf- und Ausbau sowie in der Nutzung 

internationaler Kontakte, in der Vernetzung der Standortakteure und im Angebot dem entsprechender 

Dienstleistungen. 

Diesbezügliche Überlegu ngen sind Bestandteil der im Berichtszeitraum entwickleten Zukunftsstrategie, 

die es in den Folgejahren umzusetzen gilt. 
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Die im Schwerpunkt auf die Bio- und Nanotechnologie ausgerichtete TGZ Halle GmbH unterliegt im 

Rahmen der Risikokategorie "Umfeld- und Branchenrisiken" insbesondere einem bestandsgefährdenden 

Risiko. Hintergrund hierfür sind Veränderungen der politischen und gesetzgeberischen 

Rahmenbedingungen, aber auch technische und infrastrukturelle Entwicklungen, die zu nachfolgend 

aufgeführten Problemstellungen und HerausForderungen führen: 

• Ein grundsätzliches Risiko besteht darin, dass alternde Gebäude und vor allem Nebenanlagen 

funktional oder aus Kundensicht wahrgenommen nicht mehr dem Stand der Technik und den 

Kundenbedürfnissen entsprechen. In diesem Zusammenhang steht das Risiko einer abnehmenden 

Attraktivität und Vermietbarkeit der bestehenden Infrastruktur. Aus diesem Grunde sind neben 

Instandhaltungs- und Wartungsmaßnahmen zukünftig verstärkt umfassende Investitionen zur 

Modernisierung der bestehenden Infrastruktur notwendig. 

• Durch die Energiewende kam es in den vergangenen Jahren zum Teil zu erheblichen 

Preissteigerungen für Energie . Dies bedeutet für ansässige Unternehmen mit energieintensiver 

Forschung und Produktion (insbesondere bei Reinraumnutzung) eine Minimierung der Rendite. Dies 

hat wiederum grundsätzliche Standortnachteile im nationalen und internationalen Wettbewerb zur 

Folge. Positiv für die TGZ Halle GmbH ist in diesem Zusammenhang die Entscheidung der Stadtwerke 

Halle zu werten, die Energieversorgung durch den Bau eines neuen Schalthauses auf dem Gelände 

des Technologieparks Weinberg Campus zu stabiliSieren und gemeinsam mit der TGZ Halle GmbH 

und weiteren Partnern ein PlJotprojekt zur Energieeffizienz umzusetzen . 

Für die Ansiedlung weiterer Unternehmen kommt es im gesamten Technologiepark Weinberg 

Campus wegen der Spezifika des Standortes zu technischen Einschränkungen . Dies betrifft 

insbesondere das Lärmkontingent, welches bereits weitestgehend ausgeschöpft ist 

(LuftjKlimatisierung). Diesbezüglich werden zukünftig weitere Investitionen und 

Kooperationspartnerschaften zur weiteren Standortentwicklung zwingend notwendig sein. 

Dem zunehmenden Fachkräftemangel, insbesondere bei Ingenieuren und NaturWissenschaftlern, 

aber auch bei Labor- und Technikkräften muss ausgehend von der demographischen EntWicklung 

zwingend entgegengewirkt werden . Sollte dies nicht gelingen, birgt dies erhebliche Risiken für 

Wachstum und Sicherung der Bestandsfirmen. Zugleich ist die Verfügbarkeit von qualifiziertem 

Personal auch ein wesentlicher Wettbewerbsfaktor für Unternehmensgründungen und 

Neuansiedlungen. 
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Aktuell is t eine eher geringere Gründungsneigung in technologieorientierten Geschäftsfeldernzu 

verzeichnen, da es potenz iellen Gründern insbesondere an privatem Eigenkapital fehl t , aber auch 

weil genügend gut bezahlte Stellen für Akademiker in Industrie und öffentlichen Institutionen 

angeboten werden. 

Bedingt durch eine insbesondere für innovative Firmen aus der Bio- und Nanotechnologie sowie 

angrenzenden Gebieten eher schwierige konjunkturelle Lage, verschlechtern sich deren 

wirtschaftliche Perspektiven in Deutschland weiter. 

Technologieorientierte Unternehmen unterliegen zumeist langen und kapitalintensiven Zyklen in der 

Produktentwicklung. Damit verbunden ist die Notwendigkeit einer Finanzierung über privates oder 

institutionelles Wagniskapital. Da Wagniskapitalgeber stets eine klare Exit-Strategie verfolgen, 

entstehen standortbezogene Risiken durch potenzielle Verkäufe dieser Unternehmen u .a. an 

strategische Investoren und dadurch möglicherweise bedingte Standortwechsel. 

Im Wettbewerb um Fach- und Führungskräfte erhalten nicht monetäre Rahmenbedingungen 

zunehmende Bedeutung . Dies hat einen wesentlichen Einfluss auf Standortentscheidungen 

bestehender und ansiedlungsinteressierter Unternehmen. Aktuell sind diese sogenannten weichen 

Standortfaktoren im Technologiepark Weinberg Campus und damit auch für die TGZ Halle GmbH 

unzureichend entwickelt. Aus diesem Grunde besteht ein mittel- bis langfristig hohes Risiko von 

Nachteilen im Standortwettbewerb. Diese gilt es schrittweise und in Kooperation mit den 

wesentlichen Standortakteuren abzubauen . Handlungsansätze ergeben sich u.a . aus der im 

Berichtsze itraum durchgeführten Mieterbefragung und aus Diskussionsforen zur 

Standortentwicklung. 

Die dargestellten Risiken können kurz- und mittelfristig zu Mietausfällen führen und damit das 

Fortbestehen des Unternehmens gefährden. In der Stadt Halle (Saale) bestehen erhebliche 

Angebotsreserven an Büroflächen, wodurch der Mietzins für Gewerbeflächen auch im Berichtszeitraum 

auf einem niedrigen Niveau stagnierte. Dieser Entwicklung und dem dadurch bedingten pre islichen 

Wettbewerb kann nur durch erhöhte Serviceleistungen entgegengewirkt werden, wobei diese durch den 

damit verbundenen Personalaufwand letztlich stetig wachsende Kosten verursachen . Nicht zuletzt aus 

diesem Grund ist eine verstärkte Lobbyarbeit in Bezug auf die qualitätsorientierte Positionierung des 

Standortes notwendig. 

Das Risiko, das sich aus der allgemeinen wirtschaftlichen Entwicklung ergibt, ist für die Gesellschaft eher 

von untergeordneter Bedeutung . Ledig l ich im Falle der weiteren nochmaligen Versch lechterung der 

Finanzierungsmöglichkeiten der Mieter durch eine zurückgehende Risikobereitschaft insbesondere der 

privaten und institutionellen Investoren in diesen Unternehmen durch eine insgesamt negative 
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gesamtwirtschaftliche Entwicklung kann hier zu einem erhöhten Risiko in Form von erhöhtem Leerstand 

führen, der dann ebenfalls die entsprechend dargestellten Konsequenzen nach sich zieht. 

E.3 Risikoberichterstattung über die Verwendung von Finanzinstrumenten 

Die im Unternehmen Verwendung findenden Finanzinstrumente sind Wertpapiere, Forderungen, 

Verbindlichkeiten und Guthaben bei Kreditinstituten . Es handelt sich insoweit nur um Finanzinstrumente 

im weiteren Sinne. Sicherungsgeschäfte werden von der Gesellschaft nicht getätigt. 

Der Großteil unseres Kundenstamms (Forderungen aus lieferungen und Leistungen) setzt sich aus 

unseren Mietern zusammen, mit denen wir sehr eng zusammenarbeiten. Sofern Einzelrisiken im Sinne 

von AusfaJl - bzw. Liquiditätsrisiken angezeigt sind, werden entsprechende Wertberichtigungen in der 

Rechnungslegung vorgenommen. 

Unsere Verbindlichkeiten bezahlen wir innerhalb der vereinbarten Zahlungsziele und soweit möglich 

skontiert . 

Wir finanzieren uns im kurzfristigen Bereich über unsere Guthaben bei Kreditinstituten. 

Wir verfolgen bei unseren Finanzinstrumenten eine konservative Risikopoli tik. Zielsetzung unsers 

Finanz- und Risikomanagement ist die Sicherung des Unternehmenserfolgs gegen sämtliche finanzielle 

Risiken . 

Halle (Saale), März 2016 

Dr. Ulf-Marten Schmieder 

Geschäftsführer 
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BESTÄTIGUNGSVERMERK DES ABSCHLUSSPRÜFERS 

Wir haben den Jahresabschluss - bestehend aus Bilanz, Gewinn- und Verlustrechnung 
sowie Anhang - unter Einbeziehung der Buchführung und den Lagebericht der TGZ Halle 
TECHNOLOGIE- UND GRÜNDERZENTRUM HALLE GmbH für das Geschäftsjahr vom 
1. Januar bis zum 31. Dezember 2015 geprüft. Die Buchführung und die Aufstellung von 
Jahresabschluss und Lagebericht nach den deutschen handelsrechtlichen Vorschriften und 
den ergänzenden Bestimmungen des Gesellschaftsvertrags liegen in der Verantwortung der 
gesetzlichen Vertreter der Gesellschaft. Unsere Aufgabe ist es, auf der Grundlage der von 
uns durchgeführten Prüfung eine Beurteilung über den Jahresabschluss unter Einbeziehung 
der Buchführung und über den Lagebericht abzugeben. 

Wir haben unsere Jahresabschlussprüfung nach § 317 HGB unter Beachtung der vom 
Institut der Wirtschaftsprüfer (IDW) festgestellten deutschen Grundsätze ordnungsmäßiger 
Abschlussprüfung vorgenommen. Danach ist die Prüfung so zu planen und durchzuführen, 
dass Unrichtigkeiten und Verstöße, die sich auf die Darstellung des durch den 
Jahresabschluss unter Beachtung der Grundsätze ordnungsmäßiger Buchführung und durch 
den Lagebericht vermittelten Bildes der Vermögens-, Finanz- und Ertragslage wesentlich 
auswirken, mit hinreichender Sicherheit erkannt werden. Bei der Festlegung der 
Prüfungshandlungen werden die Kenntnisse über die Geschäftstätigkeit und über das 
wirtschaftliche und rechtliche Umfeld der Gesellschaft sowie die Erwartungen über mögliche 
Fehler berücksichtigt. Im Rahmen der Prüfung werden die Wirksamkeit des 
rechnungslegungsbezogenen internen Kontrollsystems sowie Nachweise für die Angaben in 
Buchführung, Jahresabschluss und Lagebericht überwiegend auf der Basis von Stichproben 
beurteilt. Die Prüfung umfasst die Beurteilung der angewandten Bilanzierungsgrundsätze 
und der wesentlichen Einschätzungen der gesetzlichen Vertreter sowie die Würdigung der 
Gesamtdarstellung des Jahresabschlusses und des Lageberichts. Wir sind der Auffassung , 
dass unsere Prüfung eine hinreichend sichere Grundlage für unsere Beurteilung bildet. 

Unsere Prüfung hat zu keinen Einwendungen geführt. 

Nach unserer Beurteilung aufgrund der bei der Prüfung gewonnenen Erkenntnisse entspricht 
der Jahresabschluss den gesetzlichen Vorschriften und den ergänzenden Bestimmungen 
des Gesellschaftsvertrags und vermittelt unter Beachtung der Grundsätze ordnungsmäßiger 
Buchführung ein den tatsächlichen Verhältnissen entsprechendes Bild der Vermögens-, 
Finanz- und Ertragslage der Gesellschaft. Der Lagebericht steht in Einklang mit dem 
Jahresabschluss, vermittelt insgesamt ein zutreffendes Bild von der Lage der Gesellschaft 
und stellt die Chancen und Risiken der zukünftigen Entwicklung zutreffend dar. 

Halle (Saale), den 19. Mai 2016 

Brennecke Tre hand GmbH Wirtschaftsprüfungsgesellschaft 

Dipl.-Kf . Andreas Brennecke 
irtschaftsprüfer 
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Gegenstand des Unternehmens ist es, in der Region 

Halle Hilfestellung im Umgang mit neuen Technolo­

gien anzubieten, um die Leistungsfähigkeit insbe­

sondere kleiner und mittlerer Unternehmen und de­

ren Gründung zu fördern und den Arbeitsmarkt 

nachhaltig zu sichern. In diesem Rahmen werden in 

das Technologie- und Gründerzentrum Halle GmbH 

(im Folgenden als TGZ Halle bezeichnet) aufgenom­

men, gefördert und beraten: 

a) technologisch hochqualifizierte Fachkräfte, die sich 

in der Wirtschaftsregion Halle selbstständig machen 

oder an der Gründung neuer Unternehmen beteili­

gen wollen, 

b) Absolventen der in der Region Halle ansässigen 

Hochschulen, die sich selbstständig machen oder an 

Unternehmensgründungen beteiligen wollen (beson­

ders spin-off-Betriebe), 

c) bestehende, förderungswürdige Unternehmen der 

Wirtschaftsregion Halle, 

d) Arbeitnehmer/innen, die mit technologischen Ent­

wicklungen in ihren Bereichen konfrontiert werden, 

diese weiterentwickeln oder initiieren wollen, 

e) interessierte Personen und Gruppen mit förderungs­

würdigen Vorstellungen zu neuen Technologien. 
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(2) Die Gesellschaft wird jungen Unternehmen 

a) Räume und Gemeinschaftseinrichtungen im TGZ­

Halle zur Verfügung stellen, 

b) ihnen Möglichkeiten einer intensiven fachlichen Zu­

sammenarbeit mit ansässigen Hochschuleinrichtun­

gen bieten und universitäre Leistungen vermitteln, 

c) ihnen öffentliche und private Beratungsmöglichkei­

ten anbieten, 

d) ihnen bei der Deckung des Finanzbedarfs Hilfen aus 

öffentlichen und privaten Quellen vermitteln und 

e) ihnen auch nach dem Ausscheiden aus dem TGZ 

Halle behiflich sein. 

(3) Kleinen und mittleren Unternehmen vermittelt die 

Gesellschaft zur Stärkung der Leistungsfähigkeit so­

wie zur Sicherung und zum Ausbau von Arbeitsplät­

zen Beratungsdienste in den Bereichen Technolo­

gietransfer und Innovation, der Qualifizierung auf 

dem Gebiet neuer Technologien sowie Personal­

und Informationstransfer. 

(4) In Ergänzung ihrer Dienstleistungen und zur Ausnut­

zung der vorhandenen Kenntnisse führt die Gesell­

schaft Projekte, z. B. aus den Bereichen Technolo­

gietransfer, Informationsvermittlung durch. 

(5) Die Gesellschaft kann Beratungsfelder Dritten über­

tragen. Die Übertragung bedarf einer vertraglichen 

Vereinbarung. 



Gesellschafter und 
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(6) Die Beratung und Förderung führt die Gesellschaft 

in Zusammenarbeit mit den Hochschulen und Fach­

hochschulen sowie ihren Technologieberatungsstel­

len, mit den Kammern, Gewerkschaften und Ver­

bänden durch. Ferner arbeitet die Gesellschaft mit 

Unternehmen oder Gesellschaften, welche sich die 

Bereitstellung von Beteiligungskapital zur nachhalti­

gen Förderung von Innovation zum Ziel gesetzt ha­

ben, zusammen. 

(7) Nach Bedarf und sofern es die Belange des TGZ 

Halle rechtfertigen, kann sich die Gesellschaft auch 

an Unternehmen und Einrichtungen innerhalb und 

außerhalb der Region Halle beteiligen. 

(8) Die Gesellschaft verfolgt nicht in erster Linie eigen­

wirtschaftliche Zwecke. Der Gewinn der Gesellschaft 

darf nur für die satzungsmäßigen Zwecke verwendet 

werden. Die Gesellschafter dürfen keine Gewinnan­

teile und in ihrer Eigenschaft als Gesellschafter auch 

keine sonstigen Zuwendungen aus Mitteln der Ge­

sellschaft erhalten. 

Das Stammkapital beträgt EUR 26.000,00 und ist zum Bi­

lanzstichtag in voller Höhe erbracht. 

Zum 31 . Dezember 2015 waren an der Gesellschaft betei-

ligt: 

EUR % 

Stadt Halle (Saale) 15.600,00 60,00 

Saalesparkasse 5.200,00 20,00 

envia Mitteldeutsche Energie AG 3.900,00 15,00 

Industrie- und Handels-

kammer Halle-Dessau 1.300,00 5,00 

26.000,00 100,00 



Geschäftsführer Frau Sabine Noll 

Halle (Saale) 
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Die Geschäftsführerin ist einzelvertretungsberechtigt und 

von den Beschränkungen des § 181 BGB befreit. 

Herr Dr. Ulf-Marten Schmieder 

Halle (Saale) 

Der Geschäftsführer ist mit Eintragung ins Handelsregister 

vom 28.10.2015 einzelvertretungsberechtigt und von den 

Beschränkungen des § 181 BGB befreit. 

Frau Sabine Noll ist als Geschäftsführerin zum 31 .12.2015 

ausgeschieden . Die Eintragung ins Handelsregister erfolgte 

am 03.03.2016. 
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Die Berichtsgesellschaft hat als weiteres Geschäftsfüh­

rungsorgan gemäß § 7 des Gesellschaftsvertrages der - in 

diesem Punkt unveränderten - Satzung vom 27. August 

1991 einen Aufsichtsrat. Der Aufsichtsrat hatte zum Bilanz­

stichtag folgende Zusammensetzung : 

als Vorsitzender: 

Herr Dr. Bernd Wiegand, Oberbürgermeister der Stadt 

Halle (Saale) 

als deren Stellvertreterin: 

Frau Barbara Schröder, Prokuristin der envia Mitteldeut­

sche Energie AG 

als weitere Mitglieder: 

Herr Dr. Jürgen Fox, Vorsitzender des Vorstandes der 

Saalesparkasse 

Herr Joachim Brückner, Abteilungsleiter der Saalespar­

kasse 

Herr Reinhard Schröter, Geschäftsführer Innovation und 

Umwelt der IHK Halle-Dessau 

sowie die Stadträte: 

Herr Kay Senius 

Herr Dr. Michael Lämmerhirt 

Herr Bertholt Marquardt 

Gemäß der Satzung bzw. des Gesellschaftsvertrages be­

trägt die Amtszeit des Aufsichtsrates fünf Jahre. Über die 

Regelungen der Satzung hinaus - welche ein Minimum von 

zwei Tagungen pro Jahr vorschreibt - tagt der Aufsichtsrat 

3 mal jährlich. 

Am 22. Juni 2015 wurden der Jahresabschluss zum 31. 

Dezember 2014 sowie der Lagebericht für das Geschäfts­

jahr 2014 der Gesellschafterversammlung zur Prüfung und 

Beschlussfassung vorgelegt. Der Jahresabschluss wurde 

festgestellt und den Geschäftsführern Entlastung erteilt. 
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(1) Im Gesellschafterprotokoll vom 16. Dezember 1992 ha­

ben sich die Gesellschafter verpflichtet, auf der Grund­

lage des § 6 Abs. 4 des Gesellschaftsvertrages zum 

Ausgleich der Ergebnisse erforderlichenfalls Nach­

schüsse zu leisten, wobei die Saalesparkasse von dem 

ihr satzungsmäßig eingeräumten Vorbehalt Gebrauch 

gemacht hat, diese Nachschusspflicht auf jährlich 

TEUR 10,23 zu begrenzen. Die Industrie- und Han­

delskammer ist satzungsgemäß von Nachschusspflich­

ten freigestellt. 

(2) Ebenfalls am 16. Dezember 1992 haben die vorge­

nannten Gesellschafter gegenüber den öffentlich­

rechtlichen Zuschussgebern eine Patronatserklärung 

des Inhalts abgegeben, jederzeit für eine ausreichende 

Liquidität sorgen zu wollen und etwaige auflaufende 

Verluste zumindest in dem Umfang auszugleichen, der 

zur Abwendung einer Überschuldung erforderlich wer­

de. Die IHK hat eine solche Patronatserklärung nicht 

abgegeben; die Saalesparkasse hat auch hierzu von 

dem oben erwähnten Vorbehalt Gebrauch gemacht. 

(3) Mit der benachbarten Bio-Zentrum Halle GmbH (Ge­

sellschafter dieser GmbH sind die Stadt Halle und die 

Martin-Luther-Universität) wurde für die Zeit vom 1. Ja­

nuar 1999 bis 31 . Dezember 2002 ein umfassender Be­

triebsführungsvertrag vereinbart. Der Betriebsfüh­

rungnsvertrag wurde im Rahmen von mehreren Nach­

trägen, zuletzt bis zum 31. Dezember 2018, verlängert. 

(4) Zum 20. Januar 1999 wurde mit der medizinischen Fa­

kultät der Martin-Luther-Universität Halle-Wittenberg 

ein Optionsmietvertrag zur Nutzung des Erweiterungs­

baus TGZ 11 geschlossen. Der Mietvertrag garantiert ei­

ne Auslastung des TGZ II von 45 % über eine Zeitraum 

von 5 Jahren zuzüglich einer in Anspruch genomme-



ANLAGE 6 
Seite 8 

nen Option auf weitere 5 Jahre Nutzung durch das von 

der Universität betriebene ZAMED. Der Mietvertrag 

läuft Mitte 2015 aus, wurde aber bis 31 . August 2017 

verlängert und beinhaltet eine nochmalige Verlänge­

rungsooption um weitere zwei Jahre. 

(5) Am 31. August 2006 wurde mit der Martin-Luther­

Universität Halle-Wittenberg ein Mietvertrag zur Nut­

zung des Forschungsverfügungsgebäudes TGZ 111 ge­

schlossen . Der Mietvertrag läuft bis 31. Dezember 

2017. 

(6) Zur Sicherung der Betriebsfähigkeit der umfangreichen 

Haustechnik und der damit verbundenen 24-stündigen 

Überwachung mittels einer Gebäudeleittechnik wurde 

im Dezember 2000 das technische Management im 

Rahmen eines Dienstleistungsvertrages an die Ener­

gieversorgung Halle GmbH (EVH GmbH) übergeben. 

Wesentliche Veränderungen der rechtlichen Verhältnisse lagen nach dem Abschlussstichtag 

nicht vor. 



STEUERLICHE VERHÄLTNISSE 

Zuständiges Finanzamt 

Steuernummer 

Steuerpflicht 

Steuererkläru ngen 

Steuerliche Außenprüfungen 

Halle (Saale) - Süd 

110/108/00848 
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Die Gesellschaft ist nach § 1 KStG unbe­

schränkt körperschaftsteuerpflichtig. 

Die Gesellschaft ist nach § 2 Abs. 1 GewStG 

gewerbesteuerpflichtig. 

Die Gesellschaft ist Unternehmerin i. S. d. § 2 

UStG und nimmt bei der Vermietung von 

Grundstücken und Gebäuden die Optionsmög­

lichkeiten einer steuerpflichtigen Vermietung 

im Rahmen des § 9 UStG soweit als möglich in 

Anspruch. 

Die Steuererklärungen für den Veranlagungs­

zeitraum 2014 wurden abgegeben. Die Steuer­

bescheide liegen vor. 

Die Gesellschaft unterliegt der Anschlussprü­

fung. 

Die letzte steuerliche Außenprüfung fand vom 

12. Dezember 2005 bis zum 17. Februar 2006 

(Datum der Schlussbesprechung) statt. Ge­

prüft wurden die Jahre 2000 bis 2003. 



TGZ Halle TECHNOLOGIE UND GRÜNDERZENTRUM HALLE GmbH 

Fragenkatalog zur Prüfung nach § 53 Haushaltsgrundsätzegesetz 

Darstellung nach dem Fragenkatalog gemäß IDW PS 720 

Fragenkreis 1: Tätigkeit von Überwachungsorganen und Geschäftsleitung sowie 
individualisierte Offenlegung der Organbezüge 

a) Gibt es Geschäftsordnungen für die Organe und einen Geschäftsverteilungsplan 

für die Geschäftsleitung sowie 9qf. für die Konzernleitung? Gibt es darüber hin~ 

aus schriftliche Weisungen des Überwachungsorgans zur Organisation für die 

Geschäfts~ sowie 9Qf. für die Konzernleitung (Geschäftsanweisung)? Entspre­

chen diese Regelungen den Bedürfnissen des Unternehmens bzw. des Kon­

zerns? 

Die Geschäftsordnung für die Geschäftsführung der TGZ Halle TECHNOLOGIE UND 

GRÜNDERZENTRUM HALLE GmbH wurde am 22.06.2015 von der Gesellschafterver­

sammlung beschlossen und ist für die Geschäftsführung bindend. Sie ersetzt die Ge­

schäftsanweisung vom 21 .03.2007. 

Neben der oben angeführten Geschäftsordnung, den Organisationsrichtlinien gern. 

QM-Handbuch ist künftig auch vorgesehen , die Grundsätze guter Unternehmens- und 

Beteiligungsführung der Stadt Halle (Saale) einzuhalten, wie sie im Public Corporate 

Govemance Kodex der Stadt Halle (Saale) niedergelegt sind. 

Die Abgabe einer Entsprechungserklärung oder des Berichtes zum Kodex ist jedoch 

erst nach abschließender Übernahme des Kodex erforderlich. Der Prozess der Umset­

zung des Kodex endet erst mit dem Gesellschafterbeschluss über die Änderung des 

Gesellschaftsvertrages. 

b) Wie viele Sitzungen der Organe und ihrer Ausschüsse haben stattgefunden und 

wurden Niederschriften hierüber erstellt? 

Es fanden eine GeseJlschatterversammlung und drei Aufsichtsratssitzungen statt; Nie­

derschriften wurden erstellt. 
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TGZ Halle TECHNOLOGIE UND GRÜNDERZENTRUM HALLE GmbH 

c) In welchen Aufsichtsräten und anderen Kontrollgremien i. S. d. § 125 Abs. 1 

Satz 5 AktG sind die einzelnen Mitglieder der Geschäftsleitung tätig? 

Mitglieder der Geschäftsleitung gehören keinen Aufsichtsräten an. Die Geschäftsführer 

nehmen als GescMftsführer der Bio-Zentrum GmbH die Gesellschafterfunktion bei der 

BMD GmbH wahr. 

d) Wird die Vergütung der Organmitglieder (Geschäftsleitung, Überwachungsorgan) 

individualisiert im Anhang des Jahresabschlusses/Konzernabschlusses aufge­

teilt nach Fixum, erlolgsbezogenen Komponenten und Komponenten mit lang­

fristiger Anreizwirkung ausgewiesen? Falls nein, wie wird dies begründet? 

Die Vergütung der Organmitglieder wird unter Hinweis auf §§ 288, 286 Abs. 4 HGB 

zutreffend nicht im Anhang angegeben. 

Fragenkreis 2: Aufbau- und ablauforganisatorische Grundlagen 

a) Gibt es einen den Bedürfnissen des Unternehmens entsprechenden Organisati­

onsplan, aus dem Organisationsaufbau, Arbeitsbereiche und Zuständigkei­

tenfWeisungsbefugnisse ersichtlich sind? Erfolgt dessen regelmäßige Überprü­

fung? 

Die TGZ Halle TECHNOLOGIE UND GRÜNDERZENTRUM HALLE GmbH ist nach 

DIN ISO 9001 zertifiziert Inhaltlich stellt ein Qualitätsmanagement Handbuch den Or­

ganisationsaufbau dar und regelt diesen. Im Juni 2015 hat ein Audit bei der TGZ Halle 

TECHNOLOGIE UND GRÜNDERZENTRUM HALLE GmbH staltgefunden. Der im 

Qualitätsmanagement Handbuch niedergelegte Organisationsaufbau und dessen Re­

gelungen stellen einen den Bedürfnissen des TGZ entsprechenden Organisationsplan 

dar. 

b) Haben sich Anhaltspunkte ergeben, dass nicht nach dem Organisationsplan ver­

fahren wird? 

Es haben sich keine Anhaltspunkte ergeben, dass nicht nach dem Organisationsplan 

verfahren wird. 
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TGZ Halle TECHNOLOGIE UND GRÜNDERZENTRUM HALLE GmbH 

c) Hat die Geschäftsführung Vorkehrungen zur Korruptionsprävention ergriffen und 

dokumentiert? 

Bei einem Investitionsvolumen von mehr als TEUR 100 bedürfen die Handlungen der 

Geschaftsführer der Genehmigung durch die Gesellschafter. 

Es ist vorgesehen, dass künftig ergänzend im Rahmen der Einführung des Public Cor­

porate Governance Kodex der Stadt Halle (Saale) der Abschnitt 8. Korruptionspräven­

tion durch die Gesellschaft zu beachten ist. 

d) Gibt es geeignete Richtlinien bzw. Arbeitsanweisungen für wesentliche Ent­

scheidungsprozesse (insbesondere Auftragsvergabe und Auftragsabwicklung, 

Personalwesen, Kreditaufnahme und -gewährung)? Haben sich Anhaltspunkte 

ergeben, dass diese nicht eingehalten werden? 

Die Geschäftsordnung vom 22.06.2015 der TGZ Halle TECHNOLOGIE UND GRÜN­

DERZENTRUM HALLE GmbH enthält neben der Geschäftsverteilung, auch die zu­

stimmungsbedürftigen Geschäfte für die Geschäftsführer. Weiterhin enthält sie geeig­

nete Richtlinien bzw. Arbeitsanweisungen für wesentliche Entscheidungsprozesse. 

Darüber hinaus wird nach den internen Organisationsrichtlinien, wie sie im QM­

Handbuch niedergelegt sind, verfahren. Es haben sich keine Anhaltspunkte ergeben, 

dass die Anweisungen und Richtlinien nicht eingehalten werden . 

e) Besteht eine ordnungsmäßige Dokumentation von Verträgen (z. B. Grundstücks­

verwaltung, EDV)? 

Es besteht eine ordnungsmäßige Dokumentation von Verträgen. 

Fragenkreis 3: Planungswesen, Rechnungswesen, Informationssystem und Con­
trolling 

a) Entspricht das Planungswesen - auch im Hinblick auf Planungshorizont und 

Fortschreibung der Daten sowie auf sachliche und zeitliche Zusammenhänge 

von Projekten - den Bedürfnissen des Unternehmens? 

Das Planungswesen entspricht im Hinblick auf Planungshorizont und Fortschreibung 

der Daten im Zusammenhang mit sachlichen und zeitlichen Zusammenhängen von 

Projekten den Bedürfnissen des Unternehmens. 
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b) Werden Planabweichungen systematisch untersucht? 

Planabweichungen werden systematisch untersucht 

c) Entspricht das Rechnungswesen einschließlich der Kostenrechnung der Größe 

und den besonderen Anforderungen des Unternehmens? 

Das Rechnungswesen einschließlich der Kostenrechnung entspricht der Größe und 

den besonderen Anforderungen des Unternehmens und ist angemessen. 

d) Besteht ein funktionierendes Finanzmanagement, welches U. 3. eine laufende 

Liquiditätskontrolle und eine Kreditüberwachung gewährleistet? 

Es besteht ein funktionierendes Finanzmanagement. 

e) Gehört zu dem Finanzmanagement auch ein zentrales Cash-Management und 

haben sich Anhaltspunkte ergeben, dass die hierfür geltenden Regelungen nicht 

eingehalten worden sind? 

Entfällt 

f) Ist sichergestellt, dass Entgelte vollständig und zeitnah in Rechnung gestellt 

werden? Ist durch das bestehende Mahnwesen gewährleistet, dass ausstehende 

Forderungen zeitnah und effektiv eingezogen werden? 

Durch Ausgliederung des Facilitymanagements an externe Dienstleister ist sicherge­

stellt, dass im Rahmen der Vermietung neben der Miete alle weiteren Entgelte für die 

Betriebskosten vollständig und zeitnah in Rechnung gestellt werden. Im Übrigen bieten 

der Betriebsablauf und die Organisation die Gewähr, dass andere als Mietentgelte voll­

ständig und zeitnah in Rechnung gestellt werden. Das bestehende Mahnwesen ge­

währleistet ausstehende Forderungen zeitnah und effektiv einzuziehen. 

g) EntspriCht das Controlling den Anforderungen des Unternehmens/Konzerns und 

umfasst es alle wesentlichen Unternehmens·' Konzernbereiche? 

Das Controlling entspricht den Anforderungen des Untemehmens und umfasst alle 

wesentlichen Unternehmensbereiche. 
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h) Ermöglichen das Rechnungs~ und Berichtswesen eine Steuerung und/oder 

Überwachung der Tochterunternehmen und der Unternehmen, an denen eine 

wesentliche Beteiligung besteht? 

Entfällt 

Fragenkreis 4: Risikofrüherkennungssystem 

a) Hat die Geschäfts-/Konzernleitung nach Art und Umfang Frühwarnsignale defi­

niert und Maßnahmen ergriffen, mit deren Hilfe bestandsgefährdende Risiken 

rechtzeitig erkannt werden können? 

Die Aufgaben und Ziele des Risikomanagements der TGZ Halle TECHNOLOGIE UND 

GRÜNDERZENTRUM HALLE GmbH werden im Qualitätsmanagement Handbuch nie­

dergelegt, einschließlich der Definition der FrOhwarnsignale und der zu ergreifenden 

Maßnahmen. 

b) Reichen diese Maßnahmen aus und sind sie geeignet, ihren Zweck zu erfüllen? 

Haben sich Anhaltspunkte ergeben, dass die Maßnahmen nicht durchgeführt 

werden? 

Die Maßnahmen sind ausreichend und geeignet ihren Zweck zu erfüllen. Es haben sich 

keine Anhaltspunkte ergeben, dass die Maßnahmen nicht durchgeführt werden. 

c) Sind diese Maßnahmen ausreichend dokumentiert? 

Die Maßnahmen sind ausreichend dokumentiert. 

d) Werden die FrühwarnsignaJe und Maßnahmen kontinuierlich und systematisch 

mit dem aktuellen Geschäftsumfeld sowie mit den Geschäftsprozessen und 

Funktionen abgestimmt und angepasst? 

FrOhwarnsignale und Maßnahmen werden kontinuierlich und systematisch mit dem 

aktuellen Geschäftsumfe!d sowie mit den Geschäftsprozessen und Funktionen abge­

stimmt und angepasst. 
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Fragenkreis 5: Finanzinstrumente, andere Termingeschäfte, Optionen und Deri­
vate 

a) Hat die Geschäfts-/Konzernleitung den Geschäftsumfang zum Einsatz von Finan­

zinstrumenten sowie von anderen Termingeschäften, Optionen und Derivaten 

schriftlich festgelegt? Dazu gehört: 

• Welche Produktellnstrumente dürfen eingesetzt werden? 

• Mit welchen Partnern dürfen die Produkte/Instrumente bis zu welchen Beträgen einge­

setzt werden? 

• Wie werden die Bewertungseinheiten definiert und dokumentiert und in welchem Um­

fang dürfen offene Posten entstehen? 

• Sind die Hedge-Strategien beschrieben, z. B. ob bestimmte Strategien ausschließlich 

zulässig sind bzw. bestimmte Strategien nicht durchgeführt werden dürfen (z. B. antizi~ 

patives Hedging)? 

Komplexe Finanzinstrumente werden nicht eingesetzt. 

b) Werden Derivate zu anderen Zwecken eingesetzt als zur Optimierung von Kredit~ 

konditionen und zur Risikobegrenzung? 

Entfällt 

c) Hat die Geschäfts-1Konzernleitung ein dem Geschäftsumfang entsprechendes 

Instrumentarium zur Verfügung gestellt insbesondere in Bezug auf 

Entfällt 

Erfassung der Geschäfte 

Beurteilung der Geschäfte zum Zweck der Risikoanalyse 

Bewertung der Geschäfte zum Zweck der Rechnungslegung 

Kontrolle der Geschäfte? 

d) Gibt es eine Erfolgskontrolle für nicht der Risikoabsicherung (Hedging) dienende 

Derivatgeschäfte und werden Konsequenzen aufgrund der Risikoentwicklung 

gezogen? 

Entfällt 
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e} Hat die Geschäfts-/KonzernJeitung angemessene Arbeitsanweisungen erlassen? 

Entfällt 

f) Ist die unterjährige Unterrichtung der Geschäfts-/Konzernleitung im Hinblick auf 

die offenen Positionen, die Risikolage und die ggf. zu bildenden Vorsorgen gere­

gelt? 

Entfällt 

Fragenkreis 6: Interne Revision 

a) Gibt es eine den Bedürfnissen des Unternehmens/Konzerns entsprechende in­

terne Revision/Konzernrevision? Besteht diese als eigenständige Stelle oder 

wird diese Funktion durch eine andere Stelle (ggl. welche?) wahrgenommen? 

Die Gesellschaft hat sich einem QM-Audit unterzogen und wurde zertifiziert. Die Orga­

nisationsanweisungen im QM Handbuch bieten die Gewähr, dass eine der Größe der 

Gesellschaft angemessene Funktionstrennung erfüllt wird. Eine interne Revision als ei­

genständige Stelle ist damit entbehrlich. Wesentliche Teile des Geschäftsbetriebes 

werden durch die EVH GmbH abgewickelt (Facilitymanagement). Im Rahmen der Ge­

schäftsbesorgung mit der EVH GmbH unteniegt dieser Teil des Geschäftsbetriebes der 

Prüfung durch die Innen revision der EVH GmbH. 

b) Wie ist die Anbindung der internen Revision/Konzernrevision im Unterneh­

men/Konzern? Besteht bei ihrer Tätigkeit die Gefahr von Interessenkonflikten? 

Entfällt 
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c) Welches waren die wesentlichen Tätigkeitsschwerpunkte der internen Revisi­

on/Konzernrevision im Geschäftsjahr? Wurde auch geprüft, ob wesentlich mitei­

nander unvereinbare Funktionen (z. B. Trennung von Anweisungen und Vollzug) 

organisatorisch getrennt sind? Wann hat die interne Revision das letzte Mal über 

Korruptionsprävention berichtet? Liegen hierüber schriftliche Revisionsberichte 

vor? 

Entfälli 

d) Hat die interne Revision ihre Prüfungsschwerpunkte mit dem Abschlussprüfer 

abgestimmt? 

Entfäll! 

e) Hat die interne Revision/Konzernrevision bemerkenswerte Mängel aufgedeckt 

und um welche handelt es sich? 

Entfällt 

f} Welche Konsequenzen werden aus den Feststellungen und Empfehlungen der 

internen Revision/Konzernrevision gezogen und wie kontrolliert die interne Revi­

sion/Konzernrevision die Umsetzung ihrer Empfehlungen? 

Entfällt 

Fragenkreis 7: Übereinstimmung der Rechtsgeschäfte und Maßnahmen mit Ge­
setz, Satzung, Geschäftsordnung, Geschäftsanweisung und bin­
denden Beschlüssen des Überwachungsorgans 

a) Haben sich Anhaltspunkte ergeben, dass die vorherige Zustimmung des Über­

wachungsorgans zu zustimmungspflichtigen Rechtsgeschäften und Maßnahmen 

nicht eingeholt worden ist? 

Es haben sich keine Anhaltspunkte ergeben, dass die vorherige Zustimmung des 

Überwachungsorgans zu zustimmungspflichtigen Rechtsgeschäften und Maßnahmen 

nicht eingeholt wurde. 
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b) Wurde vor der Kreditgewährung an Mitglieder der Geschäftsleitung oder des 

Überwachungsorgans die Zustimmung des Überwachungsorgans eingeholt? 

Entfallt 

c) Haben sich Anhaltspunkte ergeben, dass anstelle zustimmungsbedürftiger Maß­

nahmen ähnliche, aber nicht als zustimmungsbedürftig behandelte Maßnahmen 

vorgenommen worden sind (z. B. Zerlegung in Teilmaßnahmen)? 

Es haben sich keine Anhaltspunkte ergeben. 

d) Haben sich Anhaltspunkte ergeben, dass die Geschäfte und Maßnahmen nicht 

mit Gesetz, Satzung, Geschäftsordnung, Geschäftsanweisung und bindenden 

Beschlüssen des Überw3chungsorgans übereinstimmen? 

Es haben sich keine Anhaltspunkte ergeben, dass die Geschäfte und Maßnahmen 

nicht mit Gesetz, Satzung, Geschäftsordnung, Geschäftsanweisung und bindenden 

Beschlüssen des Oberwachungsorgans übereinstimmen. 

Fragenkreis 8: Durchführung von Investitionen 

a) Werden Investitionen (in Sachanlagen, Beteiligungen, sonstige Finanzanlagen, 

immaterielle Anlagewerte und Vorräte) angemessen geplant und vor Realisierung 

auf RentabilitätfWirtschaftlichkeit, Finanzierbarkeit und Risiken geprüft? 

Investitionen werden angemessen geplant und vor Realisierung auf Rentabili­

tät/INirtschaftlichkeit, Finanzierbarkeit und Risiken geprüft. 

b) Haben sich Anhaltspunkte ergeben, dass die Unterlagen/Erhebungen zur Preis~ 

ermittlung nicht ausreichend waren, um ein Urteil über die Angemessenheit des 

Preises zu ermöglichen (z.B. bei Erwerb bzw. Veräußerung von Grundstücken 

oder Beteiligungen)? 

Es haben sich keine Anhaltspunkte ergeben, dass die Unterlagen/Erhebungen zur 

Preisermittlung nicht ausreichend waren. 
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c) Werden Durchführung, Budgetierung und Veränderungen von Investitionen lau ~ 

fend überwacht und Abweichungen untersucht? 

Durchführung, BUdgetierung und Veränderungen von Investitionen werden laufend 

überwacht und Abweichungen untersucht. 

d) Haben sich bei abgeschlossenen Investitionen wesentliche Überschreitungen 

ergeben? Wenn ja, in welcher Höhe und aus welchen Gründen? 

Es haben sich keine wesentlichen Überschreitungen bei den abgeschlossenen Investi­

tionen ergeben. 

e) Haben sich Anhaltspunkte ergeben, dass Leasing- oder vergleichbare Verträge 

nach Ausschöpfung der Kreditlinien abgeschlossen wurden? 

Es haben sich keine Anhaltspunkte ergeben, dass Leasing- oder vergleichbare Verträ­

ge nach Ausschöpfung der Kreditlinien abgesch lossen wurden. 

Fragenkreis 9: Vergabe regelungen 

a) Haben sich Anhaltspunkte für eindeutige Verstöße gegen Vergaberegelungen 

(z.B. VOB, VOl, VOF, EU-Regelungen) ergeben? 

Es haben sich keine Anhaltspunkte für Verstöße gegen Vergabe regelungen ergeben. 

b) Werden für Geschäfte, die nicht den Vergaberegelungen unterliegen) Konkurren­

zangebote (z. B. auch für Kapitalaufnahmen und Getdanlagen) eingeholt? 

Im Geschäftsjahr gab es noch keine wesentlichen Investitionen . Bei Gebäudeinvestitio­

nen gibt es den Vergabevorschlag der durch die Stadt Halle geprüft wird. Danach er­

fOlgt erst der Gesellschafterbeschluss mit Weisung an die Geschäftsführung. 
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Fragenkreis 10: Berichterstattung an das Überwachungsorgan 

a) Wird dem Überwachungsorgan regelmäßig Bericht erstattet? 

Der GeselischafterversammJung und dem Aufsichtsrat als Überwachungsorgan wird 

regelmäßig Bericht erstattet Dies erfolgt mündlich in Sitzungen unter Einsatz von 

schriftlichen Beschlussvorlagen. Für die Stadt Halle werden darüber hinaus im Quar­

talsrhythmus Beteiligungsberichte erstellt Auf Anforderungen erfolgt bei Anfragen eine 

weitere Berichterstattung durch die Geschäftsführer an ihre Organe und entschei­

dungsbefugten Stellen. 

b) Vennitteln die Berichte einen zutreffenden Einblick in die wirtschaftliche Lage 

des Unternehmens/Konzerns und in die wichtigsten Unternehmens-

IKonzernbereiche? 

Die Berichte vermitteln einen zutreffenden Einblick in die wirtschaftliche Lage des Un­

ternehmens. 

c) Wurde das Überwachungsorgan über wesentliche Vorgänge angemessen und 

zeitnah unterrichtet? Liegen insbesondere ungewöhnliche, risikoreiche oder 

nicht ordnungsgemäß abgewickelte Geschäftsvorfälle sowie erkennbare Fehl~ 

dispositionen oder wesentliche Unterlassungen vor und wurde hierüber berich~ 

tet? 

Die Gesellschafterversammlung und der Aufsichtsrat wurden über wesentliche Vorgän­

ge angemessen und zeitnah unterrichtet. Ungewöhnliche, risikoreiche oder nicht ord­

nungsgemäß abgewickelte Geschäftsvorfälle sowie erkennbare Fehldispositionen oder 

wesentliche Unterlassungen liegen nicht vor. 

d} Zu welchen Themen hat die Geschäfts-/Konzemleitung dem Überwachungsorgan 

auf dessen besonderen Wunsch berichtet (§ 90 Abs. 3 AktG)? 

Entfällt 
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e) Haben sich Anhaltspunkte ergeben, dass die Berichterstattung (z. B. nach 

§ 90 AktG oder unternehmensinternen Vorschriften) nicht in allen Fällen ausrei­

chend war? 

Hierfür haben sich keine Anhaltspunkte ergeben. 

f) Gibt es eine D&O-Versicherung? Wurde ein angemessener Selbstbehalt verein­

bart? Wurden Inhalt und Konditionen der D&O-Versicherung mit dem Überwa­

chungsorgan erörtert? 

Eine D&O-Versicherung mit angemessenem Selbstbehalt liegt vor. 

g) Sofern Interessenkonflikte der Mitglieder der Geschäftsleitung oder des Überwa­

chungsorgans gemeldet wurden, ist dies unverzüglich dem Überwachungsorgan 

offengelegt worden? 

Entfällt 

Fragenkreis 11: Ungewöhnliche Bilanzposten und stille Reserven 

a) Besteht in wesentlichem Umfang offenkundig nicht betriebsnotwendiges Vermö­

gen? 

Es besteht kein offenkundig nicht betriebsnotwendiges Vermögen. 

b) Sind Bestände auffallend hoch oder niedrig? 

Es bestehen keine auffallend hohen oder niedrigen Bestände. 

c) Haben sich Anhaltspunkte ergeben, dass die Vermögenslage durch im Vergleich 

zu den bilanzielJen Werten erheblich höhere oder niedrigere Verkehrswerte der 

Vermögensgegenstände wesentlich beeinflusst wird? 

Es haben sich keine Anhaltspunkte ergeben, dass die Vermögenslage durch im Ver­

gleich zu den bilanziellen Werten erheblich höhere oder niedrigere Verkehrswerte der 

Vermögensgegenstände wesentlich beeinflusst wird. 
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Fragenkreis 12: Finanzierung 

a) Wie setzt sich die Kapitalstruktur nach internen und externen Finanzierungsquel­

len zusammen? Wie sollen die am Abschlussstichtag bestehenden wesentlichen 

Investitionsverpflichtungen finanziert werden? 

Die Unternehmensfinanzierung erfolgt im Wesentlichen durch Eigenmittel. 

b) Wie ist die Finanzlage des Konzerns zu beurteilen, insbesondere hinsichtlich der 

Kreditaufnahmen wesentlicher Konzerngesellschaften? 

Entfällt 

c) In welchem Umfang hat das Unternehmen Finanz-/Fördermittel einschließlich 

Garantien der öffentlichen Hand erhalten? Haben sich Anhaltspunkte ergeben, 

dass die damit verbundenen Verpflichtungen und Auflagen des Mittelgebers 

nicht beachtet wurden? 

Die Zweckbindung für Fördermittel aus Vo~ahren (EFRE-Fördermiltel) laufen bis 2023. 

Die Patronalserklärung der Stadt Halle (Saale) und weiterer öffentlicher Gesellschaften 

stellen unmittelbare und mittelbare Garantieerklärungen der öffentlichen Hand dar. Es 

haben sich keine Anhaltspunkte ergeben, dass die damit verbundenen Verpflichtungen 

und Auflagen des Miltelgebers nicht beachtel wurden. 

Fragenkreis 13: EigenkapitaJausstattung und Gewinnverwendung 

a) Bestehen Finanzierungsprobleme aufgrund einer evtl. zu niedrigen Eigenkapital­

ausstattung? 

Die Eigenkapitalausstattung ist angemessen. 

b) Ist der Gewinnverwendungsvorschlag (Ausschüttungspolitik, Rücklagenbildung) 

mit der wirtschaftlichen Lage des Unternehmens vereinbar? 

Der Gewinnverwendungsvorschlag erfolgt satzungsgemäß und ist mit der wirtschaftli­

chen Lage des Unternehmens vereinbar. 
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Fragenkreis 14: RentabilitätIWirtschaftlichkeit 

a) Wie setzt sich das Betriebsergebnis des Unternehmens/Konzerns nach Segmen~ 

ten/Konzernunternehmen zusammen? 

Entfällt 

b) Ist das Jahresergebnis entscheidend von einmaligen Vorgängen geprägt? 

Das Jahresergebnis ist nicht entscheidend von einmaligen Vorgängen geprägt. 

c) Haben sich Anhaltspunkte ergeben, dass wesentliche Kredit- oder andere Leis­

tungsbeziehungen zwischen Konzerngesellschaften bzw. mit den Gesellschaf­

tern eindeutig zu unangemessenen Konditionen vorgenommen werden? 

Es haben sich hierfür keine Anhaltspunkte ergeben. 

d) Wurde die Konzessionsabgabe steuer- und preisrechtlich erwirtschaftet? 

Entfällt 

Fragenkreis 15: Verlustbringende Geschäfte und ihre Ursachen 

a) Gab es verlustbringende Geschäfte, die für die Vermögens- und Ertragsjage von 

Bedeutung waren und was waren die Ursachen der Verluste? 

Verlustbringende Geschäfte, die für die Vermögens- und Ertragslage von Bedeutung 

waren, lagen im Geschäftsjahr nicht vor. 

b) Wurden Maßnahmen zeitnah ergriffen, um die Verluste zu begrenzen, und um 

welche Maßnahmen handelt es sich? 

Entlällt, vg l. a) 
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Fragenkreis 16: Ursachen des Jahresfehlbetrages und Maßnahmen zur Verbesse~ 
rung der Ertragslage 

a) Was sind die Ursachen des Jahresfehlbetrages? 

Entfällt 

b) Welche Maßnahmen wurden eingeleitet bzw. sind beabsichtigt, um die Ertragsla­

ge des Unternehmens zu verbessern? 

Strategische Maßnahmen zur Verbesserung der Ertragslage wurden nicht eingeleitet. 

Die voraussichtliche Entwicklung der Ertragslage ergibt sich aus der mittelfristigen vor­

läufigen Planung für die Jahre 2016 bis 2021. 
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Allgemeine Auftragsbedingungen 
für 

Wirtschaftsprüfer und Wirtschaftsprüfungsgesellschaften 
vom 1. Januar 2002 

1. Geltungsbereich 

(1) Die Auftragsbedingungen gelten für die Vertrage zwischen Wirtschafts­
prüfern oder Wirtschaftsprüfungsgesellschaften (im nachstehenden 
zusammenfassend ~Wjrtschaftsprüfer genannt) und ihren Auftraggebern über 
Prüfungen, Beratungen und sonstige Auftrage, soweit nicht etwas anderes 
ausdrücklich schriftlich vereinbart oder gesetzlich zwingend vorgeschrieben 
ist. 

(2) Werden im Einzelfall ausnahmsweise vertragliche Beziehungen auch 
zwischen dem Wirtschaftsprüfer und anderen Personen als dem 
Auftraggeber begründet, so gelten auch gegenüber solchen Dritten die 
Beslimmungen der nachstehenden Nr. 9. 

2. Umfang und Ausführung des Auftrages 

(1) Gegenstand des Auftrages ist die vereinbarte leistung, nicht ein 
bestimmter wirtschaftlicher Erfolg. Der Auftrag wird nach den Grundsätzen 
ordnungsmäßiger Berufsausübung ausgeführt. Der Wirtschaftsprüfer ist 
berechtigt, sich zur Durchführung des Auftrages sachverständiger Personen 
zu bedienen. 

(2) Die Berücksichtigung ausländischen Rechts bedarf - außer bei betriebs­
WIrtschaftlichen Prüfungen - der ausdrücklichen schriftlichen Vereinbarung. 

(3) Der Auftrag erstreckt sich, soweit er nicht darauf gerichtet ist, nicht auf 
die Prüfung der Frage, ob die Vorschriften des Steuerrechts oder 
Sondervorschriften, wie z. B. die Vorschriften des Preis-, Wetlbewerbs­
beschränkungs- und Bewirtschaftungsrechts beachtet sind; das gleiche gilt 
für die Feststellung, ob Subventionen, Zulagen oder sonstige 
Vergünstigungen in Anspruch genommen werden können. Die Ausführung 
eines Auftrages umfasst nur dann Prüfungshandlungen, die gezielt auf die 
Aufdeckung von Buchfälschungen und sonstigen Unregelmäßigkeiten 
geriChtet sind, wenn sich bei der Durchfüh rung von Prüfungen dazu ein 
Anlass ergibt oder dies ausdrücklich schriftlich vereinbart ist. 

(4) Ändert .. sich die Rechtslage nach Abgabe der abschließenden 
beruflichen AußerLl!lg, so ist der Wirtschaftsprüfer nicht verpflichtet, den 
Auftraggeber auf Anderungen oder sich daraus ergebende Folgerungen 
hinzuweisen. 

3. Aufklärungspflicht des Auftraggebers 

(1) Der Auftraggeber hat dafür zu sorgen, daß dem Wirtschaftsprüfer auch 
ohne dessen besondere Aufforderung alle für die Ausführung des Auftrages 
notwendigen Unterlagen rechtzeitig vorgelegt werden und ihm von allen 
Vorgängen und Umständen Kenntms gegeben wird, die für dIe Ausführung 
des Auftrages von Bedeutung sein können. Dies gilt auch für die Unterlagen, 
Vorgänge und Umstände, die erst während der Tätigkeit des 
Wirtschaftsprufers bekannt werden. 

(2) Auf Verlangen des Wirtschaftsprüfers hat der Auftraggeber die 
Vollständigkeit der vorgelegten Unterlagen und der gegebenen Auskünfte 
und Erklärungen in einer vom Wirtschaftsprüfer formulierten schriftlichen 
Erklärung zu bestätigen. 

4. Sicherung der Unabhängigkeit 

Der Auftraggeber steht dafür ein, daß alles unterlassen wird, was die Unab­
hängigkeit der Mitarbeiter des Wirtschaftsprüfers gefährden könnte. Dies gilt 
insbesondere für Angebote auf Anstellung und für Angebote , Aufträge auf 
eigene Rechnung zu übernehmen . 

5. Berichterstattung und mündliche Auskünfte 

Hat der Wirtschaftsprüfer die Ergebnisse seiner Tätigkeit schriftlich darzu­
stellen, so ist nur die schriftliche Darstellung maßgebend. Bei Prüfungsauf­
trägen wird der Berichl, soweit nichts anderes vereinbart ist, schriftlich 
erstattet. Mündliche Erklärungen und Auskünfte von Mitarbeitem des 
Wirtschaftsprüfers außerhalb des erteilten Auftrages sind stets unverbindlich. 

6. Schutz des ge istigen Eigentums des Wirtschaftsprüfers 

Der Auftraggeber steht dafür ein, daß die im Rahmen des Auftrages vom 
Wirtschaftsprüfer gefertigten Gutachten, Organisationspläne, Entwürfe, 
Zeichnungen, Aufslellungen und Berechnungen, insbesondere Massen- und 
Kostenberechnungen, nur für seine eigenen Zwecke verwendet werden. 

7. Weitergabe einer beruflichen Äußerung des Wirtschaftsprüfers 

(1) Die Weitergabe beruflicher Äußerungen des Wirtschaftsprüfers 
(Berichte, Gutachten und dgl.) an einen Dritten bedarf der schriftlichen 
Zustimmung des Wirtschaftsprüfers, soweit sich nicht bereits aus dem 
Auftragsinhalt die Einwilligung zur Weitergabe an einen bestimmten Dritten 
ergibt. 
Gegenüber einem Dritten haftet der Wirtschaftsprüfer (im Rahmen von Nr. 9) 
nur, wenn die Voraussetzungen des Satzes 1 gegeben sind. 

(2) Die Verwendung beruflicher Äußerungen des Wirtschaftsprüfers zu 
Werbezwecken ist unzulässig ; ein Verstoß berechtigt den Wirtschaftsprüfer 
zur fristlosen Kündigung aller noch nicht durchgeführten Aufträge des 
Auftraggebers. 

8. Mängelbeseitigung 

(1) Bei etwaigen Mängeln hat der Auftraggeber Anspruch auf 
Nacherfüflung durch den Wirtschaftsprüfer. Nur bei Fehlschlagen der 
Nacherfüllung kann er auch Herabsetzung der Vergütung oder 
Rückgängigmachung des Vertrages verlangen; ist der Auftrag von einem 
Kaufmann im Rahmen seines Handelsgewerbes, einer juristischen Person 
des öffentlichen Rechts oder von einem öffentlich-rechtlichen 
Sondervermögen erteilt worden, so kann der Auftraggeber die 
Rückgängigmachung des Vertrages nur verlangen, wenn die erbrachte 
leistung wegen Fehlschlagens der Nacherfüllung für ihn ohne Interesse ist. 
Soweit darüber hinaus Schadensersatzansprüche bestehen, gift Nr. 9. 

(2) Der Anspruch auf Beseitigung von Mängeln muß vom Auftraggeber 
unverzüglich schriftlich geltend gemacht werden. Ansprüche nach Abs. 1, die 
nicht auf einer vorsätzlichen Handlung beruhen, verjähren nach Ablauf eines 
Jahres ab dem gesetzlichen Verjährungsbeginn. 

(3) Offenbare Unrichtigkeiten, wie z. B. Schreibfehler, Rechenfehler und 
formelle Mängel, die in einer beruflichen Äußerung (Bericht, Gutachten und 
dgl.) des Wirtschaftsprüfers enthalten sind, können jederzeit vom Wirt­
schaftsprüfer auch Dritten gegen.0ber berichtigt werden. Unrichtigkeiten, die 
geeignet sind, in der beruflichen Außerung des Wirtschaftspri,ifers enthaILene 
Ergebnisse in Frage zu stellen, berechtigen diesen, die Außerung auch 
Dritten gegenüber zurückzunehmen. In den vorgenannten Fällen ist der 
Auftraggeber vom Wirtschaftsprüfer lunlichst vorher zu hören. 

9. Haftung 

(1) Für gesetzlich vorgeschriebene Prüfungen gilt die Haftungs-
beschränkung des § 323 Abs. 2 HGB. 

(2) Haftung bei Fahrfässigkeit, Einzelner Schadensfall 

Falls weder Abs. 1 eingreift noch eine Regelung im Einzelfall besteht. ist die 
Haftung des Wirtschaftsprüfers für Schadensersatzansprüche jeder Art, mit 
Ausnahme von Schäden aus der VerletzunQ von leben, Körper und 
Gesundheit, bei einem fahrlässig verursachten eInzelnen Schadensfall gem. 
§ 54 a Abs. 1 Nr. 2 WPO auf 4 Mio. € beschränkt; dies gilt auch dann, wenn 
eine Haftung gegenüber einer anderen Person als dem Auftraggeber 
begründet sein sollte. Ein einzelner Schadensfall ist auch bezüglich eines 
aus mehreren Pflichtverletzungen stammenden einheitlichen Schadens 
ge~eben. Der einzelne Schadensfall umfaßt sämtliche Folgen einer 
PflIchtverletzung ohne Rücksicht darauf, ob Schaden in einem oder in 
mehreren aufeinanderfolgenden Jahren entstanden sind. Dabei gilt 
mehrfaches auf gleicher oder gleichartiger Fehlerquelle beruhendes Tun 
oder Unterlassen als einheitliche Pflichtverletzung, wenn die betreffenden 
Angelegenheiten miteinander in rechtlichem oder wirtschaftlichem 
Zusammenhang stehen. In diesem Fall kann der Wirtschaftsprüfer nur bis 
zur Höhe von 5 Mio. € in Anspruch genommen werden. Die Begrenzung auf 
das Fünffache der Mindestversicherungssumme gilt nicht bei gesetzlich 
vorgeschriebenen Pflichtprüfungen. 

(3) AusschJußfristen 

Ein Schadensersatzanspruch kann nur innerhalb einer Ausschlußfnst von 
einem Jahr geltend gemacht werden, nachdem der Anspruchsberechtigte 
von dem Schaden und von dem anspruchsbegründenden Ereignis Kenntnis 
erlangt hat, spätestens aber innerhalb von 5 Jahren nach dem anspruchs­
begründenden Ereignis. Der Anspruch erlischt, wenn nicht innerhalb einer 
Frist von sechs Monalen seit der schriftlichen Ablehnung der Ersatzleislung 
Klage erhoben wird und der Auftraggeber auf diese Folge hingewiesen 
wurde. 

Das Recht, die Einrede der Verjährung gellend zu machen, bleibt unberuhrt. 
Die S;itze 1 bis 3 gelten auch bei gesetzlich vorgeschriebenen Prüfungen mit 
gesetzlicher Haftungsbeschränkung. 
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10. Ergänzende Bestimmungen für Prüfungsaufträge 

(1) Eine nachträg liche Änderung oder Kürzung des durch den 
WirtschaftsprOfer geprüften und mit einem Bestätigungsvermerk versehenen 
Abschlusses oder Lageberichts bedarf, auch wenn eine Veröffentl ichung 
nicht stattfindet, der schriftlichen Einwilligung des WirtschaftsprOfers. Hai der 
Wirtschaftsprüfer einen Bestätigungsvermerk nicht erteilt , so ist ein Hinweis 
auf die durch den Wirtschaftsprüfer durchgeführte Prüfung im Lagebericht 
oder an anderer für die Öffentlichkeit bestimmter Stelle nur mit schriftlicher 
Einwilligung des Wirtschaftsprüfers und mit dem von ihm genehmigten 
Wortlaut zulässig. 

(2) Widerruft der Wirtschaftsprüfer den Bestätigungsvermerk, so darf der 
Bestätigungsvermerk nicht weiterverwendet werden. Hat der Auftraggeber 
den Bestätigungsvermerk bereits verwendet, so hat er auf Verlangen des 
Wirtschaftsprüfers den Widerruf bekanntzugeben. 

(3) Der Auftraggeber hat Anspruch auf fünf Berichtsausfertigungen. 
Weitere Ausfertigungen werden besonders in Rechnung gestellt. 

11 . Ergänzende Bestimmungen für Hil feleistung in Steuersachen 

(1) Der Wirtschaftsprüfer ist berechtigt, sowohl bei der Beratung in 
steuerlichen Einzelfragen als auch im Falle der Dauerberatung die vom 
Auftraggeber genannten Tatsachen, insbesondere Zahlenangaben, als 
richtig und vollständig zugrunde zu regen; dies gilt auch für 
Buchführungsaufträ~e . Er hat jedoch den Auftraggeber auf von ihm 
feslgestel1le Unnchtlgkeiten hinzuweisen. 

(2) Der Steuerberalungsauftrag umfaßI nicht die zur Wahrung von Fristen 
erforderlichen Handlungen, es sei denn, daß der Wirtschaftsprüfer hierzu 
ausdrücklich den Auftrag übernommen hat. In diesem Falle hat der 
Auflrag~eber dem Wirtschaftsprüfer alle für die Wahrung von Fristen 
wesenillchen Unlerlagen, insbesondere Steuerbescheide, so rechtzeitig 
vorzulegen, daß dem Wirtschaftsprüfer eine angemessene Bearbeitungszelt 
zur Verfügung steht. 

(3) Mangels einer anderweitigen schriftlichen Vereinbarung umfaßt die 
laufende Steuerberatung folgende, in die Vertragsdauer fallenden 
Tätigkeiten: 

a) Ausarbeitung der Jahressteuererklärungen für die Einkommensteuer, 
Körperschaftsteuer und Gewerbesteuer sowie der 
Vermögensteuererklärungen, und zwar auf Grund der vom Auftraggeber 
vorzulegenden Jahresabschlüsse und sonstiger, für die Besteuerung 
erforderlicher Aufstellungen und Nachweise 

b) Nachprüfung von Steuerbescheiden zu den unter a) genannten Steuern 
c) Verhandlungen mit den Finanzbehörden im Zusammenhang mit den 

unter a) und b) genannten Erklärungen und Bescheiden 
d) Mitwirkung bei Betriebsprüfungen und Auswertung der Ergebnisse von 

Betriebsprüfungen hinsichtlich der unter a) genannten Steuern 
e) Mitwirkung in Einspruchs- und Beschwerdeverfahren hinsichtl ich der 

unter a) genannlen Steuern. 

Der Wirtschaftsprüfer berücksichtigt bei den vorgenannten Aufgaben die 
wesentliche veröffentlichte Rechtsprechung und Verwaltungsauffassung. 

(4) Emält der Wirtschaftsprüfer für die laufende Steuerberatung ein 
Pauschalhonorar, so sind mangels anderweitiger schriftlicher 
Vereinbarungen die unter Abs. 3 d) und e) genannten Tätigkeiten gesondert 
zu honorieren. 

(5) Die Bearbeitung besonderer EInzeifragen der Einkommensteuer, 
Körperschaftsteuer Gewerbesteuer, Einheitsbewertung und 
Vermögensteuer sowie aller Fragen der Umsatzsteuer, Lohnsteuer, 
sonstigen Steuern und Abgaben erfolg! auf Grund eines besonderen 
Auftrages. Dies gilt auch für 

a) die Bearbeitung einmalig anfallender Sieuerangelegenheiten, z. 8. auf 
dem Gebiet der Erbschaftsteuer, Kapitalverkehrsteuer, 
Grunderwerbsteuer, 

b) die Mitwirkung und Vertretung in Verfahren vor den Gerichten der 
Finanz- und der Verwaltungsgerichlsbarkeit sowie in Sieuersirafsachen 
und 

c) die beratende und gutachtliche Tätigkeit im Zusammenhang mit 
Umwandlung, Verschmelzung, Kapitalerhöhung und -herabsetzung, 
Sanierung, Eintritt und Ausscheiden eines Gesellschafters, 
Betriebsveräußerung, Liquidation und dergleichen. 

(6) Soweit auch die Ausarbeitung der Umsatzsteuerjahreserklärung als 
zusätzliche Tätigkeit übernommen wird, gehört dazu nicht die Überprüfung 
etwaiger besonderer buchmäßiger Voraussetzungen sowie die Frage, ob 
alle in Betracht kommenden umsatzsteuerrechtlichen Vergünstigungen 
wahrgenommen worden sind. Eine Gewahr für die vollständige Erfassung 
der Unterlagen zur Geltendmachung des Vorsteuerabzuges wird nicht 
übernommen. 

12. Schweigepflicht gegenüber Dritten, Datenschutz 

(1) Der Wirtschaftsprüfer ist nach Maßgabe der Gesetze verpflichtet, über 
alle Tatsachen, die ihm im Zusammenhang mit seiner Tätigkeit für den 
Auftraggeber bekannt werden, Stillschweigen zu bewahren, gleichviel , ob es 
sich dabei um den Auftraggeber selbst oder dessen Geschäftsverbindun!;Jen 
handelt, es sei denn, daß der Auftraggeber ihn von dieser Schweigepflicht 
entbindet. 

(2) Der Wirtschaftsprüfer darf Berichte, Gutachten und sonstige 
schriftliche Äußerungen über die Ergebnisse seiner Tätigkeit Dritten nur mit 
Einwilligung des Auftraggebers aush3ndigen. 

(3) Der Wirtschaftsprüfer ist befugt, ihm anvertraute personen bezogene 
Daten im Rahmen der Zweckbestimmung des Auftraggebers zu verarbeiten 
oder durch Dritte verarbeiten zu lassen. 

13. Annahmeverzug und unterlassene Mitwirkung des Auftraggebers 

Kommt der Auftraggeber mit der Annahme der vom Wirtschaftsprüfer 
angebotenen Leistung in Verzug oder unterläßt der Auftraggeber eine ihm 
nach NT. 3 oder sonst wie obliegende Mitwirkung, so ist der Wirtschaftsprüfer 
zur fristlosen Kündigung des Vertrages berechtigt. Unberührt bleibt der 
Anspruch des Wirtschaftsprüfers auf Ersatz der Ihm durch den Verzug oder 
die untenassene Mitwirkung des Auftraggebers entstandenen 
Mehraufwendungen sowie des verursachten Schadens, und zwar auch 
dann, wenn der Wirtschaftsprüfer von dem KOndigungsrech! keinen 
Gebrauch macht. 

14. Vergütung 

(1) Der Wirtschaftsprüfer haI neben seiner GebOhren- oder 
Honorarforderung Anspruch auf Erstattung seiner Auslagen; die 
Umsatzsteuer wird zusätzlich berechnet. Er kann angemessene Vorschüsse 
auf Vergütung und Auslagenersatz verlangen und die Auslieferung seiner 
l eistung von der vollen Befriedigung seiner Ansprüche abhängig machen. 
Mehrere Auftraggeber haften als Gesamtschuldner. 

(2) Eine Aufrechnung gegen Forderungen des Wirtschaftsprüfers auf 
Vergütung und Auslagenersatz ist nur mit unbestrittenen oder rechtskräftig 
festgestellten Forderungen zulässig. 

15. Aufbewahrung und Herausgabe von Unterlagen 

(1) Der Wirtschaftsprüfer bewahrt die im Zusammenhang mit der 
Erledigung eines Auftrages ihm übergebenen und von ihm selbst 
angefertigten Unterlagen sowie den über den Auftrag geführten 
Schriftwechsel zehn Jahre auf. 

(2) Nach Befnedigung seiner Ansprüche aus dem Auftrag hat der 
Wirtschaftsprüfer auf Verlangen des Auftraggebers alle Unterlagen 
herauszugeben, die er aus Anlaß seiner Tatigkeit für den Auftrag von diesem 
oder für diesen emalten hat. Dies gill jedoch nich l für den Schriftwechsel 
zwischen dem Wirtschaftsprüfer und seinem Au ftraggeber und für die 
SchnftSlücke, die dieser bereits in Urschrift oder Abschrift besitzt. Der 
Wirtschaftsprüfer kann von Unterlagen, die er an den Auftraggeber 
zurückgibt, Abschriften oder FotOkopien anfertigen und zurückbehalten. 

16. Anzuwendendes Recht 

FOr den Auftrag, seine Durchführung und die sich hieraus ergebenden 
Ansprüche gilt nur deutsches Recht. 


